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Sonderheft zur Landesverfassungsgerichtsbarkeit und zu den Landesgrundrechten 
 

Liebe Leserinnen und Leser, 

 

wir haben uns für diesen Sommer entschieden, ein Sonderheft zur Landesverfassungsgerichtsbarkeit herauszugeben. 

Die Landesverfassungsgerichtsbarkeit sollte sich im Lauf der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland nicht zu 

einem „alte[n] föderalen Zopf“ (Walter Leisner) entwickeln, auch wurden sie nicht mangels Entscheidungsmasse 

überflüssig, wie manche in früher Zeit unkten (Otto Bachof). Ein Überflüssigwerden mag heute, in der Berliner Re-

publik, niemand mehr ernsthaft behaupten (Hans-Jürgen Papier). Im Gegenteil, die Relevanz der Landesverfassungs-

gerichtsbarkeit nahm – für manche gar erstaunlicherweise (Peter M. Huber) – über die letzten Jahre zu. Andere er-

kennen in der deutschen Landesverfassungsgerichtsbarkeit die Vollendung (Klaus Stern), ja gar die Krönung (Peter 

Lerche) der Verfassungsstaatlichkeit. 

 

Denkt man indes an die eigene juristische Ausbildung zurück, so mag bei vielen die Landesverfassungsgerichtsbarkeit 

allenfalls am Rande eine Rolle gespielt haben, war sie häufig nur eine Nebenbemerkung wert – das wird ihrer tat-

sächlicher Bedeutung keinesfalls gerecht. Man mag diesen Umstand gar als bedenklich einschätzen. 

 

Der Schatten, den das Bundesverfassungsgericht auf die Verfassungsgerichte der Länder wirft, wird indes zuneh-

mend geringer. Nicht zuletzt haben die Wiedervereinigung und die anschließenden Verfassungsgebungsprozesse die 

Fachöffentlichkeit wieder vermehrt auf diese Materie der Verfassungsgerichte auf Länderebene gelenkt. Aktuell 
feiern nun die mit der Wiedervereinigung beigetretenen Länder jeweils das 25jährige Bestehen ihrer Verfassungsge-

richte. Auch dies rückt die Gerichte in wachsendem Maße in den Fokus der öffentlichen Wahrnehmung. Aber es sind 

nicht bloß die Feierlichkeiten rund um die Landesverfassungsgerichte, die Aufmerksamkeit erzeugen und deren Be-

kanntheit steigern, sondern gerade auch deren Entscheidungen, man denke nur an die Gebietsreformen der letzten 

Jahre oder die Entscheidungen im Kontext von Wahlen auf Landes- und kommunaler Ebene zurück. 

 

Dieses Heft versammelt vier Beiträge, die es Ihnen ermöglichen sollen, sich bündig einen Überblick über die Landes-

verfassungsgerichtsbarkeit zu verschaffen. Lukas C. Gundling führt kurz in das Phänomen und die Legitimation der 

Verfassungsgerichtsbarkeit ein. Anschließend informieren Antonia Daszenies und Robert Gmeiner über die Landes-

grundrechte, die weiter reichen als die des Grundgesetzes und deren Gewährung von den jeweiligen Landesbürgern 
vor den Landesverfassungsgerichten erstritten werden können. Nicht wenigen Juristen in Ausbildung ist es unbe-

kannt, dass der Umfang des Grundrechtsschutzes zwischen den Ländern variiert. Hannes Berger vermittelt darauf-

folgend einen Eindruck von der Arbeitsweise der Verfassungsgerichte und befasst sich mit deren Methoden. Am 

Ende des Heftes steht ein Beitrag aus der Politikwissenschaft, der zu vermitteln vermag, dass das Interesse an der 

Landesverfassungsgerichtsbarkeit über die Rechtswissenschaft hinauszureichen vermag. Gerade auch in der Politik-

wissenschaft ist ein verstärktes Interesse an der Landesverfassungsgerichtsbarkeit zu erkennen. Oliver W. Lembcke 

und Michael Güpner befassen sich in diesem Heft mit Analyseinstrumenten zur Bestimmung der (politischen) Stärke 

von Landesverfassungsgerichten. 

 

In der Frage des Verhältnisses der Landesverfassungsgerichte zum Bundesverfassungsgericht sei zunächst auf Josef 

Franz Lindner, JZ 2018, 369ff. und die Ausführungen von Manfred Baldus in „20 Jahre Verfassungsgerichtsbarkeit in 

den neuen Ländern“, Berlin 2014, S. 19ff. verwiesen. Hierzu wird ein weiterer Beitrag der Folgehefte erwartet. 

 

Die Herausgeber                      Erfurt, im August 2018 
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Landesverfassungsgerichtsbarkeit – eine kur-
ze Einführung 

 

von Lukas C. Gundling, Erfurt* 

 

Unsere heutigen Landesverfassungsgerichte gab es teil-

weise bereits vor der Bundesrepublik Deutschland des 

Grundgesetzes und damit schon vor dem 1951 gegrün-
deten Bundesverfassungsgericht. In der Wahrnehmung 

der Öffentlichkeit, der einschlägigen Wissenschaften 

ebenso wie in der juristischen Ausbildung stehen sie den-

noch häufig im Schatten des Bundesverfassungsgerichts. 

Sie wurden zeitweise gar annähernd vollständig vernach-

lässigt. So soll ein ehemaliger Präsident des Staatsge-

richtshofs in Baden-Württemberg einmal die Einschät-

zung gegeben haben, dass sein Gericht in der Bedeutung 

gleich nach dem jeweiligen Wasserwirtschaftsamt anzu-

siedeln sei. In den letzten Jahren ist jedoch eine Zunahme 
der Bedeutung der deutschen Landesverfassungsgerichte 

wahrzunehmen. Nicht nur aus diesem Grund, sondern 

auch als hochstehende Verfassungsorgane, verdienen sie 

eine tiefergehende Betrachtung. Die föderale Struktur 

der Bundesrepublik, die damit einhergehende Eigen-

staatlichkeit, die Verfassungsautonomie und die Gesetz-

gebungskompetenz der Länder bedingt, dass die Ausge-

staltung der Landesverfassungsgerichtsbarkeit nicht 

einheitlich ist. Der deutsche Föderalismus ermöglicht die 

aktuelle Vielgestaltigkeit der Landesverfassungsgerichte. 
 

I. Hinführung 

 

Das Landesverfassungsrecht ist in der juristischen Aus-

bildung nicht selten eine Marginalie.1 In der öffentlichen, 

wie auch in der fachwissenschaftlichen Wahrnehmung 

nehmen sie zumeist eher eine Randposition ein; die 

Landesverfassungsgerichte stehen offensichtlich im 

Schatten des Bundesverfassungsgerichts in Karlsruhe.2 

                                                           
* Lukas C. Gundling ist wissenschaftlicher Mitarbeiter und Doktorand 

am Lehrstuhl für Öffentliches Recht und Neuere Rechtsgeschichte an 

der Universität Erfurt. 
1
 Markus Möstl, AöR 130 (2005), 355 meint sogar wahrgenommen zu 

haben, dass Vorlesungen zum Landesverfassungsrecht seltener ge-

worden seien. 
2
 Klaus Stern, Einleitung, in: Starck/Stern: 

Landesverfassungsgerichtsbarkeit, Band 1, Baden-Baden 1983, S. 2, 

13f.; Klaus Lange, Das Bundesverfassungsgericht und die 

Landesverfassungsgerichte, in: Badura/Dreier: Festschrift 50 Jahre 

Bundesverfassungsgericht, Tübingen 2001, S. 293; Fabian Scheffczyk, 

LKV 2017, 392f; Klaus Ferdinand Gärditz, JöR 61 (2013), 452 (Landes-

verfassungsgerichtsbarkeit im Gravitationsfeld des BVerfG, S. 451). 

Nicht zurückweisen auch Hans-Jürgen Papier, Die Bedeutung der 

Landesverfassungsgerichtsbarkeit im Verhältnis zur 

Dieser Befund – wenn auch in der Literatur eine Stan-

dardklausel3 – ist auch gegenwärtig (noch) umfassend zu 

unterstützen. So mag es kaum verwundern, dass größe-
re Werke, die sich länderübergreifend4 mit dem Landes-

verfassungsrecht und der Landesverfassungsgerichts-

barkeit beschäftigt, rar sind.5 Werke zum deutschen 

Verfassungsprozessrecht verfügen häufig nicht über eine 

umfangreichere Auseinandersetzung mit dem Verfas-

sungsprozessrecht der Länder, mitunter wird lediglich 

das Verfassungsprozessrecht des Bundesgerichts abge-

handelt.6 Bisweilen umfassten ebenso Sammelbände zur 

Verfassungsgerichtsbarkeit in Deutschland keinen Bei-

trag zum Landesverfassungsrecht.7 Auch die Jubiläen der 
Landesverfassungsgerichte wurden eine lange Zeit nicht 

mit entsprechenden wissenschaftlichen Festgaben be-

                                                                                                      
Bundesgerichtsbarkeit, in: Sodan (Hrsg.): Zehn Jahre Berliner 

Verfassungsgerichtbarkeit, Köln 2002, S. 19f. 
3
 Möstl, AöR 130 (2005), 354. Er nennt als verwandte Formulierungen 

Schlummer- oder Kümmerdasein sowie Dornröschenschlaf als For-

mulierungen an. 
4
 Hingegen gibt es eine Reihe von Schriften die sich mit der Verfas-

sungsgerichtsbarkeit einzelner Länder beschäftigen, so Claudia Koch, 

Die Landesverfassungsgerichtsbarkeit der Freien Hansestadt Bremen, 

Berlin 1981; Jürgen Gehb, Verfassung, Zuständigkeit und Verfahren 

des Hessischen Staatsgerichtshofs, Baden-Baden 1987; Sebastian 

Wille, Der Berliner Verfassungsgerichtshof, Berlin 1993; Stefan Storr, 

Thüringer Landesrecht: Staats- und Verfassungsrecht, Baden-Baden 

1998; Michael Haas, Der Verfassungsgerichtshof des Freistaats Sach-

sen, Berlin 2006; Josef Franz Lindner, Bayerisches Staatsrecht, Stutt-

gart 2011.  
5
 Markus Möstl, AöR 130 (2005), 354f. Zu erwähnen sind hier u.a. 

Klaus Stern, Verfassungsgerichtbarkein des Bundes und der Länder, 

1978; Christian Starck/Klaus Stern (Hrsg.), 

Landesverfassungsgerichtsbarkeit, 3 Teilbände, Baden-Baden 1983; 

Peter Macke (Hrsg.): Verfassung und Verfassungsgerichtsbarkeit auf 

Landesebene, Baden-Baden 1998; Jörg Menzel, 

Landesverfassungsrecht, Stuttgart 2002; Verfassungsgerichte der 

neuen Länder (Hrsg.): 20 Jahre Verfassungsgerichtsbarkeit in den 

neuen Ländern, Berlin 2014; Werner Reutter (Hrsg.), 

Landesverfassungsgerichte, Wiesbaden 2017. Gärditz, JöR 61 (2013), 

449 sieht zudem das JöR der Pflege des LVerfR verpflichtet. 
6
 Zumindest über ein kurzes eigenes Kapitel verfügen Christian 

Hillgruber/Christoph Goos, Verfassungsprozessrecht, Heidelberg 

2015, S. 357–375; Ernst Benda/Eckart Klein/Oliver Klein: 

Verfassungsprozessrecht: Ein Lehr- und Handbuch, Heidelberg 2012 

S. 18–29; Thorsten Ingo Schmidt, Verfassungsprozessrecht, München 

2010, S. 239–243 und das leider seit 1991 nicht neuaufgelegte Buch 

von Christian Pestalozza, Verfassungsprozessrecht: die 

Verfassungsgerichtsbarkeit des Bundes und der Länder, München 

1991. Man könnte sich hier ein Werk vorstellen, dass sich in der 

Konzeption an das von Max-Emanuel Geis herausgegebene 

„Hochschulrecht in Bund und Ländern“, Loseblatt in 3 Bände, 

Heidelberg Stand März 2018 anlehnt. 
7
 Genannt sei hier bspw. Peter Häberle, Verfassungsgerichtsbarkeit, 

1976. Immerhin die Festschrift zum 50jährigen Bestehen widmete 

dem Verhältnis zu den Landesverfassungsgerichten ein Kapitel (Lan-

ge, in FS 50 Jahre BVerfG, 2001, S. 298ff.). 
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dacht.8 Nicht nur in der Rechtswissenschaft ist der 

Schatten erkennbar, den das Bundesverfassungsgericht 

wirft, auch die Politikwissenschaft erkennt gerade erst 
die Relevanz der Landesverfassungsgerichte.9  

 

Davon abgesehen: In den letzten knapp dreißig Jahren 

wird ein Bedeutungszuwachs der Landesverfassungsge-

richte wahrgenommen.10 Jedenfalls war in Folge der 

Wiedervereinigung, allein durch die Verfassungsgebung 

und Neugründung der Verfassungsgerichte durch die 

zum Bund hinzugekommenen Länder die Landesverfas-

sungsgerichtsbarkeit eine präsente Thematik.11 Aber 

auch durch ihre Entscheidungen selbst vermochten es 
die Verfassungsgerichte, sich Aufmerksamkeit und Ge-

hör zu verschaffen.12 Neben den traditionsreichen13 

„Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts“, bes-

ser bekannt unter ihrer Abkürzung BVerfGE, erscheinen 

diese zentralen Entscheidungen der Landesverfassungs-

gerichte seit 1996 in den sogenannten „Entscheidungen 

der Verfassungsgerichte der Länder“ (LVerfGE).14 Zu-

nächst von den Verfassungsgerichten der neuen Länder 

– außer Sachsen – ins Leben gerufen, werden darin heu-

te Entscheidungen aus dreizehn Ländern berücksichtigt. 
Lediglich Bayern, Nordrhein-Westfalen sowie Rheinland-

Pfalz sind bedauerlicherweise noch nicht Teil der Ent-

                                                           
8
 Mit der Ausnahme Bayerns, siehe Stern, in ders., 

Landesverfassungsgerichtsbarkeit, Bd. 1, 1983, S. 17. 
9
 Reutter, in ders., Landesverfassungsgerichte, 2017, S. 2. Siehe dazu 

als Beispiele die Veröffentlichungen von Martina Flick, wie bspw. 

Landesverfassungsgerichtsbarkeit, in Freitag/Vatter (Hrsg.): Die 

Demokratien der deutschen Bundesländer, Opladen 2008, S. 237–

256.; dies., Der Einfluss der Landesverfassungsgerichte auf das 

Parlamentsrecht der deutschen Bundesländer, ZParl 42 (2011), 587–

603; oder auch den Beitrag von Oliver W. Lembcke und Michael 

Güpner, ZLVR 2018, 94-104 in diesem Heft (jüngst schaffte es bereits 

Reutter, RuP 2018, 194 in eine rechtswissenschaftlich ausgerichtete 

Zeitschrift).  
10

 Scheffczyk, LKV 2017, 392; Helge Sodan, LKV 2010, 440; Papier, Zur 

Bedeutung der Landesverfassungsgerichtsbarkeit, in Sodan 2002, S. 

20; auch Lange, FS 50 Jahre BVerfG, 2001, S. 306. Für Rheinland-Pfalz 

jüngst Lars Brocker/Sigrid Emmenegger, NVwZ-Extra 5/2018, 4f. 

Peter M. Huber, ThürVBl 2003, 73 nennt es gar erstaunlich, sieht 

dabei nicht nur ein quantitatives Wachstum (S. 77). Gärditz, JöR 61 

(2013), 449 erkennt gar einen Bedeutungszuwachs bei Landesverfas-

sungsrecht allgemein und sieht einen positiven Trend bei den Publi-

kationen (ebenso Scheffczyk, LKV 2017, 392f.). 
11

 Papier, Zur Bedeutung der Landesverfassungsgerichtsbarkeit, in 

Sodan 2002, S. 30; Möstl, AöR 130 (2005), 356: Sodan, LKV 2010, 440. 

In der Zeit von 1990 bis 1993 haben neben den neuen Ländern auch 

Niedersachsen und Schleswig-Holstein eine neue Verfassung verab-

schiedet (Huber, ThürVBl 2003, 73). 
12

 So auch Möstl, AöR 130 (2005), 356. 
13

 Seit der Gründung 1951 erscheinen bei Mohr Siebeck in Tübingen 

nunmehr 146 Bände. 
14

 Seit 1996, zum Teil rückblickend bis 1992 in 28 Bänden bei de 

Gruyter in Berlin. 

scheidungssammlung.15 Ebenso bedauerlich ist es, dass 

sie nicht in jeder Bibliothek mit juristischem Bereich 

aufzufinden sind.16 Sie würden doch eine einheitlichere 
Zitation und damit eine effizientere wissenschaftliche 

Arbeit begünstigen. 

 

In den 60er-Jahren des 20. Jahrhunderts konnten sich 

die Verfassungsgerichte der Länder mit Entscheidungen 

zu Gebietsreformen der kommunalen Ebene erstmals 

prominenter im öffentlichen Diskurs platzieren.17 Dies ist 

ein Themenbereich der bis heute den Landesverfas-

sungsgerichten Aufmerksamkeit zukommen lässt.18 So 

haben in jüngster Vergangenheit beispielsweise die Ver-
fassungsgerichte von Mecklenburg-Vorpommern19 und 

Thüringen20 unter großer medialer Aufmerksamkeit sol-

chen Projekten vorerst in der jeweils konkreten Ausge-

staltung Einhalt geboten – mal lagen dabei die Gründe 

im materiellen Gehalt, also der inhaltlichen Ausgestal-

tung durch den Gesetzgeber, wie im Fall der Reform in 

Mecklenburg-Vorpommern oder aber in der formalen 

Ausgestaltung, also im Bereich des (Gesetzgebungs-

)Verfahrens, wie im Fall der Thüringer Entscheidung. 

Darüber hinaus gibt es diverse weitere Gebite in denen 
die Landesverfassungsgerichte regelmäßig zu entschei-

den haben. Von Interesse sind auch immer wieder Ent-

                                                           
15

 Zur Entwicklung: Ab Band 3 (Jahr 1995) kamen Entscheidungen aus 

dem Saarland und Hamburg hinzu, ab Band 4 (1. Hj. 1996) Bremen, 

Hessen und Sachsen, ab Band 6 (1. Hj. 1997) Baden-Württemberg, ab 

Band 10 (Jahr 1999) Niedersachsen, ab Band 21 (Jahr 2010) Schles-

wig-Holstein. Im letzten Band 28 (Jahr 2017) fehlt Hamburg, im Band 

9 (2. Hj. 1998) Hessen. 
16

 So auch in der Universitätsbibliothek Erfurt, weshalb ich bis auf 

Ausnahmen auf Zitate aus dieser verzichten muss. Beklagenswert ist 

überdies, dass die für die Rechtswissenschaft zuständigen Fachrefe-

renten an den wissenschaftlichen Bibliotheken selbst keine Rechts-

wissenschaftler sind. 
17

 Stern, in ders., Landesverfassungsgerichtsbarkeit, Bd. 1, 1983, S. 

14. 
18

 In den vergangenen Jahren urteilten darüber bspw. SächsVerfGH, 

Urt. v. 18. Juni 1999 – Vf. 51-VIII-98; ThürVerfGH, Urt. v. 10. 

September 2002, VerfGH 8/01; VerfGBbg, Beschl. V. 18. Dezember 

2003 – VfGBbg 96/03; LVerfG S-A, Urt. v. 9. März 2007 – LVG 7/06; 

LVerfG S-A, Urt. v. 21. April 2009 – LVG 12/08, LVG 13/08, LVG 14/08, 

LVG 15/08, LVG 16/08. Zu der Zeit nach der Wende auch Huber, 

ThürVBl 2003, 75. 
19

 LVerfG M-V, Urt. v. 6. Juli 2007 – LVerfG 9/06, LVerfG 10/06, 

LVerfG 11/06, LVerfG 12/06, LVerfG 13/06, LVerfG 14/06, LVerfG 

15/06, LVerfG 16/06, LVerfG 17/06 (Gesetz zur Reform wurde aus 

materiellen Gründen für weitestgehend gegenstandslos erklärt; mit 

diesem Urteil schaffte das Gesetz Leitlinien für künftige Reformen; 

siehe dazu bspw. Plogmann, ZLVR 2016, 27.) und LVerfG M-V, Urt. v. 

18. August 2011 – LVerfG 21/10 (Billigung der nachgebesserten 

Reform). 
20

 ThürVerfGH, Urt. v. 9. Juni 2017 – VerfGH 61/16 (Nichtigkeit des 

Vorschaltgesetzes zur Gebietsreform aus formellen Gründen, 

anschließend wurde das Projekt fallen gelassen.). 
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scheidungen im Bereich der Landeskompetenz Schul-

recht.21 

 
Indes steht selbstverständlich nicht nur die Ausgestal-

tung des Landes an sich unter der Kontrolle des Gerichts. 

Auch die konkreten staatlichen Akteure müssen ihr Agie-

ren, auf eine Beschwerde hin, vor den Verfassungsge-

richten der Länder einer Prüfung unterziehen lassen. 

Gerade in den letzten Jahren, die von einer zunehmen-

den Polarisierung der Gesellschaft geprägt waren,22 

stand (und steht) verstärkt die politische Neutralität des 

Staates und seiner Repräsentanten im Fokus der landes-

verfassungsgerichtlichen Kontrolle.23 Insbesondere die 
NPD und AfD nutzten in jüngerer Vergangenheit in die-

sem Bereich das richterliche Gehör und dies mit unter-

schiedlichem Erfolg.24 Aufsehen erregten dabei insbe-

sondere eine Reihe von Entscheidungen des Thüringer 

Verfassungsgerichtshofs,25 der dabei eine Rechtsaufas-

sung vertrat, die in der vor kurzem ergangenen Wanka-

Entscheidung des BVerfG nicht unerheblich Bestätigung 

fand.26 Man kann von einer gegenseitigen Beeinflussung 

und Inspiration der deutschen Verfassungsgerichtsbar-

keit – bis nach Karlsruhe reichend – sprechen.27 Auch 
sollte man nicht außer Acht lassen, dass die Mitglieder 

der Verfassungsgerichte im Austausch stehen.28 Den-

noch darf dies nicht über die Dominanz Karlsruhes hin-

wegtäuschen.29 Das Verhältnis der Verfassungsgerichts-

barkeiten, bedingt durch das Verhältnis von Bundes- und 

Landesverfassungsrecht zeichnet sich allerdings durch 

einen sehr hohen Grad an Komplexität aus (s.u.).  

                                                           
21

 Stern, in ders., Landesverfassungsgerichtsbarkeit, Bd. 1, 1983, S. 

14. 
22

 Daniel Kuch, JZ 2018, 411; Frederik Ferreau, JZ 2018, 360; Christoph 

Schönberger/Sophie Schönberger, JZ 2018, 105, siehe auch Max 

Putzer, DÖV 2015, 417; Christian Barczak, NVwZ 2015, 1015 und 

Lukas C. Gundling, ZLVR 2017, 12. 
23

 RhPfVerfGH, Urt. v. 23. Oktober 2006 – VGH O 17/05; RhPfVerfGH, 

Beschl. v. 21. Mai 2014 – VGH A 39/14; SaarVerfGH, Urt. v. 08. Juli 

2014 – Lv 5/14. 
24

 Dazu bspw. Gundling, ZLVR 2017, 12. Während sie in Rheinland-

Pfalz und dem Saarland unterlagen, wurde in Thüringen im Ergebnis 

ihre Rechtsaufassung geteilt. 
25

 ThürVerfGH, Urt. v. 3. Dezember 2014, VerfGH 2/14; Urt. v. 8. Juni 

2016, VerfGH 25/15; Urt. v. 6. Juli 2016, VerfGH 38/15 (Dazu 

Gundling ZLVR 2017, 12ff.; Marco Penz, ThürVBl 2016, 265; Gerrit 

Hellmuth Stumpf, ThürVBl 2016, 270, Thies Wahnschaffe, NVwZ 

2016, 1767). 
26

 BVerfG, Urt. v. 27. Februar 2018 – 2 BvE 1/16, Rn. 46ff., 57ff. 
27

 Gärditz, JöR 61 (2013), 451, 453 f.; Voßkuhle, JöR 59 (2011), 235; 

Peter Lerche, in: Verfassung und Verfassungsgerichtsbarkeit auf 

Landesebene, Baden-Baden 1998, S. 221. 
28

 Darauf weist u.a. Voßkuhle, JöR 59 (2011), 242f. hin.  
29

 Lange, in FS 50 Jahre BVerfG, 2001, S. 293, in aus Auslegungsfragen 

sieht er gar fast schon einen Gleichklang. 

Letztlich haben sich für die Landesverfassungsgerichte 

auch neue thematische Zuständigkeitsbereiche durch 

die Föderalismusreformen 2006 ergeben,30 so birgt zum 
Beispiel das Hochschulrecht das Potential erhöhter31 

Aufmerksamkeit – man denke an die Entscheidung des 

Verfassungsgerichts in Baden-Württemberg zur Hoch-

schulleitung aus dem Jahr 2016.32 Und auch das vor kur-

zem in Kraft getretene, novellierte Thüringer Hochschul-

gesetz33 birgt ein Potential einerseits für eine aufsehen-

erregende landesverfassungsgerichtliche und anderer-

seits für eine bundesverfassungsgerichtliche Entschei-

dung, gar für parallele Verfahren bei den beiden Gerich-

ten.34 Auch über diese neuen Zuständigkeitsbereiche 
kann wohl ein Bedeutungszuwachs konstatiert werden. 

Man liegt mithin keinesfalls falsch, wenn man wahr-

nimmt, dass der Schatten über den Landesverfassungs-

gerichten insgesamt lichter wird. 

 

Es soll nun im Folgenden Darstellung finden, woraus sich 

die Berechtigung der Verfassungsgerichte auf Landes-

ebene speist, wie es zu dem postulierten Nebeneinander 

von Bundesverfassungsgericht und Landesverfassungs-

gerichten kommt (II.) sowie welche Aufgaben den letzte-
ren zukommen und was sich über deren Konstitution 

sagen lässt (III.). Die Landesverfassungsgerichtsbarkeit 

illustriert dabei als Phänomen das Spannungsverhältnis 

von bundesstaatlicher Homogenität und föderaler Diffe-

renzierung.35 Letztere zeigt sich bereits – auch für den 

Laien – in der Benennung dieser Gerichte; sie reicht von 

                                                           
30

 Gärditz, JöR 61 (2013), 453 f. 
31

 Auch vor der Föderalismusreform gab es Themengebiete des 

Hochschulrechts die der landesverfassungsgerichtlichen Kontrolle 

unterlagen, beispielsweise das allgemeinpolitische Mandat der 

verfassten Studierendenschaft, das mit NWVerfGH, Urt. v. 25.1.2000 

- VerfGH 2/98 abgelehnt wurde. 
32

 VerfGH BW, Urt. v. 14. November 2016, 1 VB 16/15=ZLVR 2017, 24. 

Dazu auch Hendrik Jacobsen, WissR 50 (2017), 107 oder Lukas C. 

Gundling, ZLVR 2017, 50. 
33

 Neufassung vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 149). Dazu mit partiellen 

verfassungsrechtlichen Bedenken Lukas C. Gundling, Hannes Berger, 

ThürVBl 2017, 257; Hendrik Jacobsen, LKV 2018, 299; Lukas C. 

Gundling, ZLVR 2018, 18; dagegen weniger kritisch Margarete Mühl-

Jäckel, ThürVBl 2018, 73. 
34

 Hierzu ist ein Aufsatz für diese Zeitschrift angekündigt, der leider in 

dieser Ausgabe noch keinen Abdruck finden kann. Siehe auch die 

Kritik durch den „Erfurter Aufruf“ des Staatswissenschaftlichen 

Forums (www.swf.de/erfurter_aufruf), der bereits jetzt über weit 

mehr als 200 Unterstützer verfügt. Zum Verhältnis von Bundes- und 

Landesverfassungsgerichte bei parallelen Verfahren siehe Josef Franz 

Lindner, JZ 2018, 369ff. 
35

 Gärditz, JöR 61 (2013), 450. Dem Prozessrecht widmet sich auch 

der Teilband II von Starck/Stern, Landesverfassungsgerichtsbarkeit 

1983. Spannungsverhältnis der Verfassungsräume auch bei Papier, 

Zur Bedeutung der Landesverfassungsgerichtsbarkeit, in Sodan 2002, 

S. 20f. 
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den Bezeichnungen Verfassungsgerichtshof36, Landes-

verfassungsgericht37 und Verfassungsgericht38, bis hin 

zur historischen39 Bezeichnung Staatsgerichtshof40. 
 

II. Legitimation und Rahmen der deutschen Landesver-

fassungsgerichtsbarkeit 

 

Warum aber gibt es in Deutschland neben dem Bundes-

verfassungsgericht die Landesverfassungsgerichte? Wel-

che verfassungsrechtliche Stellung haben diese im deut-

schen Staatsgefüge? Dies sind Fragen bei denen man 

zunächst davon ausgehen könnte, dass sie in einer an-

nähernd siebzigjährigen Geschichte unter dem Grundge-
setz, durch mehrere Staatsrechtslehrer-41 und Richter-

generationen bereits hinreichend beantwortet sind. So 

ist es umso erstaunlicher, dass die deutsche Verfas-

sungsarchitektur bis heute nicht restlos geklärt ist – in 

Teilen könne man noch von einem Dickicht sprechen.42 

Die Komplexität des Verhältnisses von Bundes- und Lan-

desverfassungsrecht, sodann dieses deren Gerichtsbar-

keiten, stellt Staatsrechtler immer wieder vor Heraus-

forderungen. Nicht zuträglich dürfte dabei sein, dass die 

einzelnen Elemente zu verschiedenen Zeiten entstanden 
sind, also nicht aus einem Gus bestehen und jeweils für 

sich in Bewegung sein können – nicht zuletzt auch durch 

Gerichte auf drei Ebenen. Die Komplexität sollte über-

dies durch die Ergänzung der europäischen Komponente 

eine weitere Steigerung finden.43  

 

1. Das Grundgesetz 

 

Es bietet sich daher an, zunächst einen Blick in unserer 

Bundesverfassung zu werfen. Wirft man eben diesen 
Blick in das Grundgesetz, so begegnen uns nur wenige 

Normen, die von den Verfassungsgerichten der Länder 

sprechen und ihnen damit eine Aufgabe in der bundes-

deutschen Konstitution zuweisen. Liest man das Gesetz 

                                                           
36

 Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Nordrhein-Westfalen, Rhein-

land-Pfalz, Saarland, Sachsen und Thüringen. 
37

 Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Schleswig-

Holstein. 
38

 Brandenburg und Hamburg. 
39

 Debatte dazu Wilfried Fiedler, in: Starck/Stern: Landesverfassungs-

gerichtsbarkeit, Bd. 1, Baden-Baden 1983, S. 125ff. 
40

 Niedersachsen, Hessen und Bremen. 
41

 Siehe zu den Generationen und deren Untergliederung u.a. Hel-

muth Schulze-Fielitz, Staatsrechtslehre als Mikrokosmos, Tübingen 

2013, insb. Der Tafel-Anhang. 
42

 Möstl, AöR 130 (2005), 355 (dieser bezeichnet es auch als „er-

staunlich“ und spricht von „Dickicht“); Manfred Baldus, in 20 Jahre 

Verfassungsgerichtsbarkeit in den neuen Ländern, Berlin 2014, S. 25 

und jüngst noch mal von Möstl, BayVBl 2017, 660 bekräftigt. 
43

 Möstl, AöR 130 (2005), 351; auch Voßkuhle, JöR 59 (2011), 219f. 

Artikel für Artikel, so werden die Landesverfassungsge-

richte erstmals in Art. 93 Abs. 1 Nr. 4b GG erwähnt. 

Hierbei werde Kommunalverfassungsbeschwerden nur 
dann dem Bundesverfassungsgericht zugewiesen, wenn 

nicht das entsprechende Landesverfassungsgericht be-

reits eine Beschwerdemöglichkeit einräumt. Dieser Teil 

des Artikels wurde allerdings erst zum 2. Februar 1969, 

also etwa zwanzig Jahre nach Inkrafttreten des Grundge-

setzes eingefügt und entsprechend ist sie für unser An-

liegen nicht weiter von Belang.44  

 

Bereits seit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes sieht 

der Art. 100 Abs. 1 und 3 GG einerseits vor, dass Landes-
recht, das möglicherwiese gegen die Landesverfassun-

gen verstößt, von entsprechenden Landesgerichten ge-

prüft werden soll (Abs. 1 S. 1 1. Alt.) und andererseits, 

dass Landesverfassungsgerichte, soweit sie vom Bun-

desverfassungsgericht oder anderen Landesverfassungs-

gerichten in der Rechtsprechung abweichen wollen, dies 

dem Bundesverfassungsgericht vorlegen müssen (Abs. 

3).45 Überdies finden sich keine weiteren Regelungen zu 

den Landesverfassungsgerichten im Grundgesetz.  

Der Art. 100 GG zeigt jedoch, dass bereits bei Inkrafttre-
ten des Grundgesetzes ein Nebeneinander von Bundes- 

und Landesverfassungsgerichten angelegt war, also das 

Bundesverfassungsgericht nicht die teilweise bereits 

bestehenden Landesverfassungsgerichte46 ersetzen soll-

te.47 Sie wurden letztlich Großteils in einer Phase von 

1946 bis 1958 eingerichtet, wobei das Saarland, seiner 

besonderen Lage geschuldet, zu dieser Zeit das vorerst 

letzte Land war, das einen Verfassungsgerichtshof kon-

stituierte.48 

 
Aus unterschiedlichen Gründen richtete trotz dieser 

ausdrücklichen Aufgabenzuweisung nicht jedes Land ein 

eigenes Verfassungsgericht ein. So verzichtete das Land 

Schleswig-Holstein bis vor etwa 10 Jahren, 2008, auf ein 

                                                           
44

 BGBl I (1969), S.97 – Neunzehntes Gesetz zur Änderung des 

Grundgesetzes vom 29.01.1969, Inkrafttreten zum 02.02.1969. 
45

 BGBl I (1949), S. 13. 
46

 So wurden beispielsweise am 28. November 1946 in Württemberg-

Baden, am 2. Dezember 1946 in Bayern (letztlich mit Gesetz vom 22. 

Juli 1947; GVBl (1947), S. 147), oder 1947 in Rheinland-Pfalz solche 

Gerichtshöfe errichtet. In Hessen als Staatsgerichtshof mit Gesetz 

vom 12. Dezember 1947 (GVBl (1948), S. 3). Zur Geschichte der Lan-

desverfassungsgerichtsbarkeit siehe Fiedler, in: Starck/Stern: Landes-

verfassungsgerichtsbarkeit, Bd. 1, Baden-Baden 1983, S. 103ff. 
47

 Lange, in FS 50 Jahre BVerfG, 2001, S. 290. 
48

 Bspw. Stern, in Starck/Stern (Hrsg.), Landesverfassungsgerichtsbar-

keit, Bd. 1, 1983, S. 5. Sodan, LKV 2010, 441 teilt in zwei Phasen (bis 

1950, ab 1950). 



Gundling, Landesverfassungsgerichtsbarkeit – eine kurze Einführung  AUFSATZTEIL 

 

 
 
 
ZLVR – 3/2018 Sonderausgabe Landesverfassungsgerichte und Landesgrundrechte   72 

eigenes Landesverfassungsgericht.49 Es hatte zwar auch 

in diesem Land bereits zwischen 1947 und 1949 und 

nach 1987 immer wieder dahingehende Bestrebungen 
gegeben, doch zunächst verzichtete man in Schleswig-

Holstein darauf, da man dem Land auch keine eigene 

Verfassung, sondern, weil es nur von den Alliierten ge-

gründet worden sei – insoweit also nicht selbstbestimmt 

–, lediglich eine Landessatzung gab.50  

Auch Berlin – allein durch seine Viermächteteilung eine 

Besonderheit – verfügte aufgrund alliierter Intervention 

bis kurz nach der Wiedervereinigung über kein eigenes 

Verfassungsgericht.51 Es machte dann jedoch sogleich 

mit der sogenannten „Honecker-Entscheidung“52 sowie 
etwas später auch mit der, die Rechtsaufassung festi-

genden und gegen Kritik verteidigende „Mielke-

Entscheidung“53 auf sich aufmerksam.54  

 

In den Fällen, in denen kein eigenes Gericht bestand 

wurde die Aufgabe mittels Organleihe durch das BVerfG 

wahrgenommen.55 Mitunter wird diese Lösung gar noch 

nach der Wiedervereinigung für kleinere Länder gefor-

dert, mit Blick auf Kosten und Kompetenz – zumindest 

eine Gefahr der Überbeanspruchung der zumeist ehren- 
respektive nebenamtlich organisierten Gerichte erkannt; 

auch gerade im Kontext und durch die Eröffnung weite-

rer Prüfmöglichkeiten der Landesverfassungsgerichte 

durch das Bundesverfassungsgericht 1997.56 Es wurde 

                                                           
49

 Das Verfassungsgericht wurde mit dem Gesetz über das Schleswig-

Holsteinische Landesverfassungsgericht vom 10. Januar 2008 zum 1. 

Mai 2008 eingerichtet (siehe § 54 in GVOBl (2008), S. 34). 
50

 Zur Vorgeschichte siehe neben Fiedler Martina Flick Witzig, in 

Reutter (Hrsg.), Landesverfassungsgerichte, Wiesbaden 2017, S. 

371ff. 
51

 Zur Vorgeschichte des Verfassungsgerichtshofes des Landes Berlin 

siehe Helge Sodan, in: ders. (Hrsg.): Zehn Jahre Berliner 

Verfassungsgerichtbarkeit, Köln 2002, S. 35ff. sowie Christian Pesta-

lozza, in: Starck/Stern: Landesverfassungsgerichtsbarkeit, Band 1, 

Baden-Baden 1983, S. 183ff. 
52

 BerlVerfGH, Beschl. v. 12.01.1993 – VerfGH 55/93 – LVerfGE 1, 56; 

häufig auch „Honnecker-Beschluss“ etwa Christian Pestalozza, NVwZ 

1993, 340 und Sodan, LKV 2010, 447, Fn. 133. 
53

 BerlVerfGH, Beschl. v. 02.12.1993 – VerfGH 89/9 – LVerfGE 1, 169 

(auf kritische Stimmen insb. 179ff.). 
54

 Siehe dazu Papier, Zur Bedeutung der 

Landesverfassungsgerichtsbarkeit, in Sodan 2002, S. 22ff. Zur Auf-

merksamkeit Pestalozza, NVwZ 1993, 340 und Sodan, LKV 2010, 447, 

Fn. 133 oder Möstl, AöR 130 (2005), 357. 
55

 Sodan, LKV 2010, 441; Scheffczyk, LKV 2017, 393. 
56

 Huber, ThürVBl 2003, 77f., 79. In diese Richtung auch Klaus Lange, 

NJW 1998, 1281 und insbesondere Lange, in FS 50 Jahre BVerfG, 

2001, S. 306f. Weniger kritisch Klaus Finkelnburg, in: Verfassung und 

Verfassungsgerichtsbarkeit auf Landesebene, Baden-Baden 1998, S. 

183f. Man sollte auch eine mögliche Überlastung des BVerfG nicht 

außer Acht lassen, wie schon Stern, in ders., 

etwa geunkt, das Bundesverfassungsgericht wollte sich 

durch diesen Beschluss entlasten.57  

Eine finanziell wie personell hinreichende Ausstattung 
für eine qualitativ hochwertige Rechtsprechung darf für 

die deutschen Länder indes nicht in Frage stehen. Auch 

ist die Frage inwieweit die Ausstattung mit Mitarbeitern 

für die geforderte Leistung ausreicht oder der Stellen-

wert der Verfassungsgerichtsbarkeit hier ein mehr recht-

fertigt.58 

 

Ungeachtet dessen, ist zu konstatieren, dass das Grund-

gesetz den Landesverfassungsgerichten Aufgaben zu-

weist, ihr bestehen also von der Bundesverfassung vor-
gesehen ist.59 Es besteht indes keine grundgesetzliche 

Verpflichtung der Länder zur Errichtung eines solchen.60 

 

2. Staatlichkeit und Verfassungsautonomie 

 

Es handelt sich bei den Landesverfassungsgerichten 

nicht um Gerichte, die entsprechend einem Instanzen-

zug dem Bundesverfassungsgericht subsidiär unterge-

ordnet sind; sie bilden entsprechend keine Vorinstanz 

des Bundesverfassungsgerichts.61 Das Bundesverfas-
sungsgericht bleibt darauf beschränkt, Landesrecht auf 

seine Übereinstimmung mit Bundesrecht zu prüfen, 

nicht auf seine Vereinbarkeit mit der Landesverfas-

sung.62 Indessen sind Entscheidungen der Landesverfas-

sungsgerichte ein Akt der öffentlichen Gewalt63 und als 

solche entsprechend Art. 1 Abs. 3, 20 Abs. 3 GG an die 

Bundesgrundrechte sowie grundrechtsgleichen Rechte 

der Bundesverfassung gebunden und unterliegen darin 

der Überprüfung durch das Bundesverfassungsgericht.64 

Dabei darf das Bundesverfassungsgericht die Landesver-
fassungsgerichte allerdings nur in einem nicht vermeid-

baren Maße in Abhängigkeit bringen – es ist also zur 

Zurückhaltung gegenüber und Wahrung der Autonomie 

                                                                                                      
Landesverfassungsgerichtsbarkeit, Bd. 1, 1983, S. 12 anmerkte. Der 

erwähnte Beschluss ist BVerfGE 96, 345. 
57

 Dazu nur Papier, Zur Bedeutung der 

Landesverfassungsgerichtsbarkeit, in Sodan 2002, S. 27f. 
58

 Dazu auch Scheffczyk, LKV 2017, 393. 
59

 Bspw. BVerfGE 96, 345 (369). 
60

 Scheffczyk, LKV 2017, 392. 
61

 BVerfGE 41, 88 (119);60, 175 (208); 97, 298 (314). Stern, in ders., 

Landesverfassungsgerichtsbarkeit, Bd. 1, 1983, S. 18f.; Voßkuhle, JöR 

59 (2011), 223, 237ff. (darin auch, wie man es weniger streng beach-

tet als Instanzenzug begreifen kann). 
62

 BVerfGE 6, 376 (382); 11, 89 (94); 41, 88 (118). Voßkuhle, JöR 59 

(2011), 225f. merkt an, dass die EuGH, BVerfG und LVerfG jeweils auf 

der eigenen Eben prüfen – jedes Gericht also „seine“ Verfassung. 
63

 BVerfGE 13, 132 (140); 96, 231 (242). 
64

 BVerfGE 96, 231 (242). Voßkuhle, JöR 59 (2011), 223 nennt es 

„materielle Subsidiarität“.  
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der Landesverfassungsgerichte angehalten.65 Worauf 

stützt sich jedoch diese Verfassungsautonomie der Län-

der? 
 

Die Verfassungsautonomie begründend wird einerseits, 

auch durch das Bundesverfassungsgericht, die Eigen-

staatlichkeit der Länder vertreten,66 aus der schließlich 

eine Verfassungsautonomie und damit die Grundlage 

der eigenständigen Verfassungsgebung und Verfas-

sungsgerichtsbarkeit fließt.67 Mitunter wird andererseits 

vorgebracht, das Recht sich als deutsches Land eine 

Vollverfassung geben zu dürfen, ließe sich aus Art. 28 

Abs. 1 GG ableiten.68  
 

Eine solche Konstruktion, in der die Länder eine Eigen-

staatlichkeit und Verfassungsautonomie besitzen, mag 

bereits aus der Entstehungsgeschichte des Bundes nahe-

liegen, haben die Länder, die mitunter schon ein per 

Verfassung konstituiertes Staatsgebilde waren69 und 

deren Ministerpräsidenten am 1. Juli 1948 durch das 

Frankfurter Dokument Nr. 1 zur Verfassungsgebung be-

auftragt wurden,70 den Bund im Zuge der 

Verfassungsgebung mittels Parlamentarischem Rat ge-
bildet.71 Indes muss diese Konstruktionsannahme mit 

dem Fortbestand des Deutschen Reiches durch die Bun-

derepublik Deutschland harmonieren.72 Es kann mithin 

allenfalls von einer sehr begrenzten Staatlichkeit der 

Länder im Rahmen des seit 1949 wieder konstituierten 

Bundesstaates ausgegangen werden: man nehme auf 

Landesebene die fehlende Selbstbestimmung des Volkes 

in den Blick, ebenso wie die fehlende Autonomie im und 

über das Staatsgebiet (Sezessionsrecht, Bindung an das 

GG etc.)73 –, trotzdem erscheint dieser Rahmen soweit 
ausreichend, dass ein Raum der Staatlichkeit verbleibt. 

                                                           
65

 BVerfGE 36, 342 (357); 41, 88 (119); 96, 231 (242); 107, 1 (10). 
66

 BVerfGE 1, 14 (34); 34, 9 (19f.). 
67

 BVerfGE 1, 14 (34); 60, 175 (208). 
68

 Baldus, in: 20 Jahre Verfassungsgerichtsbarkeit, 2014, S. 20. 
69

 Bereits 1946 gab es Verfassungen in Bayern (GVBl. (1946), 333) 

und Hessen (GVBl. (1946), 229), eine vorläufige in Hamburg 

(HmbGVBl. (1946), 51). Bremen folgte 1947 (Brem.GBl. (1947), 251), 

ebenso wie Rheinland-Pfalz (VOBl (1947), 209). Auch die Vorläufer-

länder von Baden-Württemberg verfügten über eine Verfassung 

(siehe insgesamt dazu Michael Stolleis, Geschichte des öffentlichen 

Rechts in Deutschland, Band 4, München 2012, S. 115f.). 
70

 Johannes Volker Wagner, Der Parlamentarische Rat 1848–1849, 

Akten und Protokolle, Band 1, Boppard am Rhein 1975, Nr. 4, S. 30ff.  
71

 Stolleis, Geschichte des öffentlichen Rechts, Band 4, 2012, S. 115. 

Zum Vorgehen bei der Besetzung des Parl. Rates durch die Landtage 

siehe Michael Feldkamp, Der Parlamentarische Rat 1948–1949, Göt-

tingen 1998, S. 36f. 
72

 Der Fortbestand wurde durch BVerfGE 36, 1 (28ff.); 77, 137 (151) 

festgestellt. 
73

 Baldus, in: 20 Jahre Verfassungsgerichtsbarkeit, 2014, S. 19f. 

Wohl kann man die Staatlichkeit der deutschen Länder 

als Staatlichkeit ohne Souveränität benennen.74  

 
Die Kritik an der Eigenstaatlichkeit ist nicht vollständig 

zurück zuweisen; der Erfurt Staatsrechtler und Verfas-

sungsrichter Manfred Baldus nennt sie überkommen, 

der Staatsrechtler Werner Weber sprach dahingehend – 

vor dem Niedersächsischen Landtag – von einem baro-

cken Trug- und Scheinbild.75 Dennoch bedingt genau 

diese begrenzte, durch das Bundesrecht umrahmte 

Staatlichkeit der deutschen Länder, dass es sich beim 

Nebeneinander von Bundes- und Landesverfassungen 

um getrennte Verfassungsräume handelt.76 Getrennte 
und zugleich vielfach miteinander in Beziehung stehen-

de, verschränkte Räume.77 So gibt es Durchgriffsnormen 

im Grundgesetz, die sowohl den Bundes- und Landesge-

setzgeber binden.78 Die Landesverfassungen können 

letztlich im deutschen Bundesstaat nur im durch das 

Grundgesetz konstituierten Rahmen bestehen.79  

 

Schon Art. 31 GG vermittelt diesen Grundsatz unmiss-

verständlich: „Bundesrecht bricht Landesrecht“. Über-

dies wirkt – nach der Lehre des Bundesverfassungsge-
richts und einiger Landesverfassungsgerichte – Bundes-

verfassungsrecht auch direkt in das Verfassungsrecht 

der Länder hinein; man spricht hierbei von der 

Hineinwirkungslehre. Das hineinwirkende Bundesverfas-

sungsrecht ergänzt nötigenfalls das Landesverfassungs-

recht.80 Allerdings steht diese auch nicht unerheblich in 

der Kritik.81 Darüber hinaus sind die Länder frei – in der 

Regel per Gesetz – ihre Verfassungsgerichtshöfe zu or-
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 Baldus, in: 20 Jahre Verfassungsgerichtsbarkeit, 2014, S. 20. Er 

spricht davon, dass diesen die Kompetenz-Kompetenz fehlt. 
75

 Werner Weber vor dem Niedersächsischen Landtag 1950, nach 

Möstl 130 (2005), AöR, S. 354 
76

 BVerfGE 4, 178 (189); 22, 267 (270); 36, 342 (357); 41, 88 (118); 96, 

345 (368f.). So auch Möstl, BayVBl 2017, 661, der zugleich nahelegt, 

dass es nicht das einzig mögliche Bild ist, aber dies dem GG ent-

spricht. 
77

 Lange, in FS 50 Jahre BVerfG, 2001, S. 292ff. 
78

 Bspw. die Art. 1 bis 19, 20 Abs. 2 und 3, 33, 34, 48 Abs. 3, 83, 101 

bis 104, 105, 142 GG (dazu Baldus, in: 20 Jahre Verfassungsgerichts-

barkeit, 2014, S. 29f. m.w.N.). 
79

 Möstl, AöR 130 (2005), 352. 
80

 So wirken Art. 1 Abs. 1 GG (Menschenwürdeschutz), Art. 20 Abs. 3 

GG (Bindung des Gesetzgebers), Art. 25 GG (Primat des Völker-

rechts), Art. 3 Abs. 1 GG (Gleichheit vor dem Gesetz), Art. 21 GG 

(Mitwirkungsgarantie an der politischen Willensbildung), Art. 5 Abs. 1 

GG (Rundfunkfreiheit). Siehe dazu bspw. Baldus, in: 20 Jahre Verfas-

sungsgerichtsbarkeit, 2014, S. 23f. Kritisch dazu bspw. Lange, in FS 50 

Jahre BVerfG, 2001, S. 304ff. 
81

 Voßkuhle, JöR 59 (2011), 231f. Kritisch auch bspw. Lange, in FS 50 

Jahre BVerfG, 2001, S. 304ff. 
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ganisieren.82 Manche Länder haben gar schon Grundsät-

ze zu ihren Verfassungsgerichten in ihre Verfassung auf-

genommen.83 
 

III. Aufgaben und Zusammensetzung 

 

Wie sieht diese Organisation aus? Der Aufgabenzu-

schnitt und die Zusammensetzung der Landesverfas-

sungsgerichte variiert je nach Vorgaben in den Landes-

verfassungen und der Gestaltung der entsprechenden 

Gesetze zu den Verfassungsgerichten. Damit ist ein gan-

zes Buch zu füllen, wie der im vergangenen Jahr erschie-

nene Sammelband zu den Landesverfassungsgerichten 
zeigt.84 Vielmehr gilt es daher die Bandbreite der Ausge-

staltung darzustellen.  

 

1. Wie sind die Landesverfassungsgerichte zusammen-

gesetzt? 

 

Wer trifft die Entscheidungen in den Landesverfassungs-

gerichten? Wer sind die Verfassungsrichter der Län-

der?85  

 
Alle deutschen Verfassungsgerichte sind Kollegialgremi-

en. Sie bestehen also aus einer Gruppe von Menschen, 

die über verschiedene methodische Vorverständnisse, 

Fachkenntnisse, Grundüberzeugungen und einen unter-

schiedlichen Erfahrungshorizont verfügen. Die Richter-

persönlichkeiten prägen die Arbeit der Verfassungsge-

richte.86 Im Gegensatz zum Bundesverfassungsgericht, 

bei dem jeder Richter die Befähigung zum Richteramt87 

                                                           
82

 BVerfGE 96, 345 (368f.). Dazu auch Lange, in FS 50 Jahre BVerfG, 

2001, S. 290 m.w.N. 
83

 Einen eigenen Abschnitt widmen in ihren Verfassungen Bayern 

(Art. 60 bis 69), Hessen (Art. 130 bis 133), Mecklenburg-Vorpommern 

(Art. 52 bis 54), Nordrhein-Westfalen (Art. 75, 76), Rheinland-Pfalz 

(Art. 130 bis 136), Saarland (Art. 96, 97), Sachsen-Anhalt (Art. 74 bis 

76) sowie Thüringen (Art. 79, 80). Auch wenn Länder den Verfas-

sungsgerichten keinen eigenen Abschnitt widmen, so erwähnen sie 

dennoch diese Institution (siehe dazu die Übersicht bei Reutter, in 

Reutter, Landesverfassungsgerichte 2017, S. 6). 
84

 Werner Reutter (Hrsg.): Landesverfassungsgerichte: Entwicklung – 

Aufbau – Funktionen, Wiesbaden 2017 widmet jedem deutschen 

Landesverfassungsgericht einen eigenen Beitrag.  
85

 Siehe dazu ausführlich Gärditz, JöR 61 (2013), 449ff. (Landesverfas-

sungsrichter. Zur personalen Dimension der Landesverfassungsge-

richtsbarkeit). 
86

 Gärditz, JöR 61 (2013), 456. 
87

 Gem. § 5 Abs. 1 DRiG erlangt man die Befähigung zum Richteramt, 

sobald die erste und zweite Staatsprüfung sowie der Vorbereitungs-

dienst erfolgreich absolviert wurde. Zudem verfügen ordentliche 

Professoren der Rechte, die an deutsche Universitäten einen Lehr-

stuhl innehaben, gem. § 7 DRiG über die Befähigung zum Richteramt 

(vgl. zu letzterem Arne Pautsch, NJ 2016, 63ff.). 

benötigt,88 gibt es bei Landesverfassungsgerichten in der 

überwiegenden Zahl die Länder auch die Figur der Laien-

richter, also Richter die nicht über eine Befähigung zum 
Richteramt der ordentlichen Gerichtsbarkeit verfügen, 

also nicht über einen grundständigen gemeinsamen 

Fachkenntnisgrundbestand.89 Nur Schleswig-Holstein 

verzichtet vollständig auf die Möglichkeit Laienrichter 

zuzulassen;90 Bayern schränkt das Laienrichtertum durch 

eine „soll“-Konstruktion weitestgehend ein.91 Für die 

Wählbarkeit von Laienrichter werden mitunter weitere 

Voraussetzungen formuliert, deren sachliche Überprüf-

barkeit jedoch nicht immer zweifelsfrei möglich ist. So 

formuliert beispielsweise § 3 Abs 1 S. 2 LVerfGG für 
Mecklenburg-Vorpommern: Die Laienrichter „sollen im 

öffentlichen Leben erfahrene Personen des allgemeinen 

Vertrauens und für das Amt besonders geeignet sein.“ 

Dem gegenüber gibt es allerdings auch Länder die keine 

weiteren Kompetenzanforderungen stellen, wie Bran-

denburg.92 Mitunter sieht sich daher – auch mit Blick auf 

die zu bewältigende Komplexität im Kontext einer lan-

desverfassungsgerichtlichen Entscheidung – die Figur 

des Laienrichters Zweifeln ausgesetzt.93 

 
Es wird überdies bei den Verfassungsgerichten der Län-

der noch eine dritte Gruppe unterschieden, namentlich 

die Gruppe der Berufsrichter. Es handelt sich dabei um 

Mitglieder, die aktiv ein Richteramt ausüben. Mitunter 

wird vertreten, Mecklenburg-Vorpommern verzichte – 

als einziges Land – auf obligatorische Vertreter aus die-

ser Gruppe,94 allerdings müssen auch dort zumindest der 

Präsident und der Vizepräsident dieser Gruppe angehö-

ren.95 Einige wenige Länder haben konkretisiert, wer 

                                                           
88

 Gem. § 3 Abs. 2 BVerfGG müssen Bundesverfassungsrichte die 

Befähigung zum Richteramt haben oder entsprechend des Einigungs-

vertrages Diplomjuristen sein.  
89

 Siehe dazu die Übersicht bei Reutter, in Reutter, Landesverfas-

sungsgerichte 2017, S. 8. 
90

 Gem. § 5 Abs. 1 LVerfGG ist nur wählbar, wer die Befähigung zum 

Richteramt besitzt und zum Bundestag wählbar ist. 
91

 Gem. Art. 5 Abs. 1 S. 3 BayVerfGHG sollen die weiteren Mitglieder 

ebenfalls die Richteramtsbefähigung besitzen oder Rechtslehrer an 

einer bayerischen Universität sein. 
92

 „…und Mitgliedern zusammen, die diese Voraussetzungen nicht 

erfüllen müssen.“ Siehe § 2 Abs. 1 S. 2 VerfGGBbg. 
93

 Scheffczyk, LKV 2017, 394 m.w.N. Reutter, in Reutter, Landesver-

fassungsgerichte 2017, S. 10f. sind aber nur eine sehr geringe Zahl 

dieser Laienrichterposten mit Nichtjuristen besetzt. 
94

 So bei Reutter, in Reutter, Landesverfassungsgerichte 2017, S. 8 

und nochmal Reutter, RuP 2018, 194. 
95

 Das Gesetz ist nicht einfach formuliert. Allerdings lautet § 2 Abs. 3 

LVerfGG: „Der Präsident wird aus dem Kreis der Präsidenten der 

Gerichte und der Vorsitzenden Richter an den 

oberen Landesgerichten gewählt. Der Vizepräsident wird aus dem 

Kreis der Berufsrichter gewählt.“ 
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diese Gruppe zu vertreten hat. So sind die Präsidenten 

der Oberverwaltungsgerichte in Bremen und Rheinland-

Pfalz schon qua Amt Mitglied des jeweiligen Landesver-
fassungsgerichts.96  

 

Daneben wird die Zusammensetzung in manchen Län-

dern durch eine Geschlechterquote beeinflusst. Die Län-

der Berlin, Brandenburg, Niedersachsen und das Saar-

land sehen gleichlautend vor, dass jeweils mindestens 

drei Männer respektive Frauen zu den Mitgliedern zäh-

len müssen.97  

 

Die Größe der Gerichte variiert von sieben Richtern, 
beispielsweise in Bremen, Nordrhein-Westfalen oder 

Sachsen-Anhalt, bis hin zu 38 Richtern in Bayern98 – in 

den meisten Ländern sind neun Mitglieder vorgesehen.99 

Auch wenn in Bayern nicht alle Verfassungsrichter 

gleichzeitig in einem Verfahren zum Einsatz kommen,100 

ist der Bayrische Verfassungsgerichtshof, vor dem Hessi-

schen Staatsgerichtshof, der mit Abstand personell 

stärkste Gerichtshof.101  

Ebenso stark variiert zwischen den Ländern die Amtszeit 

sowie die Möglichkeit der Wiederwahl der Verfassungs-
richter, wobei kein Zusammenhang von Dauer der Amts-

zeit und Wiederwahlmöglichkeiten ausgemacht werden 

kann. Die Amtszeiten reichen von sechs bis zwölf Jahren, 

teilweise sind sie abhängig von den Wahlperioden der 

Landesparlamente, die Wiederwahlmöglichkeiten rei-

chen von unbegrenzt vielen bis zum Ausschluss der Wie-

derwahl. Eine genauso umfassende Uneinheitlichkeit 

ergibt sich mit Blick auf die Mehrheitserfordernisse für 

die Wahl zum Landesverfassungsrichteramt. Zudem 

sehen alle Länder bis auf Baden-Württemberg ein Min-
destalter für Verfassungsrichter vor; es liegt zwischen 35 

und 40 Jahren. Manche Länder – wie z.B. Thüringen102 – 

                                                           
96

 § 3 S. 1 VGHG RP benennt den Präsidenten des OVG auch zum 

Vorsitzenden, gem. § 2 Abs. 1 i.V.m. § 5 BremStGHG gehört in Bre-

men der Präsident des OVG zunächst nur als Mitglied an. 
97

 Vergleiche § 1 Abs. 3 BerlVerfGHG, § 2 Abs. 2 VerfGGBdb; § 1 Abs. 

2 S. 3 NStGHG und § 2 Abs. 3a VerfGHG SL. 
98

 Zum bayerischen Sonderweg siehe u.a. auch nach Gärditz, JöR 61 

(2013), 477f. 
99

 Siehe dazu die Übersicht bei Reutter, in Reutter, Landesverfas-

sungsgerichte 2017, S. 6 (allerdings sind die Übersichten in diesem 

Beitrag nicht in Gänze exakt). Abgesehen von den Ausnahmen Bayern 

und Hessen haben die Gerichte i.d.R. zwischen 7 und 9 Mitglieder.  
100

 Vgl. dazu Art. 2 BayVfGHG. Die Größe der Spruchgruppen variiert 

von acht bis zu 18 Mitglieder. 
101

 In einzelnen Verfahren ist der Hessische Staatsgerichtshof etwas 

größer. Er besteht aus 11 Mitgliedern (§ 2 StGHG). 
102

 In Thüringen führte dies in diesem Jahr zu einer Vakanz beim Amt 

des Präsidenten, die beinahe eine Verfassungskrise hervorgerufen 

hätte (siehe dazu auch ThürVerfGH, Beschl. v. 11. April 2018, VerfGH 

sehen auch ein Höchstalter vor, dieses liegt zwischen 68 

und 70 Jahren.103  

 
Es kann insoweit konstatiert werden, dass bis auf wenige 

Ausnahmen sich die Gerichte aus drei Gruppen an Mit-

gliedern zusammensetzen: Berufsrichter, Menschen mit 

der Befähigung zum Richteramt sowie Laienrichter. Mit-

unter wird sogar vorgesehen, dass diese Gruppen paritä-

tisch vertreten sind.104 Eine große Vielfalt besteht indes 

in Fragen von Amtszeit, Mehrheitsvoraussetzungen, 

Wiederwahlmöglichkeiten, Geschlechterquote etc. Hier 

tritt die föderalismusbedingte Vielfalt sehr augenschein-

lich zu tage. 
 

2. Aufgaben der Verfassungsgerichte 

 

Welche Aufgaben verfolgen die Landesverfassungsge-

richte. Lassen sich hier ebenso Übereinstimmungen in all 

der Vielstimmigkeit erkennen? 

 

Es gibt einen Kanon an Verfahren, die an jedem deut-

schen Landesverfassungsgericht eröffnet werden kön-

nen. Hierzu zählen neben dem Organstreit auf Länder-
ebene auch die abstrakte, wie ebenso die konkrete 

Normenkontrolle von Landesrecht entlang der Landes-

verfassung, Verfahren zur Wahl- und Mandatsprüfung 

sowie Verfahren zu Elementen der direkten Demokra-

tie105.  

Bis auf die Stadtstaaten kennen auch alle Länder die 

Kommunalverfassungsbeschwerde, bei der Kommunen 

die Wahrung ihrer Selbstverwaltungsgarantie begehren 

können. Darüber hinaus ist das Aufgabenspektrum sehr 

divers.106 Mitunter ist dies mit den Spezifika der jeweili-
gen Ländern zu erklären.  

Eine entsprechende Vielfalt schlägt sich auch im Verfas-

sungsprozessrecht der Länder nieder. Es ist mithin keine 

Blaupause für landesverfassungsrechtliche Verfahren 

anwendbar, sondern bei der Absicht ein Landesverfas-

                                                                                                      
8/18, S. 3 und ThürVerfGH, Beschl. v. 11. April 2018, VerfGH 3/17, S. 

4). 
103

 Siehe dazu die Übersicht bei Reutter, in Reutter, Landesverfas-

sungsgerichte 2017, S. 8, 6 und Gärditz, JöR 61 (2013), 460ff. 
104

 So bspw. Thüringen (Art 79 Abs. 2 ThürLV i.V.m. § 2 Abs. 1 

ThürVerfGHG) oder Baden-Württemberg (Art. 66 Art. 3 LV BW). 
105

 Die letzten beiden Verfahrensarten sind seit dem Beschl. v. 16. Juli 

1998 (BVerfGE 99, 1) exklusiv den Landesverfassungsgerichten vor-

behalten (dazu auch Lange, in FS 50 Jahre BVerfG, 2001, S. 290f.). 
106

 Siehe dazu die Übersicht bei Reutter, in Reutter, Landesverfas-

sungsgerichte 2017, S. 17 sowie Scheffczyk, LKV 2017, 394. Organ-

streit- und die Normenkontrollverfahren nennt auch Lange, in FS 50 

Jahre BVerfG, 2001, S. 289f. als Kernbestand. 
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sungsgericht zu konsultieren, die jeweils landeseigenen 

Voraussetzungen und Abläufe zu beachten.107 

 
Die zuvor aufgezählten Verfahren sind indes zumeist nur 

für die Verfassungsorgane oder deren Untergliederun-

gen sowie für die Gerichte der Länder eröffnet. Die Indi-

vidualverfassungsbeschwerde, die von Jedermann be-

gehrt werden kann, – und das mag den Laien überra-

schen – kann nicht vor jedem Landesverfassungsgericht 

in Deutschland erhoben werden, jedoch in allen 1990 

beigetretenen Ländern. Möglich ist sie derzeit in Baden-

Württemberg, Bayern, Berlin, Hessen (dort abweichend 

als Grundrechtsklage bezeichnet), Mecklenburg-
Vorpommern, Rheinland-Pfalz, im Saarland, in Sachsen, 

Sachsen-Anhalt sowie in Thüringen, nicht jedoch in Bre-

men, Hamburg, Niedersachsen und Nordrhein-

Westfalen.108 Die prozessrechtlichen Voraussetzungen 

mögen eine Individualverfassungsbeschwerde vor einem 

Landesverfassungsgericht einer solchen vor dem Bun-

desverfassungsgericht bevorzugen lassen,109 indes erhält 

jeder Bundesbürger vor einem grundrechtsinkonformen 

Akt öffentlicher Gewalt – eben auch der Landesstaats-

gewalt die genauso durch Art. 1 Abs. 3, 20 Abs. 3 GG 
gebunden ist – Schutz per Verfassungsbeschwerde vor 

dem Bundesverfassungsgericht. 

 

Die Verfassungsgerichte der Länder unterscheiden sich 

zudem in der Frage, ob ein Sondervotum110 zu einer 

Entscheidung des Gerichts möglich ist.111 Sondervoten 

können in Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Ham-

burg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-

Westfalen, Schleswig-Holstein, Sachsen-Anhalt sowie 

Thüringen durch die beteiligten Mitglieder der Verfas-
sungsgerichtshöfe abgegeben werden; sie werden je-

                                                           
107

 Aus dem Umfeld von Landesverfassungsgerichten wird regelmäßig 

kolportiert, dass Verfahrensbevollmächtigte hier regelmäßig die 

notwendige Sorgfalt vermissen lassen.  
108

 Geregelt in §§ 55ff. VerfGHG BW (= 9. Abschnitt); Art. 51ff. 

BayVfGHG (=6. Abschnitt); §§ 49ff. BerlVerfGHG (= 5. Abschnitt); §§ 

45ff. VerfGGBbg (= 4. Abschnitt); §§ 43ff. HessStGHG (=5. Abschnitt); 

§§ 52ff. LVerfGG M-V (= 8. und 9. Abschnitt); §§ 44ff. VGHG RP (= 7. 

Abschnitt); §§ 55ff. VerfGHG SL (= 8. Abschnitt); §§ 27ff. 

SächVerfGHG (= 4. Abschnitt); §§ 47ff. LVerfGG LSA (= 6. Abschnitt); 

§§ 31ff. ThürVerfGHG (2. Abschnitt, 1. Kapitel). 
109

 Lange, in FS 50 Jahre BVerfG, 2001, S. 293f. zeigt aber auch, dass 

die Differenzen nicht immer positiv sind.  
110

 Zu Sondervoten siehe bspw. Gerd Roellecke, in FS 50 Jahre 

BVerfG, 2001, Band 1, S. 363ff. sowie Christian Eggeling, Das Sonder-

votum in der Verfassungsgerichtsbarkeit der neuen Bundesländer, 

Berlin 2006, insb. S. 131ff. 
111

 Wie Berger, ZLVR 2018, S. 92f in diesem Heft darstellt, werden die 

Entscheidungen in Kollegialorganen getroffen. 

weils der Entscheidung angehängt.112 Nicht per Gesetz 

vorgesehen sind Sondervoten in Baden-Württemberg, 

Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, im Saarland sowie in 
Sachsen113.  

 

Sondervoten ermöglichen es einem Mitglied des Ge-

richts, der mit seiner Rechtsaufassung der Mehrheits-

meinung des Gerichts unterlegen ist, diese darzustellen 

und informierend der Entscheidung anzuhängen.114 Da-

bei ist dieses Instrument nicht unumstritten,115 jeden-

falls können damit Unstimmigkeit blamiert und 

rechtswissenschaftliche Diskussionen angestoßen oder 

befördert werden.116 Letztlich ist wohl dem Staatsrechts-
lehrer Gerd Roellecke insoweit zuzustimmen, dass 

„…Sondervoten [beobachtbar machen], wes Geistes Kind 

die einzelnen Richter sind. Das festigt die Verhältnisse 

im Gericht, orientiert das Publikum und nährt insofern 

doch das Grundvertrauen in die Rechtsprechung.“117  

 

Ob und wie das Instrument funktioniert, ist indes ab-

hängig vom Verantwortungsbewusstsein des Verfas-

sungsrichters und der bereits vorgelagert der (Aus-)Wahl 

dieser durch die Länderparlamente, also durch die ge-
wählten Volksvertreter.118 Diese Legitimation stiftende 

(Aus-)Wahl muss sicherstellen, dass die Verfassungsge-

richte ihrer genuinen Aufgabe nachkommen, nämlich 

Recht zu sprechen.119 Klaus Ferdinand Gärditz erklärt: 

„Die Bedeutung der personellen Auswahl der Verfas-

sungsrichter für das Ansehen und die praktische Wirk-

kraft der Gerichte ist kaum zu überschätzen. Verfas-

sungsrichter müssen im Gravitationsfeld politischer Ver-

fassungsorgane sensibel agieren.“120 Es bedarf für starke 

Landesverfassungsgerichte ein entsprechendes Selbst-
bewusstsein121 – auch das Selbstbewusstsein als Verfas-

                                                           
112

 Art. 25 Abs. 5 BayVfGHG (ohne Angabe des Verfassers); § 29 Abs. 

2 BerlVerfGHG; § 27 Abs. 2 S. 1 VerfGGBbg; § 17 Abs. 3 BremStGHG; 

§ 22 Abs. 3 HmbgVerfGG; § 16 Abs. 3 S. 2 HessStGHG; § 27 Abs. 5 

LVerfGG M-V-; § 25 Abs. 4 S. 1 VGHG NW; § 28 Abs. 2 S. 2 VerfGG SH; 

§ 28 Abs. 2 S. 1 LVerfGG LSA; § 24 Abs. 2 S. 1 ThürVerfGHG. 
113

 Sachsen schließt das Sondervotum gar durch § 13 SächsVerfGHG 

explizit per Gesetz aus. 
114

 Eggeling, Das Sondervotum, 2006, S. 150ff. Sondervoten stellen 

immer noch einen spannenden Forschungsbereich dar. Zu deren 

Wirkung könnte eine Studie angestrebt werden, die sich den Metho-

den der empirischen Sozialforschung bedient. 
115

 Roellecke, in FS 50 Jahre BVerfG, 2001, Band 1, S. 378f. 
116

 Eggeling, Das Sondervotum, 2006, S. 220f. Gärditz, JöR 61 (2013), 

454 stellt die wichtige Rolle der Verfassungsgerichte im fachwissen-

schaftlichen Diskurs fest. 
117

 Roellecke, in FS 50 Jahre BVerfG, 2001, Band 1, S. 384. 
118

 Eggeling, Das Sondervotum, 2006, S. 193f. 
119

 Gärditz, JöR 61 (2013), 459ff. 
120

 Gärditz, JöR 61 (2013), 469. 
121

 Scheffczyk, LKV 2017, 397. 
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sungsorgan und ein solches ist jedes Landesverfassungs-

gericht.122 

 
IV. Schlussbemerkungen 

 

Die Landesverfassungsgerichtsbarkeit stellt eine kom-

plexe rechtwissenschaftliche und zugleich für die Poli-

tikwissenschaft spannende Materie dar, deren Ver-

ständnis, auch aufgrund der vielfältigen Einbindung in 

das Mehrebenensystem eine Herausforderung für Laien 

ebenso wie für die Fachwissenschaftler darstellt. Die 

Verfassungsgerichtsbarkeit in Deutschland zu verstehen 

ist kein Leichtes. 
Lange Zeit führte sie ein Schattendasein, doch immer 

mehr versteht sie es sich durch ihre Entscheidungen 

etwas aus dem Schatten heraufzubefördern. Landesver-

fassungsgerichte sind zentrale Elemente der deutschen 

Verfassungsstaatlichkeit und für das nachhaltige Funkti-

onieren dieser unerlässlich. 

Gerade unter dem Eindruck des Bedeutungszuwachses 

sollten sich Rechts- und Politikwissenschaft weiter mit 

der Landesverfassungsgerichtsbarkeit auseinanderset-

zen – Fragen und Felder mit denen eine eingehende 
Befassung aussteht gibt es zumindest mannigfach.123 So 

bleibt es weiter ein Feld den staatsrechtlichen Einfluss 

der Landesverfassungsgerichtsbarkeit, aber auch den 

Einfluss auf die Landespolitik näher zu analysieren, die 

staatsrechtliche Verortung dieser Gerichtsbarkeit im 

föderalen Mehrebenensystem zu klären, um nur wenige 

zu nennen. Auch könnte man die Entscheidungsstile der 

Verfassungsgerichte vergleichend analysieren; der hier 

vorherrschende Pluralismus ist wohl kaum erforscht.124 

Daneben und dennoch nicht unverbunden verdient auch 
das Verfassungsprozessrecht der Länder stärkere Beach-

tung; auf diesem Feld können auch die Lehrbücher zum 

Verfassungsrecht Erweiterung erfahren oder gar eigene 

Lehr- und Handbücher erarbeitet werden – der Stoffum-

fang des Verfassungsprozessrechts der Länder ist zu-

mindest mehr als ausreichend.  

 

                                                           
122

 Sodan, LKV 2010, 442. 
123

 Einen kleinen Einblick gibt bspw. die Auswahl streitiger Themen-

felder bei Möstl, AöR 130 (2005), 373ff. Siehe auch dazu Papier, Zur 

Bedeutung der Landesverfassungsgerichtsbarkeit, in Sodan 2002, S. 

29ff. 
124

 Gärditz, JöR 61 (2013), 456. 
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Über das Grundgesetz hinausgehende Landes-
grundrechte 
 

von Antonia Daszenies, Bielefeld  

und Robert Gmeiner, Bielefeld/Wiesbaden* 

 

I. Einleitung  
 
Aufgrund der Verfassungsautonomie der Länder im 

Rahmen des Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG können die Länder 

ihre Verfassungen weitestgehend frei gestalten und 

selbst über die Aufnahme von eigenen Grundrechten 

entscheiden.1 Die Landesverfassungsgeber haben – mit 

der Ausnahme Hamburgs und Schleswig-Holsteins – 

einen mehr oder minder ausgeprägten Grundrechteka-

talog entwickelt. Als Grundrechte werden nachfolgend 

mit Verfassungsrang ausgestattete subjektive Rechte 

des Einzelnen verstanden.2 Bei manchen Regelungen 
sind sich selbst die Landesverfassungsgerichte nicht si-

cher, ob eine Norm ein Grundrecht in diesem Sinne dar-

stellt.3 In diesem Beitrag kann daher nicht durch die 

Kommentierung einzelner Grundrechte der Frage nach-

gegangen werden, ob einzelne Verfassungsnormen sub-

jektive Rechte enthalten und über das Grundgesetz hin-

ausgehen. Vielmehr soll versucht werden, die möglichen 

Fallgruppen zu systematisieren und einen dogmatischen 

„AT“ zu schaffen. 

 
II. Rechtsvergleichende Bemerkung  
 
In Österreich hat der dortige Verfassungsgerichtshof 

(VfGH) zunächst die Zulässigkeit von Landesgrundrech-

ten verneint.4 Mittlerweile akzeptiert es diese zwar als 

Prüfungsmaßstab für seine eigenen Entscheidungen,5 in 

                                                           
* Antonia Daszenies ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl 

für Öffentliches Recht, Finanz- und Steuerrecht (Prof. Dr. 

Hellermann) an der Universität Bielefeld.  

Robert Gmeiner ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am selben 

Lehrstuhl sowie am Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, 

Wirtschaftsrecht, Arbeitsrecht und Rechtstheorie (Prof. Dr. Klocke) 

an der EBS Law School Wiesbaden.  

Allgemeiner Hinweis: Die Landesverfassungen werden nach juris 

zitiert. 
1
 Josef Franz Lindner, JuS 2018, 233; speziell zu Art. 14 Abs. 1 GG: 

BVerfGE 103, 332, 349. 
2
 Thorsten Kingreen/Ralf Poscher, Grundrechte, 33. Aufl., Heidelberg 

2017, Rn. 45; Michael Holoubek, ZÖR 1999, 97, 98; vgl. auch 

NdsStGEHE 5, 165, 168 
3
 LVerfGE Berlin 4, 62, 63 zur Frage eines Grundrechts auf Schutz vor 

Obdachlosigkeit aus Art. 28 Abs. 1 Verf BE; ebenso BayVerfGHE 8, 52, 

58 zu Art. 106 Abs. 1 Verf BY. 
4
 VfSlg. 23, 37, 39; Helmut Schreiner, ZÖR 1999, 89. 

5
 VfSlg. 55/2, 167, 169. 

der Literatur ist deren Zulässigkeit dennoch nicht unum-

stritten.6 

Das Schweizer Bundesgericht hingegen hat über die 
Bundesverfassung hinausgehende Kantonalgrundrechte 

seit jeher anerkannt: „Nach der [ständigen] Recht-

sprechung kommt einer kantonalrechtlichen Verfas-

sungsgarantie nur dann eine eigene Tragweite zu, wenn 

sie einen ausgedehnteren Schutzbereich aufweist als die 

entsprechende Norm im Bundesverfassungsrecht.“7 

Auch wenn das konkrete Verhältnis zwischen den bun-

desverfassungsrechtlichen und gliedstaatlichen Grund-

rechten von der konkreten Verfassungsordnung ab-

hängt, kann mittlerweile doch davon ausgegangen wer-
den, dass das Recht auf die Gewährung eigener Grund-

rechte als ein Aspekt der gliedstaatlichen Verfassungsau-

tonomie weltweit anerkannt wird.8 

 
III. Landesgrundrechte während der Weimarer Zeit  
 
Während es im Kaiserreich keinen in der Reichsverfas-

sung enthaltenen Grundrechtskatalog gab, die Landes-

verfassung aber einen solchen enthielten, drehte sich 

das Verhältnis zum Ende des Kaiserreichs9 und die 
Reichsgrundrechte gewannen an zunehmender Bedeu-

tung.10 Einen eigenen Grundrechtskatalog enthielten 

insofern die Landesverfassungen von Bayern, Braun-

schweig, Mecklenburg-Schwerin und Danzig.11 Grund für 

diesen Wandel war nicht der Wechsel der Staatsform, 

sondern vielmehr die Stärkung des Bundesstaates und 

der nunmehr in der Reichsverfassung enthaltene Grund-

rechtskatalog.12 Hinzu kam zudem, dass die Landes-

grundrechte vor 1918 zunehmend von Reichsgesetzen 

überlagert worden waren und so ihre Bedeutung einbü-
ßen mussten.13 Grundsätzlich brachten die neu geregel-

ten Landesgrundrechte keine wesentliche Neuerung. 

Zukunftsweisend war jedoch die Erklärung zum Beginn 

der Verfassung von Mecklenburg-Schwerin. Hier wurde 

die Bindungsklausel des Art. 1 III GG vorweg genommen 

                                                           
6
 Theo Öhlinger/Harald Eberhard, Verfassungsrecht, 9. Aufl., Wien 

2012, Rn. 690. 
7
 BGE 121 I, 196, 200; 119 Ia, 53, 55. 

8
 Anna Gamper, GLJ 6 (2005), 1297, 1312. 

9
 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland III/2, 

München 1994, 1419 f.; Hartmut Maurer, Landesgrundrechte im 

Bundesstaat, in Merten, Detlef/Jürgen Papier (Hrsg.), Handbuch der 

Grundrechte III, 2009, § 82 Rn. 31;  
10

 Stern 1994, Staatsrecht III/2, 1420.  
11

 Fabian Wittreck, Zur Bedeutung einzelstaatlicher Grundrechte, in 

Merten, Detlef/Jürgen Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte VIII, 

2010, § 231 Rn. 79; Maurer 2009, Landesgrundrechte, in 

Merten/Papier, § 82, Rn. 23, 30, 31 f.  
12

 Maurer 2009, Landesgrundrechte, in Merten/Papier, § 82 Rn. 31.  
13

 Maurer 2009, Landesgrundrechte, in Merten/Papier, § 82 Rn. 31.  
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und zum ersten Mal die Grundrechtsbindung statuiert, 

wenn es in dem Vorspruch zu § 4 heißt: „Dem mecklen-

burgischen Volke [werden] durch die Verfassung die 
nachstehenden Grundrechte gewährleistet. Sie bilden 

Richtschnur und Schranke für Verfassung, Gesetzgebung 

und Verwaltung.“ Zwar war diese Formulierung sprach-

lich abgewandelt im Entwurf der Weimarer Verfassung 

enthalten, wurde jedoch wieder entfernt.14 In Bezug auf 

das Verhältnis von Landesgrundrechten und Reichs-

grundrechten lässt sich sagen, dass Art. 13 I WRV, der 

knapp formulierte „Reichsrecht bricht Landesrecht“ 

entgegen der heutigen Auslegung des Art. 31 GG so ver-

standen wurde, dass ein Kollisionsfall nicht nur bei kolli-
dierendem, sondern auch bei inhaltlich übereinstim-

mendem Landesrecht vorliege.15 Abschließend muss 

festgestellt werden, dass für Landesgrundrechte kaum 

Raum blieb.16  

 

IV. Grundgesetzlicher Rahmen  
 
Nach Art. 142 GG bleiben die Grundrechte der Landes-

verfassung auch in Kraft, wenn diese mit denen des 

Grundgesetzes übereinstimmen. Aufgrund des Wört-
chens „auch“17 wird in Art. 142 GG klargestellt, dass 

nicht nur die inhaltsgleichen, sondern auch die darüber 

hinausgehenden Landesgrundrechte in Kraft bleiben. 

Das Grundgesetz steht weitergehenden Grundrechten 

daher nicht entgegen. 

Subjektive Rechte gewährt das Grundgesetz allerdings 

nicht nur in den in Art. 142 GG Bezug genommenen Art. 

1-17 GG, sondern auch außerhalb des ersten Abschnitts 

(sog. „grundrechtsgleichen Rechte“). Auf diese ist Art. 

                                                           
14

 Horst Dreier, GG Kommentar, Vorbm. zu Art. 1 Rn. 17; Fabian 

Wittreck, Weimarer Landesverfassungen, Tübingen 2004, 9; Maurer 

2009, Landesgrundrechte, in Merten/Papier, § 82 Rn. 32.  
15

 Insbesondere in der einschlägigen Literatur vertreten von Gerhard 

Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reichs, 14. Aufl., Berlin 

1933, Art. 13 Rn. 3; Friedrich Giese, Die Verfassung des Deutschen 

Reiches, 8. Aufl., Berlin 1931, Art 13 Rn. 1; Ludwig Gebhard, 

Handkommentar zur Verfassung des Deutschen Reichs, München 

1932, Art. 13 Rn. 3b. 
16

 Maurer 2009, Landesgrundrechte, in Merten/Papier, § 82 Rn. 33, 

Stern 1994, Staatsrecht III/2, 1419 f.  
17

 Eric Tjarks, Zur Bedeutung der Landesgrundrechte, Diss. iur. Univ. 

Osnabrück 2000, 60; Jakob Kratzer, Art. 142 GG und die Grundrechte 

in der Bayrischen Verfassung, in: Verfassung und Verwaltung in 

Theorie und Praxis. Festschrift für Wilhelm Laforet, München 1952, 

105, 106; Hans Domcke, Zur Fortgeltung der Grundrechte der 

Bayrischen Verfassung; in: Bayrischer Verfassungsgerichtshof (Hrsg.), 

Verfassung und Verfassungsrechtsprechung. Festschrift zum 25-

jährigen Bestehen des Bayrischen Verfassungsgerichtshofs, München 

1972, 311, 312 f. 

142 GG entsprechend anwendbar, wenn sie der Qualität 

nach den in Art. 1–17 GG gleich zu achten sind.18 

Nach der Rechtsprechung des BVerfG sollen die gem. 
Art. 142 GG in Kraft gebliebenen Landesgrundrechte und 

die Grundrechte des Grundgesetzes je ein und dasselbe 

Grundrecht schützen. Dem ist jedoch entgegenzuhalten, 

dass es sich bei den Landesgrundrechten aufgrund der 

Parallelität der Verfassungsräume19 „doch [um] selbst-

ständige, nach Inhalt, Geltungsbereich, Träger, Adressat 

und Schranken unterschiedliche“ Normen handelt.20 

 

V. Über das Grundgesetz hinausgehende Landesgrund-
rechte 
 
1. Weitergehender Grundrechtsschutz auch bei inkor-
porierten Landesgrundrechten?  
 
Die Verfassungen von Baden-Württemberg (Art. 2 Abs. 

1), Nordrhein-Westfalen (Art. 4 Abs. 1) und Niedersach-

sen (Art. 3 Abs. 2 S. 1) haben keinen eigenen Grund-

rechtsteil, sondern inkorporieren die Grundrechte des 

Grundgesetzes in die Landesverfassung. Die dadurch 

entstandenen Grundrechte sind nicht mehr Bundes-
recht, sondern Landesverfassungsrecht.21 

Zum Teil wird vertreten, die Inkorporation erstrecke sich 

auch auf die Auslegung der Normen durch das Bundes-

verfassungsgericht.22 

Allein der Umstand, dass Grundrechtsinterpretation vor 

allem durch (Rechtssatz-)Verfassungsbeschwerden er-

folgt und diese in der nordrhein-westfälischen und nie-

                                                           
18

 BVerfGE 22, 267, 271; für Art. 33 GG: Josef Franz Lindner, ZBR 

2018, 181, 185 f. 
19

 BVerfGE 6, 376, 382; 96, 231, 242; BVerfGK 13, 189, 198; BVerfG 

(K), NVwZ 1999, 638, 640. 
20

 Domcke 1972, Fortgeltung der Grundrechte, in: Bayrischer 

Verfassungsgerichtshof, 316. 
21

 Allgemein: Horst Dreier, Grundrechtsschutz durch 

Landesverfassungsgerichte, Berlin/New York 2000, 12; für BW: 

LVerfGE Baden-Württemberg 16, 3, 9 = ESVGH 55, 27 m.w.N.; für 

NRW: Johannes Dietlein, in: Dietlein, Johannes/Hellermann, 

Johannes, Öffentliches Recht in Nordrhein-Westfalen, 6. Aufl., 

München 2016, § 1 Rn. 24; für ND: Volker Epping, in: ders., u.a., 

Hannoversche Kommentar zur niedersächsischen Verfassung, Baden-

Baden 2012, Art. 3 Rn. 16 f.; unklar bei jedoch bei Heinzgeorg 

Neumann, Die Niedersächsische Verfassung, 3. Aufl., Stuttgart 2000: 

einerseits sei Art. 3 Abs. 2 S. 1 Verf ND eine Verweisung (Art. 3 Rn. 4) 

andererseits handele es sich um Landesgrundrechte (Art. 3 Rn. 5); 

ebenso uneindeutig: Thomas Mann, in: Hartmann, Bernd/Mann, 

Thomas/Mehde, Veit, Landesrecht Niedersachsen, 2. Aufl., München 

2017, § 1 Rn. 25. 
22

 Dietmar Martina, Die Grundrechte der nordrhein-westfälischen 

Landesverfassung im Verhältnis zu den Grundrechten des 

Grundgesetzes, München 1999, 86; StGH Baden-Württemberg, 

ESVGH 19, 133, 138; OVG Münster (als VerfGH NRW), VerwRspr 5, 9, 

13. 
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dersächsischen Verfassungsprozessrecht unbekannt 

ist,23 kann diese Auffassung nicht begründen. Zum einen 

kann eine Norm nicht losgelöst von ihrer äußeren Sys-
tematik ausgelegt werden.24 Zum anderen verlangen 

Grundrechte gerade nicht zwingend eine verfassungs-

prozessuale Durchsetzung.25 Auch bloß fachgerichtlicher 

Grundrechtsschutz ist möglich. 

Vor allem ist dem allerdings entgegenzuhalten, dass die 

Länder nach dem grundgesetzlichen Bundesstaatskon-

zept „eigene Staaten mit eigenem Verfassungsprojekt“26 

sind. Aufgrund der Selbstständigkeit der Verfassungs-

räume von Bund und Ländern27 haben die Verfassungs-

gerichte jeweils nur ihre Verfassung auszulegen. Die 
Landesgrundrechte sind Teile der Landesverfassung und 

diese sind von den Landesverfassungsgerichten auszule-

gen.28 

 
2. Weitergehender Grundrechtsschutz durch strengere 
Verfahrensanforderungen?  
 
Denkbar ist zunächst, dass der Grundrechtsschutz durch 

strengere Verfahrensanforderungen beim Eingriff über 

die des Grundgesetzes hinausgeht. Zu denken wäre hier 
an Art. 28 Abs. 2 Verf BE und Art. 8 i.V.m. Art. 19 Abs. 1 

Verf HE. Im Gegensatz zu Art. 13 Abs. 2 GG kommt den 

Berliner und hessischen Polizeibehörden bei Gefahr im 

Verzug keine Eilkompetenz zur Anordnung für Woh-

nungsdurchsuchungen zu. Lediglich für den Fall, dass der 

Täter auf frischer Tat ertappt wurde, wird auf eine rich-

terliche Anordnung der Wohnungsdurchsuchung ver-

zichtet, wobei die richterliche Genehmigung nachzuho-

len ist. Der Gegenansicht, wonach „Gefahr im Verzug“ 

vom Merkmal der „Verfolgung auf frischer Tat“ umfasst 
sei,29 kann nicht gefolgt werden. Bereits nach dem Wort-

                                                           
23

 So jedoch Martina 1999, Grundrechte der nordrhein-westfälischen 

Landesverfassung, 85. Zum damaligen Zeitpunkt galt dies auch für 

Baden-Württemberg, da die Verfassungsbeschwerde dort erst 2013 

eingeführt wurde. 
24

 Franz Reimer, Juristische Methodenlehre, Baden-Baden 2016, Rn. 

311; Karl Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 4. Aufl., 

Berlin u.a. 1979, 311 ff. 
25

 Vgl. StGH Baden-Württemberg, ESVGH 51, 6, 7. 
26

 Dreier 2000, Grundrechtsschutz, 11. 
27

 Nachweise in Fußnote 19. 
28

 VerfGH Nordrhein-Westfalen, OVGE 44, 301, 315 (zu Art. 21 Abs. 1 

GG); Dreier 2000, Grundrechtsschutz, S. 12; Domcke 1972, 

Fortgeltung der Grundrechte, in: Bayrischer Verfassungsgerichtshof, 

311, 319, 327; hierzu ausführlich Johannes Dietlein, AöR 120 (1995), 

1, 20 ff. 
29

 Michael Knape/Ulrich Kiworr, Allgemeines Polizei- und 

Ordnungsrecht für Berlin, 10. Aufl., Hilden 2009, § 37 Anm. 4; Günter 

Berg/Karl-Ernst Hein, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht für 

Berlin, 3. Aufl., Hilden 1984, § 24 Anm. B.2.b geht darauf nicht ein. 

Nach OVG Berlin, DÖV 1974, 27, 28 m. abl. Anm. Gerd-Heinrich 

laut setzt die Verfolgung voraus, dass etwas geschehen 

ist. Gefahr im gefahrenabwehrrechtlichen Sinn bedeutet 

jedoch, dass der Schadenseintritt an einem gefahren-
rechtlichen Schutzgut zu erwarten ist.30 Zum Teil wird 

hier gegenüber dem Grundgesetz ein weitergehender 

grundrechtlicher Schutz vertreten. Schließlich werde der 

Bürger besser vor willkürlichen Eingriffen der Exekutive 

geschützt.31 

Zutreffend ist zwar, dass Grundrechtsschutz auch durch 

Verfahren erfolgt. Jedoch ist jedem Freiheitsrecht ein 

Gleichheitsrecht immanent. Obwohl Eingriffe in Art. 12 

Abs. 1 GG keinem Richtervorbehalt unterliegen, bedeu-

tet dies nicht, dass willkürliche Eingriffe in die Berufs-
freiheit verfassungsrechtlich zulässig wären. 

Beim Richtervorbehalt nach Art. 13 Abs. 2 GG handelt es 

sich selbst um keine Erweiterung des Schutzbereichs. Er 

dient lediglich dazu, das Grundrecht der Unverletzlich-

keit der Wohnung zu sichern.32 Durch die Eilkompetenz 

soll den staatlichen Organen die Möglichkeit eines 

schnellen und situationsgerechten Handelns eingeräumt 

werden,33 nicht aber der (sachliche) Schutzbereich des 

Art. 13 Abs. 1 GG eingeschränkt werden. Bei Art. 13 Abs. 

2 GG bzw. Art. 28 Abs. 2 S. 2 Verf BE handelt es sich um 
eine im Gegensatz zu Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG34 präventive 

Rechtskontrolle.35 Auch wenn durch das präventive 

Rechtsschutzgebot eine Verbesserung des Schutzes vor 

willkürlichen Eingriffen der Exekutive verbunden ist, 

wirkt sich Art. 28 Abs. 2 S. 2 Verf BE bzw. Art. 19 Abs. 1 

Verf HE lediglich auf den Zeitpunkt des Rechtsschutzes, 

nicht aber auf dessen Inhalt aus. Einen weitergehenden 

Schutz im Sinne einer materiellen Mehrgewährleistung 

enthalten diese Normen nicht. 

 
 

 

 

                                                                                                      
Kemper und Sebastian Söllner, in: Pewestorf, Adrian/Söllner, 

Sebastian/Tölle, Oliver, Berliner Kommentar zum Polizei- und 

Ordnungsrecht, 2. Aufl., Köln 2017, § 37 Rn. 5 sei Art. 28 Abs. 2 S. 2 

Verf BE aufgrund von Art. 31 GG nicht anwendbar. 
30

 Nikolas Eschen, LKV 2001, 114, 115. 
31

 Sebastian Söllner, LKV 2009, 358; ebenso Eschen, LKV 2001, 114, 

116. 
32

 Georg Hermes, in: Dreier, Horst (Hrsg.), Grundgesetz, 3. Aufl., 

Tübingen 2013, Art. 13 Rn. 50. 
33

 Jürgen Vahle, DVP 2016, 342, 343. 
34

 Beschränkung auf ein (grundsätzlich) repressives 

Rechtsschutzsystem: Wolf-Rüdiger Schenke, in: Bonner Kommentar 

zum Grundgesetz, Stand: 141. Akt. 2009, Art. 19 Abs. 4 Rn. 465 f.; 

Dieter Lorenz, Der Rechtsschutz des Bürgers und die 

Rechtsweggarantie, München 1973, 136, 138. 
35

 Hans-Jürgen Papier, in: Maunz, Theodor/Günter Dürig, 

Grundgesetz, Stand: 71. EL 2014, Art. 13 Rn. 21. 
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3. Subjektivierung objektiven Bundesverfassungsrechts  
 
Ähnlich scheint es in den Fällen zu liegen, in denen ob-
jektives Bundesverfassungsrecht durch das Landesver-

fassungsrecht subjektiviert wird. Als ein solches Beispiel 

kann das Wahlrecht gelten. Den Wahlgrundsätze in Art. 

28 Abs. 1 S. 2 GG sind keine subjektiven Rechte.36 Ob-

wohl Art. 89 Verf ST und Art. 14 Abs. 1 S. 1 Verf BY in-

haltsgleich mit Art. 28 Abs. 1 S. 2 GG sind, sollen diese 

Rechte subjektiv sein.37 Die Subjektivität eines Rechts 

bedeutet lediglich ein Versprechen der Rechtsordnung, 

ein objektives Recht auch durchsetzen zu können.38 Ob-

jektives Recht ist zwar nicht durchsetzbar, aber keines-
falls unverbindlich, Art. 20 Abs. 3 GG. Die Wahlgrundsät-

ze aus Art. 28 Abs. 1 S. 2 GG muss das Land auch ohne 

ihren subjektiven Gehalt beachten. Einen materiellen 

Mehrwert scheinen Art. 89 Verf ST und Art. 14 Abs. 1 S. 

1 Verf BY nicht zu enthalten, sondern wirken sich wie 

Art. 28 Abs. 2 S. 2 Verf BE bzw. Art. 19 Abs. 1 Verf HE 

lediglich auf der Rechtsschutzebene aus. 

Grundrechte sind mit Verfassungsrang ausgestattete 

Rechte des Einzelnen.39 Obwohl die Subjektivität eines 

Rechts nicht den materiellen Inhalt ändert, weiten Sub-
jektivierungen den Kreis der Berechtigten und Nutznie-

ßer. Insoweit handelt es sich bei dieser Kategorie um 

einen ähnlichen Fall, wie die Ausweitung von Deut-

schengrundrechte auf jedermann.40 

 
4. Dem Grundgesetz völlig fremde Grundrechte  
 
Eine abschließende Aufzählung der Untergruppen ist 

aufgrund deren Vielzahl nicht möglich. Daher sollen fol-

gend nur drei näher beleuchtet werden. 
 
a) Soziale Grundrechte 
 
Aufgrund der Auffangfunktion des Art. 2 Abs. 1 GG41 

finden sich in den Landesverfassungen keine dem 

Grundgesetz völlig fremde Abwehrrechte.42 Dafür sind 

die Landesverfassungen umso reicher mit sozialen 

                                                           
36

 BVerfGE 99, 1, 7; BVerfGK 13, 189, 194 f.; 15, 186, 190; 16, 31, 32. 
37

 Für Sachsen-Anhalt: OVG Magdeburg, ZLVR 2018, 23 (24) m. abl. 

Anm. Robert Gmeiner. Für Bayern Markus Möstl, in: Lindner, Josef 

Franz/Möstl, Markus/Wolff, Heinrich Amadeus, Verfassung des Frei-

staates Bayern, 2 Aufl., München 2017, Art. 14 Rn. 9. 
38

 Johannes Buchheim, Subjektives Recht, Anspruch, actio, Tübingen 

2017, 72. 
39

 Nachweise in Fußnote 2. 
40

 Hierzu: VI.1.b) 
41

 BVerfGE 6, 32, 67; Kingreen/Poscher 2017, Grundrechte, Rn. 437. 
42

 Wermeckes, Der erweiterte Grundrechtsschutz in den 

Landesverfassungen, Baden-Baden 2000, 21 f. 

Grundrechten, die dem Grundgesetz weitestgehend 

fremd sind.43 Eine Verallgemeinerung dieser Gruppe ist 

aber kaum möglich. Es kann lediglich zusammengefasst 
werden, dass der Wortlaut nicht stets die Auslegungs-

grenze darstellt. 

Dies gilt für „klassisch“ soziale Grundrechte wie dem 

Anspruch auf eine Wohnung z.B. in Art. 106 Abs. 1 Verf 

BY und Art. 14 Abs. 1 S. 1 Verf BR. Obwohl in dem „An-

spruch auf“ sinnvollerweise nur (irgendeine) Subjektivie-

rung gesehen werden kann,44 wird ein subjektives Recht 

auf Wohnung einhellig abgelehnt.45 Dasselbe gilt für das 

in einigen Landesverfassungen enthaltene Recht auf 

Arbeit, z.B. Art. 45 S. 2 Verf SL.46 
Bemerkenswert ist auch die Methodik des hessischen 

StGH zur Schulgeldfreiheit. Art. 59 Abs. 1 S. 1 Verf HE 

gewährleistet an Grund-, Mittel-, Höheren und Hoch-

schulen einen unentgeltlichen Unterricht. Unentgeltlich 

sind auch die Lernmittel, außer der an den Hochschulen 

gebrauchten, Art. 59 Abs. 1 S. 2 Verf HE. Allerdings kann 

ein angemessenes Schulgeld verlangt werden, wenn die 

wirtschaftliche Lage des Schülers, seiner Eltern oder der 

Unterhaltspflichtigen dies gestattet, Art. 59 Abs. 1 S. 4 

Verf HE. 
Art. 59 Abs. 1 S. 1 Verf HE verbietet „jede Zahlung für 

den Unterricht aus, gleichviel unter welchem Namen sie 

erhoben wird. Der Unterricht darf nichts kosten“.47 

Zweck des Art. 59 Abs. 1 S. 1 Verf HE ist es, „dem Tüchti-

gen freie Bahn zu gewähren, ohne Rücksicht auf die Ein-

kommens- und Vermögensverhältnisse der Eltern“.48 

Dies gilt auch für das Hochschulstudium, denn „niemand 

[soll allein] aus finanziellen Gründen von der Aufnahme 

und Durchführung eines Studiums abgehalten“ wer-

den.49 Das hessische StGH sah sich allerdings nicht ge-
hindert, entgegen dem Wortlaut und Telos des Art. 59 

Abs. 1 Sätze 1 und 4 Verf HE eine von der individuellen 

wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit unabhängige Stu-

diengebühr unbeanstandet zu lassen, da die Möglichkeit 

bestehe das Studiengebühren über ein Darlehen zu fi-

nanzieren.50  

                                                           
43

 Einzelne Ausprägungen sind jedoch der Anspruch auf ein 

menschenwürdiges Existenzminimum; hierzu: BVerfGE 125, 175 und 

Ernst-Jürgen Borchert, SGb 2015, 655 ff. 
44

 Karl-Peter Sommermann, Staatsziele und Staatszielbestimmungen, 

Tübingen 1997, S. 418 
45

 Frank Steinmeier/Albrecht Brühl, KJ 1989, 275, 277; für Bayern: 

BayVerfGHE 15, 49 ff. 
46

 LVerfGE Saarland 3, 233, 235 ff = AS 25, 148, 151 ff. 
47

 StGH Hessen, StAnz 1949, 348, 349 = VerwRspr 2, 20, 23 

(Hervorhebung durch die Verfasser). 
48

 VGH Kassel, ESVGH 58, 214, 217. 
49

 VGH Kassel, ESVGH 58, 214, 218. 
50

 StGH Hessen, LKRZ 2008, 295, 299 = LVerfGE 19, 199 (Gliederung: 

C.2.b.ff., gg) mit sehr kritischem Sondervotum, welches sogar von der 
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b) Minderheitenschutz 
 
Spezifische Minderheitenrechte, die über die Ausübung 

der individuellen Freiheit hinausgehen, enthält das 

Grundgesetz nicht.51 So bestimmt bspw. Art. 6 Abs. 1 Hs. 

1 Verf SH, dass das Bekenntnis zu einer nationalen Min-

derheit frei ist. Im Gegensatz zu Art. 6 Abs. 2 S. 1 Verf 

SH52 handelt es sich bei Art. 6 Abs. 1 Hs. 1 Verf SH um 

ein „grundrechtsähnliches“ Recht.53 Es enthält lediglich 

die Freiheit, sich ohne dem Vorliegen irgendwelcher 

objektiver Kriterien zu einer Minderheit zu bekennen, 

ohne dass dies staatlicherseits bestritten oder auch nur 
nachgeprüft werden könnte. Geschützt wird damit ledig-

lich ein nicht nachprüfbarer Identitätsbereich.54 Das 

Recht, die Kultur auch auszuleben, ist von der Norm 

allerdings nicht geschützt. Dies erfolgt durch die Frei-

heitsrechte, insbesondere die allgemeine Handlungs-

freiheit und die Vereinigungsfreiheit.55 

Konkreter enthält da Art. 25 Abs. 1 S. 1 Verf BB die Be-

stimmung, wonach das Recht des sorbi-

schen/wendischen Volkes auf Schutz, Erhaltung und 

Pflege seiner nationalen Identität und seines ange-
stammten Siedlungsgebietes gewährleistet wird. Diese 

Norm enthält allerdings überhaupt keine primäre 

Grundrechtsberechtigung.56 

 
c) Zugang zu Umweltdaten 
 
Aufgrund der prekären Umweltsituation in der DDR wei-

sen die ostdeutschen Landesverfassungen dem Umwelt-

schutz größerer Bedeutung zu.57 Aufgrund der europäi-

schen Überlagerung des Umweltinformationsrechts58 

                                                                                                      
Unvertretbarkeit der Mehrheitsmeinung ausgeht, LKRZ 2008, 304; 

zust. Harald Walther, LKRZ 2008,292 („zeitgemäße Fortentwicklung 

des Landesverfassungsrechts“); wie der StGH: VGH Kassel, ESVGH 58, 

214, 218; vgl. bereits Frank Hennecke, RdJB 1977, 245, 247. 
51

 Sabine Nora Faisst, Minderheitenschutz im Grundgesetz und in den 

Landesverfassungen, Diss. iur. Univ. Tübingen 2000, 164. 
52

 Faisst 2000, Minderheitenschutz, 186; die Argumentation erscheint 

zweifelhaft, soll aber dahinstehen. 
53

 Faisst 2000, Minderheitenschutz, 181 f. 
54

 Faisst 2000, Minderheitenschutz, 176 ff. 
55

 Faisst 2000, Minderheitenschutz, 178 ff. 
56

 LVerfGE Brandenburg 8, 97, 121 ff.; Sabine Bending, NJ 1998, 169 

ff. 
57

 Reimund Schmidt-De Caluwe, Allgemeines Umweltrecht, in: Kluth, 

Winfried, Landesrecht Sachsen-Anhalt, Baden-Baden 2. Aufl. 2012, § 

7 Rn. 52. Zur Umweltgeschichte der DDR: Tobias Huff, Natur und 

Industrie im Sozialismus, Göttingen 2015. 
58

 Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 28.1.2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 

Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG 

des Rates (ABlEG 2003 Nr. L 41/26). 

komme den Landesverfassungen insoweit kein weiter-

gehender Schutz zu.59 Ob dies zutrifft scheint zweifel-

haft, da die Richtlinie keine Voll- sondern lediglich eine 
Mindestharmonisierung verlangt (Art. 193 S. 1 AEUV). 

 
VI. Anknüpfung an grundgesetzliche Grundrechte 
 
Dem Landesverfassungsgeber bleibt es unbenommen, 

neben dem Grundgesetz völlig fremde Grundrechte zu 

regeln auch eine Modifizierung des Grundrechtskatalogs 

der Verfassung vorzunehmen.60 Dabei handelt es sich 

um sogenannte „Mehr-Gewährleistungen“.61 Eine Mehr-

Gewährleistung kann sich entweder durch die Erweite-
rung des Schutzbereiches – in persönlicher oder sachli-

cher Hinsicht – oder durch die Modifikation der Schran-

ken niederschlagen.62 Unbedenklich ist dies dann, wenn 

durch die Mehr-Gewährleistung der Schutz der Verfas-

sung nicht beschnitten wird und kein Widerspruch zu 

einfachem Bundesrecht besteht.63 

 

1. Weitergehender Grundrechtsschutz durch Erweite-
rung des Schutzbereichs 
 
Hinsichtlich weitergehenden Grundrechtsschutz durch 

Erweiterung des persönlichen oder sachlichen Schutzbe-

reichs ist zunächst zwischen rein klarstellenden und kon-

stitutiven Schutzbereichserweiterungen zu differenzie-

ren. 

 

a) Klarstellende Schutzbereichserweiterungen 
 
Klarstellende Schutzbereichserweiterungen sind zwar 

begrifflich weiter, regeln allerdings kein echtes „Mehr“ 
gegenüber dem grundgesetzlichen Schutz und stellen 

somit keinen weitergehenden materiellen Grundrechts-

schutz dar. 

Art. 10 Abs. 2 Verf BE verbietet beispielsweise, abwei-

chend von Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG, die Benachteiligung 

oder Bevorzugung aufgrund der sexuellen Identität und 

ist damit begrifflich weiter als Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG. Im 

Grundgesetz wurde dies absichtlich nicht aufgenommen, 

                                                           
59

 Winfried Kluth, Verfassungsrecht Sachsen-Anhalt, in: ders., 

Landesrecht Sachsen-Anhalt, Baden-Baden 2. Aufl. 2012, § 1 Rn. 45. 
60

 Johannes Dietlein, Die Grundrechte in den Verfassungen der neuen 

Bundesländer, München 1993, 38, 78. 
61

 Dietlein 1993, Die Grundrechte in den Verfassungen der neuen 

Bundesländer, 38, 78; Stern 1994, Staatsrecht, III/2, 1459, 1470; 

Wermeckes 2000, Der erweiterte Grundrechtsschutz, 15; Tjarks 2000, 

Zur Bedeutung der Landesgrundrechte, 59. 
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 Stern 1994, Staatsrecht, III/2, S. 1459. 
63

 Dietlein 1993, Die Grundrechte in den Verfassungen der neuen 

Bundesländer, 78. 
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wie sich aus dem Bericht der Verfassungskommission 

1993 ergibt.64 Allerdings bleibt dieses Merkmal auch auf 

Verfassungsebene nicht unbeachtet. In seiner Entschei-
dung zum Transsexuellengesetz hat das BVerfG insofern 

dargelegt, dass Art. 2 Abs. 1 iVm Art. 1 Abs. 1 GG der 

engeren persönlichen Lebenssphäre Schutz bietet, zu 

der auch der Sexualbereich gehört, der die Selbstbe-

stimmung des Menschen und damit das Finden und 

Erkennen der eigenen geschlechtlichen Identität sowie 

der eigenen sexuellen Orientierung umfasst.65 Dieses 

Recht wird somit aus dem allgemeinen Persönlichkeits-

recht abgeleitet. Insofern hat Art. 10 Abs. 2 Verf BE rein 

deklaratorischen Charakter und statuiert keinen weiter-
gehenden Grundrechtsschutz. 

Ähnlich verhält es sich mit Art. 5 Abs. 2 Verf ST. Dem-

nach wird auch die seelische Unversehrtheit geschützt. 

Im Gegensatz dazu schützt Art. 2 Abs. 2 GG dem Wort-

laut nach „nur“ die körperliche Unversehrtheit, so dass 

hier eine Diskrepanz der beiden Normen ersichtlich ist. 

Die körperliche Unversehrtheit umfasst allerdings nach 

überwiegender Ansicht auch den geistig-seelischen Be-

reich.66 Insofern hat Art. 5 Abs. 2 Verf ST klarstellenden 

Charakter und gewährt keinen über den Schutz des 
Grundgesetzes hinausgehenden Landesgrundrechts-

schutz. 

Dem hingegen sind zwei Arten der echten Grundrechts-

weiterung durch Landesgrundrechte bezüglich des 

Schutzbereichs denkbar. Zunächst kann der Kreis der 

Grundrechtsberechtigten erweitert oder der sachliche 

Schutzbereich und damit die materielle Freiheitsposition 

erweitert werden. 

 

b) Erweiterung des persönlichen Schutzbereichs? 
 
Ein über den grundgesetzlichen Schutz hinausgehender 

Schutz ist zunächst durch Erweiterung des persönlichen 

Schutzbereichs, also durch Erweiterung des Kreises der 

Grundrechtsberechtigten möglich.67 Häufigster Fall ist 

hierbei, dass die im Grundgesetz als Deutschen-

Grundrechte gewährten Grundrechte zu Jedermann-

                                                           
64

 BT-Drucks. 12/6000, S. 54; Helge Sodan, Landesgrundrechte in 

Berlin, in Merten, Detlef/Papier, Hans-Jürgen (Hrsg.) Handbuch der 

Grundrechte VIII, München 2010, § 247 Rn. 52. 
65

 BVerfGE 121, 175, 190. 
66

 Udo Di Fabio, in Maunz/Dürig: Grundgesetz-Kommentar, Februar 

2004, Art. 2 Abs. 1 S. 1 GG, Rn. 55; Hans Jarass, in Jarass/Pieroth: 

Grundgesetz, 15. Aufl., München 2018, Art. 2 Rn. 62; Heinrich Lang, 

in Epping, Volker/ Hillgruber, Christian (Hrsg.), BeckOK Grundgesetz, 

36. Ed. Stand 15.02.2018, Art. 2 GG, Rn. 58, 63. 
67

 Wermeckes 2000, Der erweiterte Grundrechtsschutz, 22; Dietlein 

1993, Die Grundrechte in den Verfassungen der neuen Bundesländer, 

82 f. 

Grundrechte werden.68 So regelt Art. 9 Abs. 1 GG, dass 

die Vereinigungsfreiheit allen Deutschen iSd Art. 116 

gewährt wird, während Art. 27 Abs. 1 S. 1 Verf BE (1995) 
statuiert, dass alle Männer und Frauen das Recht haben, 

Vereinigungen und Gesellschaften zu bilden und Art. 13 

Abs. 1 Verf RP festlegt, dass Jedermann das Recht hat, zu 

Zwecken, die der Verfassung oder den Gesetzen nicht 

zuwiderlaufen, Vereine oder Gesellschaften zu bilden. 

Auch in Bezug auf die Versammlungsfreiheit, die in Art. 8 

Abs. 1 GG als Deutschen-Grundrecht ausgestaltet ist, 

finden sich abweichende Regelungen in Landesverfas-

sungen. So gewähren Art. 23 Abs. 1 Verf. BB und Art. 26 

Abs. 1 Verf BE (1995) die Versammlungsfreiheit Jeder-
mann, während Bayern in Art. 113 Verf BY und Bremen 

in Art. 16 Abs. 1 Verf BR die Versammlungsfreiheit den 

Bewohnern Bayerns und Bremens garantieren. 

In den oben genannten beispielhaft aufgeführten Erwei-

terungen des persönlichen Schutzbereichs muss sich die 

Frage der rechtlichen Bewertung dessen zwangsläufig 

stellen.69 Zu Fragen ist daher, ob die Erweiterung des 

persönlichen Schutzbereichs eine Kollision iSd Art. 31 GG 

darstellt.70 

Einerseits wird vertreten, dass die Gewährleistung eines 
Jedermann-Grundrechts zur Landesverfassung im Wi-

derspruch und damit in Kollision zu einem durch das 

Grundgesetz nur Deutschen gewährten Grundrechts 

steht.71 Eine Übereinstimmung mit dem Grundgesetz 

hinsichtlich der Grundrechtsberechtigten sei eindeutig 

nicht gegeben.72 

Dem ist entgegenzusetzen, dass die Grundrechte keine 

Höchststandards, sondern vielmehr Mindeststandards 

festlegen.73 Daraus muss zwangsläufig folgen, dass es 

dem Landesverfassungsgeber nicht verwehrt werden 
kann, sich stärker als durch das Grundgesetz zu binden 

und den Bereich der Grundrechtsberechtigten zu erwei-

tern.74 
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 Ute Sacksofsky, NVwZ 1993, 235, 237. 
69

 Wermeckes 2000, Der erweiterte Grundrechtsschutz, 215; Dietlein 

1993, Die Grundrechte in den Verfassungen der neuen Bundesländer, 

82 f.; Sacksofsky, NVwZ 1993, 235, 237. 
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 So auch Sacksofsky, NVwZ 1993, 235, 237; Michael Sachs, DÖV 

1985, 469, 477; Dietlein 1993, Die Grundrechte in den Verfassungen 

der neuen Bundesländer, 84; Wermeckes 2000, Der erweiterte 

Grundrechtsschutz, 215. 
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 Insbesondere Helmut Quaritsch, Der grundrechtliche Status der 

Ausländer, in Isensee, Josef/Paul Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des 

Staatsrechts V, 1992, § 120 Rn. 6 ff.; VGH Kassel, ESVGH 38, 1, 2. 
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 Quaritsch 1992, Der grundrechtliche Status, in Isensee/Kirchhof, § 

120 Rn. 8. 
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 Sacksofsky, NVwZ 1993, 235, 237. 
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 Sacksofsky, NVwZ 1993, 235, 237; Ernst-Wolfgang 

Böckenförde/Rolf Grawert, DÖV 1971, 119, 120; Sachs, DÖV 1985, 

469, 475. 
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Gewährt somit ein Landesgrundrecht ein Grundrecht im 

Gegensatz zur Regelung des Grundgesetzes Jedermann, 

so liegt eindeutig keine Übereinstimmung iSd Art. 142 
GG vor. Zu betrachten ist allerdings im Einzelfall, ob 

dann auch eine echte Kollision iSd Art. 31 GG vorliegt. 

Eine solche Kollision kann dann vorliegen, wenn der 

Verfassungsgeber mit der Ausgestaltung als Deutschen-

Grundrecht keinen Mindest-, sondern einen Höchst-

standard festsetzen wollte.75 Erkennbar und vom BVerfG 

bestätigt ist dies beispielsweise bei Art. 20 Abs. 2 GG 

und Art. 28 Abs. 1 S. 2 GG, der das deutsche Volk als 

Träger der Staatsgewalt statuiert.76 Bei Deutschen-

Grundrechten ist dies nicht ersichtlich, zumal die Be-
grenzung auf einen Personenkreis nicht zwangsläufig 

dazu zu führen hat, dass einer anderen Gruppe der 

Schutz gänzlich versagt wird.77 In diesem Sinne entschied 

auch das BVerfG, indem es Art. 2 Abs. 1 GG als universel-

les Auffanggrundrecht ansieht, welches Nicht-Deutschen 

die jeweiligen Freiheitsgarantien garantiere.78 

Durch die Erweiterung des persönlichen Schutzbereichs 

kann somit durchaus ein über den Schutz des Grundge-

setzes hinausgehender Grundrechtsschutz erreicht wer-

den, sofern die Voraussetzungen einer echten Kollision 
iSd Art. 31 GG nicht vorliegen. 

 

c) Erweiterung des sachlichen Schutzbereichs 
 
Neben der Erweiterung des persönlichen Schutzbereichs 

kann über das Grundgesetz hinausgehender Grund-

rechtsschutz auch durch die Erweiterung des sachlichen 

Schutzbereichs erreicht werden. Zu betrachten ist hier 

insbesondere Art. 17 Verf BE, der das Recht der Freizü-

gigkeit, insbesondere die Wahl des Wohnsitzes, des Be-
rufs und des Arbeitsplatzes garantiert. Art. 17 Verf BE 

kombiniert dabei die Freizügigkeit des Art. 11 Abs. 1 GG, 

wobei der sachliche Schutzbereich beider Grundrechte 

übereinstimmt79, mit der freien Wahl des Berufs.80 Zuvor 

vom Landesverfassungsgerichtshof abgelehnt81, wird 

nunmehr in Ausweitung des Schutzbereichs des Art. 17 

Verf BE angenommen, dass Art. 17 Verf BE in Überein-

stimmung mit der bundesrechtlichen Gewährleistung in 

Art. 12 Abs. 1 S. 1 GG ein eigenständiges Grundrecht der 
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 Sacksofsky, NVwZ 1993, 235 237; Dietlein 1993, Die Grundrechte in 

den Verfassungen der neuen Bundesländer, 84. 
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 Dietlein 1993, Die Grundrechte in den Verfassungen der neuen 

Bundesländer, 84, der auf BVerfGE 83, 60 verweist. 
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 Sacksofsky, NVwZ 1993, 235, 237; Di Fabio 2004, in Maunz/Dürig, 

Art. 2 GG Rn. 28. 
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 Insbesondere BVerfGE 6, 32, 14 ff.; 49, 168, 180ff.  
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 VerfGH Berlin, Beschl. v. 12.07.1994 – 94/93, Rn 14 (Juris).  
80

 Sodan 2010, Landesgrundrechte, in Merten/Papier, § 247 Rn. 62.  
81

 LVerfGE Berlin 5, 14, 17; 9, 45, 50.  

Freiheit der Berufsausübung enthält.82 Zwar wird durch 

Art. 12 Abs. 1 S. 1 GG auch die Freiheit der Berufsaus-

übung geschützt, eine Schutzbereichserweiterung findet 
bei Art. 17 Verf BE insoweit jedoch statt, als dass hier 

Art. 17 Verf BE die Freizügigkeit garantiert und hierbei 

ein weites Verständnis, im Gegensatz zum Freizügig-

keitsverständnis des Grundgesetzes, zugrunde gelegt 

wird.83 Der Verfassungsgerichtshof Berlin hat insoweit 

eine Reduzierung auf grundgesetzliches Niveau und zu-

dem eine Harmonisierung der Grundrechtsschranken 

vorgenommen, indem er sogar die vom BVerfG entwi-

ckelte 3-Stufen-Theorie auf Art. 17 Verf BE anwendet.84 

Eine echte und unstrittige Erweiterung des sachlichen 
Schutzbereiches findet sich hingegen in Art. 14 S. 1 Verf 

TH. Demnach dürfen im Gegensatz zu Art. 17 GG Petiti-

onen nicht nur schriftlich, sondern auch mündlich vor-

gebracht werden. Auch hier ist nach der Feststellung, 

dass eine Übereinstimmung iSd Art. 142 GG mit Art. 17 

GG nicht gegeben ist, zu prüfen, ob eine echte Kollision 

iSd Art. 31 GG vorliegt. Dies ist nicht ersichtlich, da zu-

mindest nicht eindeutig erkennbar ist, dass der Verfas-

sungsgeber mit der Voraussetzung der schriftlichen Peti-

tion einen Höchststandard festsetzen wollte.85 
 

2. Weitergehender Grundrechtsschutz durch engere 
Schranken?  
 
Letztlich sind die Fälle zu betrachten, in denen der Lan-

desverfassungsgeber entweder auf Schranken verzichtet 

oder die Schranken qualifiziert hat. Beispielhaft sei hier 

zunächst Art. 17 Abs. 2 Verf BR betrachtet, der im Ge-

gensatz zu Art. 9 Abs. 2 GG das Verbot von Vereinigun-

gen, die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
richten, nicht enthält, sondern dem Wortlaut nach Ver-

einigungen zu verbieten sind, die die Demokratie oder 

eine Völkerverständigung gefährden. Formal handelt es 

sich hierbei um eine restriktivere Schrankenbestimmung 

                                                           
82

 VerfGH Berlin, Beschl. v. 28.06.2001 – VerfGH 100/01, Rn. 20 

(Juris).  
83

 Klaus Lange, Grundrechtliche Besonderheiten in den 

Landesverfassungen, in Merten, Detlef/Papier, Hans-Jürgen (Hrsg.), 

Handbuch der Grundrechte III, München 2009, § 83 Rn. 42; Peine, 

LKV 2012, 385, 389..  
84

 VerfGH Berlin, Beschl. v. 28.06.2001 – VerfGH 100/01, Rn. 25 

(Juris); Lange 2009, Grundrechtliche Besonderheiten, in 

Merten/Papier, § 83 Rn. 42, der ausführt, dass die Harmonisierung 

des Art. 17 Verf. BE und die Anwendung der Drei-Stufen-Theorie 

nicht mit Wortlaut und Entstehungsgeschichte der Norm vereinbar 

sei und zudem deren Anwendung zu einer stärkeren Einschränkung 

der Freiheit führe.  
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 So auch Wermeckes 2000, Der erweiterte Grundrechtsschutz, 178 
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als die in Art. 9 Abs. 2 GG enthaltene.86  Wirft man aller-

dings einen Blick auf Art. 17 Abs. 1 Verf BR, wird deut-

lich, dass Vereine oder Gesellschaften sich zu gesetzlich 
zulässigen Zwecken zusammenschließen dürfen. In An-

lehnung an Art. 9 Abs. 2 GG sind danach nur solche Zwe-

cke zu verstehen, die sich nicht gegen die verfassungs-

mäßige Ordnung richten, so dass letztlich zumindest in 

Frage zu stellen ist, ob hier tatsächlich durch die Verän-

derung der Schranken über das Grundgesetz hinausge-

hender Schutz erzeugt werden kann.87 

Während Art. 5 Abs. 2 GG die Schranke der persönlichen 

Ehre festlegt, regeln beispielsweise die Art. 11 u. 18 Verf 

HE dies nicht. Allerdings muss beachtet werden, dass 
nach Art. 3 Verf HE die persönliche Ehre Landesverfas-

sungsrang hat und eine verfassungsimmanente Schranke 

darstellt, so dass auch hier letztlich kein über das Grund-

gesetz hinausgehender Schutz erreicht wird. 

Deutlich wird, dass die Schrankenregelungen in den 

Landesverfassungen nicht einfach den ihnen entspre-

chenden grundgesetzlichen Schrankenregelungen ge-

messen werden können. Zu betrachten ist insbesondere 

die Systematik der jeweiligen Landesverfassungen.  

Letztlich gilt auch für die Schranken der Landesgrund-
rechte der Maßstab der Art. 142 GG, Art. 31 GG. 

 

VII. Abschließende Bemerkung  
 
Anhand der vorhergehenden Beispiele und Ausführun-

gen lassen sich im Vergleich zum Grundgesetz weiterge-

hende Grundrechte folgendermaßen systematisieren: 

1. Enthält ein Landesgrundrecht strengere Eingriffsvo-

raussetzungen, indem ein zusätzliches Verfahren ver-

langt, liegt hierin kein weitergehender Grundrechts-
schutz. Auswirkungen hat dies lediglich auf die faktische 

Vermeidbarkeit von rechtswidrigen Grundrechtsbeein-
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 Wermeckes 2000, Der erweiterte Grundrechtsschutz, 231.  
87

 So auch Wermeckes 2000, Der erweiterte Grundrechtsschutz, 231; 

vgl. bzgl. des Art. 17 Verf. Bremen insbs. auch Böckenförde/Grawert, 
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Bremischen Landesverfassung durch das Grundgesetz oder anderes 

Bundesrecht außer Kraft getreten sind, S. 62 f. Sie führen insoweit 

aus, dass die Frage, ob unter „gesetzlich zulässige Zwecke“ auch die 

verfassungsmäßige Ordnung zu verstehen ist, dahinstehen kann, da 

der Berechtigtenkreis dem Art. 11 EMRK widerspreche und Art. 17 

Abs. 1  Verf BR nicht mehr fortgelte. Zum gleichen Ergebnis kommen 

sie auch hinsichtlich Art. 17 Abs. 2 Verf BR. Die Norm statuiere einen 

Überschuss an Freiheit, bei der daher vorzunehmenden Güter- und 

Interessenabwägung habe das Grundgesetz Vorrang. Das vom 

Grundgesetz gewährleistete Freiheitsrecht könne somit nur als 

verbindliches Höchstmaß verstanden werden. Auch insofern ist Art. 

17 Abs. 2 Verf BR aufgehoben.  

trächtigungen. Eine rechtliche Mehrgewährleistung be-

inhalten diese Verfahrensvorschriften jedoch nicht.88 

2. Weitergehende Rechte können allerdings in der Sub-
jektivierung bloß objektiven Bundesverfassungsrechts 

liegen. Dieser Fall ist ähnlich mit der Erweiterung des 

persönlichen Schutzbereichs.89 

3. Eine Verallgemeinerung der über das Grundgesetz 

hinausgehenden Landesgrundrechte ist nicht möglich.90 

Insbesondere bei sozialen Grundrechten neigen die Ge-

richte zu einer Auslegung contra legem.91 

4. Ein über das Grundgesetz hinausgehender Schutz 

durch Landesgrundrechte kann durch die Erweiterung 

des Schutzbereichs in persönlicher92 und sachlicher93 
Hinsicht erfolgen. Zu prüfen ist dort immer, ob eine 

Übereinstimmung mit Art. 142 GG vorliegt und ob eine 

echte Kollision iSd Art. 31 GG gegeben ist. Sofern dies 

nicht gegeben ist, spricht nichts dagegen, dass sich der 

Landesverfassungsgeber enger bindet als der Bundes-

verfassungsgeber. 

5. Auch durch die engere Fassung der Schranken kann 

der Landesverfassungsgeber weitergehenden Schutz 

statuieren. Zu beachten ist hier allerdings die Systematik 

der jeweiligen Landesverfassung, so dass in der Regel 
kein weitergehender Schutz stattfindet.94 
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Die Methoden und Entscheidungsprozesse der 
Landesverfassungsgerichtsbarkeit 
 

von Hannes Berger, Leipzig/Erfurt* 

 

I. Einleitung 

 

Verfassungsgerichte üben durch ihre verbindlichen Ent-
scheidungen über die Auslegung des jeweiligen Verfas-

sungstextes judikative und letztlich politische Macht 

aus.1 Dies gilt, gestützt auf „[u]mfassende Zuständig-

keitskataloge und vor allem die Möglichkeit, über Or-

ganstreitverfahren das Verhältnis zwischen Exekutive 

und Legislative maßgeblich zu prägen“2, gerade auch für 

die Landesverfassungsgerichtsbarkeit.  

Landesverfassungsgerichte legen die Landesverfassun-

gen verbindlich aus, in dessen Folge die landesverfas-

sungsgerichtliche Entscheidung die jeweiligen Verfas-
sungsorgane des Landes, seine Gerichte und Behörden 

bindet. Gesetzeskraft erlangt eine Entscheidung eines 

Landesverfassungsgerichts auch gegenüber dem Bürger, 

wenn durch eine Entscheidung des Landesverfassungs-

gerichts eine Rechtsvorschrift für unvereinbar mit der 

Landesverfassung oder gar nichtig erklärt wird.3  

Angesichts dieser potentiell weitreichenden Entschei-

dungswirkung landesverfassungsgerichtlicher Urteile 

stellt sich legitimer Weise die Frage, auf welchem Wege 

jene Entscheidungen zustande kommen. Welches me-
thodische Vorgehen wenden die Landesverfassungsrich-

ter bei der Verfassungsauslegung an? Welche (rechtli-

chen) Einflussfaktoren wirken auf die Entscheidungsfin-

                                                           
* Hannes Berger ist Doktorand am Lehrstuhl für Öffentliches Recht 

und Verwaltungswissenschaften sowie Lehrbeauftragter an der 

Universität Erfurt. 
1
  Für das Bundesverfassungsgericht befindet etwa Matthias Jestaedt, 

Phänomen Bundesverfassungsgericht. Was das Gericht zu dem 

macht was es ist, in: Matthias Jestaedt/Oliver Lepsius/Christoph 

Möllers/Christoph Schönberger, Das entgrenzte Gericht, Berlin 2011, 

S. 77-157, 88: „ganz unabhängig vom konkreten Fallbezug und von 

der Reichweite von Rechtskraft, Gesetzeskraft und sonstiger Bin-

dungswirkung kann sich keine Deutung und Handhabung des Grund-

gesetzes etablieren und Wirkung entfalten gegen und selbst ohne 

den Karlsruher Segen.“ 
2
  Werner Reuter, Landesverfassungsgerichte in der Bundesrepublik 

Deutschland, in: Werner Reuter (Hrsg.), Landesverfassungsgerichte, 

Wiesbaden 2017, S. 1-26, 2 unter Verweis auf Martina Flick, Organ-

streitverfahren vor den Landesverfassungsgerichten, Bern 2011, S. 

286. 
3
  Gesetzlich normiert wird die Wirkung der Entscheidungen etwa in 

Art. 29 BayVerfGHG; § 30 VerfGHG Berlin; § 29 VerfGHGBbg; § 47 

HessStGHG; § 29 LVerfGG MV; § 19 NStGHG; § 26 VerfGHG NRW; § 

14 SächsVerfGHG; § 25 ThürVerfGHG. 

dung ein und wie wird diese Herstellung bindender Ver-

fassungsauslegung prozedural eingefangen? 

 
Dieser Beitrag unternimmt eine Annäherung an das me-

thodische und prozedurale Vorgehen der Landesverfas-

sungsgerichte. Dabei wird zunächst auf den hergebrach-

ten Methodenkanon der juristischen Auslegung einge-

gangen (II.), sodann werden Einflussfaktoren auf die 

Entscheidungsfindung, die sich aus der Einbindung der 

Länder in das bundesstaatliche Gefüge ergeben, erörtert 

(III.) und schließlich werden diese Erkenntnisse darauf-

hin untersucht, wie sie durch den Beratungsprozess der 

Landesverfassungsgerichte in tatsächliche Entscheidun-
gen einfließen (IV.). 

 

II. Der klassische Methodenkanon in der landesprozess-

rechtlichen Wirklichkeit 

 

Die Landesverfassungen als Rechtsnormen sowie das 

einfache Landesrecht unterliegen im landesverfassungs-

rechtlichen Streitfall der Gesetzesauslegung durch die 

Verfassungsrichter. Für die Auslegung von (Verfassungs-

)Gesetzen stellt die juristische Methodenlehre Ausle-
gungs- und Interpretationsregeln bereit, „die seit lan-

gem“ praktiziert werden.4 Problematisch an den klassi-

schen Auslegungsmethoden ist einerseits, dass sie an 

keiner Stelle rechtlich positiviert wurden und dass sie 

andererseits einer gewissen Beliebigkeit des Rechtsan-

wenders und Rechtsinterpreten anheimfallen können.5 

Besteht keine Rangordnung zwischen den Auslegungs-

methoden, führt dies auch dazu, dass die Methoden 

nach eigener Wahl angewandt werden. „Dabei können 

unterschiedliche Auslegungsmethoden auch zu differen-
zierenden, ja konträren Ergebnissen führen.“6 Aus die-

sem Grund ist es wichtig, die Interpretationsregeln – die 

sich aufgrund ihrer ordnenden und praxistauglichen 

Handhabbarkeit in der juristischen Tätigkeit verfestigt 

haben7 – rational und begründet und eben nicht willkür-

                                                           
4
  Vgl. Fritz Ossenbühl, in: Detlef Merten/Hans-Jürgen Papier (Hrsg.), 

Handbuch der Grundrechte, Band I, Heidelberg 2004, § 15 Grundsät-

ze der Grundrechtsinterpretation, Rn. 6.  
5
  Vgl. zur Praxis der Methodenvielfalt beim Bundesverfassungsge-

richt Uwe Kranenpohl, Die Bedeutung von Interpretationsmethoden 

und Dogmatik in der Entscheidungspraxis des Bundesverfassungsge-

richts, Der Staat 48 (2009), S. 387-409, 390f. 
6
  Ossenbühl, in: Merten/Papier 2004, § 15, Rn. 8. 

7
  Vgl. Martin Morlock, Die vier Auslegungsmethoden - was sonst?, in: 

Gabriel Gottfried/Rolf Gröschner (Hrsg.), Subsumtion: Schlüsselbe-

griff der juristischen Methodenlehre, Tübingen 2012, S. 179-213, 208. 
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lich anzuwenden8; eben situationsspezifisch und unter 

Berücksichtigung der Entscheidungsfolgen.9   

 
1. Wortlautauslegung 

 

Die Wortlautauslegung knüpft an den tatsächlich vorlie-

genden Normtext an. Verfassungsinterpretation als Text-

interpretation drängt sich bereits deshalb förmlich auf, 

weil (Landes-)Verfassungen in erster Linie geschriebene 

Verfassungstexte sind.10 Im Hinblick auf den konkreten 

Sachverhalt ist hierbei zu ergründen, welche Bedeutung, 

welche Sinngehalte und welche grammatikalischen 

Sprachzeichen die Norm enthält.11 Dabei sind also eine 
gewisse Übersetzungsleistung und eine Erörterung der 

verwendeten Rechtsbegriffe von Nöten, die durchaus 

von allgemeinsprachlichem Begriffsverständnis abwei-

chen kann.12 Die Ergründung und Interpretation des 

Wortlautes der Landesverfassung und der Gesetze, de-

ren Einklang mit der Landesverfassung geprüft werden 

soll, findet sich daher häufig in der Landesverfassungs-

rechtsprechung.  

Ein Beispiel bietet hier ein Urteil des Verfassungsge-

richtshofes des Landes Nordrhein-Westfalen, das über 
die Verletzung des parlamentarischen Budgetrechts des 

Landtages zu befinden hatte.13 Im konkreten Fall ging es 

um eine Verletzung des Budgetrechts des Landtages aus 

Art. 81 Verf NRW, die durch eine verspätete Einreichung 

des Haushaltsplanes durch die Landesregierung einge-

treten ist. Art. 81 Abs. 3 S. 1 Verf NRW bestimmt, dass 

der Haushaltsplan „vor Beginn des ersten Haushaltsjah-

res durch das Haushaltsgesetz festgestellt“ wird. Der 

Verfassungsgerichtshof hatte demzufolge vor allem die 

                                                           
8
  Die angewandte Auslegungsmethode ist umso überzeugender, je 

besser sie den Kontext des in Frage stehenden Sachverhaltes und der 

Norm gerecht wird, vgl. Franz Reimer, Juristische Methodenlehre, 

Baden-Baden 2016, Rn. 279; Ossenbühl, in: Merten/Papier 2004, § 

15, Rn. 8. 
9
  Vgl. Kranenpohl, Der Staat 48 (2009), S. 392; zur Ergebnisgerichte-

theit der Methodenauswahl siehe auch Ernst Gottfried Mahrenholz, 

Verfassungsinterpretation aus praktischer Sicht, in: Hans-Peter 

Schneider/Rudolf Steinberg (Hrsg.), Verfassungsrecht zwischen Wis-

senschaft und Richterkunst (FS Konrad Hesse), Heidelberg 1990, S. 

53-65, S. 60. 
10

  Vgl. Jörg Riecken, Verfassungsgerichtsbarkeit in der Demokratie, 

Berlin 2003, S. 327f. 
11

  Aus der Erfahrung des Bundesverfassungsgerichts zeigt sich, dass 

sich die Auslegung des Normtextes zumeist im Bereich des Staatsor-

ganisationsrechts heranziehen lässt, weil die Bestimmungen ver-

gleichsweise klare Handlungsanweisungen bieten, vgl. Mahrenholz, 

in: Schneider/Steinberg 1990, S. 55. 
12

  Vgl. Reimer 2016, Rn. 281 und 284; Reinhold Zippelius, Juristische 

Methodenlehre, 11. Aufl., München 2012, S. 38f. 
13

  VerfGH NRW, Urteil 12/11 vom 30. Oktober 2012 = NVwZ 2013, S. 

503. 

Formulierung des Normtextes „vor Beginn des ersten 

Haushaltsjahres“ auszulegen und folgerte, dass durch 

diese Verfassungsnorm dem Landtag die ausschließliche 
Befugnis zuteilwird, über die Ausgaben zu entscheiden, 

die in der nachfolgenden Haushaltsperiode durch die 

Regierung getätigt werden.14 Aus dem Wortlaut „vor 

Beginn …“ müsse ein landesverfassungsrechtliches 

Vorherigkeitsgebot entnommen werden, dass die Regie-

rung dazu verpflichtet, die Vorarbeiten zu den Einzel-

haushaltsplänen zu leisten und den Haushaltsplan dann 

rechtzeitig vor Beginn des gesamten Haushaltsjahres 

einzubringen, damit der Landtag sein Recht auf rechtzei-

tige Verabschiedung des Haushaltsgesetzes wahrneh-
men könne.15 Allein aus dem in diesem Fall eindeutigen 

Wortlaut schöpfte der Verfassungsgerichtshof ein 

staatsorganisatorisches Rechte- und Pflichtenverhältnis 

zwischen Landtag und Landesregierung. 

 

2. Historische Auslegung 

 

Mit der historischen Auslegungsmethode wird der Ver-

such unternommen, die Norm in ihrem historischen 

Kontext, ihrem Entstehungszusammenhang, zu lesen 
und zu ergründen. Dies meint zum Einen die Rechtslage, 

wie sie vor dem Erlass der neuen Norm gegolten hat, um 

zu verstehen, was die neue auszulegende Norm dem 

bestehenden Recht hinzugefügt hat. Zum Anderen er-

mittelt die historische Auslegung die Entstehungsge-

schichte der Norm sowie die Motive des (demokratisch 

dazu legitimierten) Gesetzgebers. Neues Recht fügt sich 

in den alten Rechtsbestand ein, führt die vorhandenen 

Begriffe bewusst fort oder führt sie bewusst nicht fort, 

um damit eine neue Regelungsmaterie festzuschrei-
ben.16 Der historischen Auslegung, insbesondere durch 

die Möglichkeiten der Informationsgesellschaft, stehen 

zum Teil sehr umfassende entstehungsgeschichtliche 

Gesetzgebungsmaterialien zur Verfügung17, die neben 

dem Gesetzesentwurf, der Gesetzesbegründung, den 

parlamentarischen Protokollen auch vielfach Gutachten 

von Sachverständigen und Ergebnisse von öffentlichen 

Anhörungen umfassen.18  

 

                                                           
14

  VerfGH NRW, NVwZ 2013, S. 503. 
15

  VerfGH NRW, NVwZ 2013, S. 503. 
16

  Vgl. Reimer 2016, Rn. 347-349. 
17

  Zur Bedeutung der Gesetzesmaterialien Thomas Wischmeyer, Der 

„Wille des Gesetzgebers“, JZ 2015, S. 957-966, 957. 
18

  Für eine sehr weitreichende Sammlung und Zurverfügungstellung 

an gesetzgeberischen Materialien auf Landesebene siehe beispiels-

weise Thüringer Landtag, https://forum-

landtag.thueringen.de/dokument/novellierung-des-thueringer-

archivgesetzes.  



Berger, Die Methoden und Entscheidungsprozesse der Landesverfassungsgerichtsbarkeit  AUFSATZTEIL 

 

 
 
 
ZLVR – 3/2018 Sonderausgabe Landesverfassungsgerichte und Landesgrundrechte  89 

Die historische Auslegung wird von der Landesverfas-

sungsrechtsprechung ebenfalls verwendet, insbesonde-

re dann, wenn es um die Ergründung knapper verfas-
sungsrechtlicher Bestimmungen geht, für die eine Wort-

lautauslegung nicht mehr abschließend zum Normver-

ständnis beitragen kann.  

So hatte beispielsweise der Niedersächsische Staatsge-

richtshof zu entscheiden, ob die Ausführung des Nieder-

sächsischen Maßregelvollzugsgesetzes sowie des Nie-

dersächsischen Gesetzes über Hilfen und Schutzmaß-

nahmen für psychisch Kranke auch auf juristische Perso-

nen des Privatrechts als Beliehene übertragen werden 

darf und ob dies mit dem beamtenrechtlichen Funkti-
onsvorbehalt nach Art. 60 NdsVerf und der Bestimmung 

über die Landesverwaltung in Art. 56 Abs. 1 NdsVerf 

vereinbar ist.19 In der explizit20 angewendeten histori-

schen Auslegung musste geklärt werden, wie der Passus 

„Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse“ des Art. 60 S. 

1 NdsVerf durch den historischen Verfassungsgesetzge-

ber verstanden werden muss.21 Um zu erörtern, was 

verfassungsrechtlich mit hoheitsrechtlichen Befugnissen 

gemeint ist und wann diese nur durch Angehörige des 

Öffentlichen Dienstes auszuüben sind, zog der Staatsge-
richtshof eine Reihe von Niederschriften, schriftlichen 

Berichten und Meinungsstreiten während des nieder-

sächsischen Verfassungsreformprozesses des Jahres 

1992/1993 heran.22 Der Staatsgerichtshof kam in dieser 

historischen Auslegung zu dem Schluss, dass als hoheits-

rechtliche Befugnis zumindest jede grundrechtsrelevan-

te Tätigkeit anerkannt werden muss und dass die durch 

Maßregelgesetz und Psychiatriegesetz an juristische 

Personen des Privatrechts übertragenen Aufgaben viel-

fach besonders grundrechtsrelevant sind, was einen 
Verstoß gegen den beamtenrechtlichen Funktionsvor-

behalt darstellt.23  

 

 

 

                                                           
19

  NdsStGH, Urteil StGH 2/07 vom 5. Dezember 2008 = BeckRS 2008, 

29834 = openJur 2014, 18377. 
20

  NdsStGH, openJur 2014, 18377, Rn. 122: „Greift man im Wege 

einer historischen Auslegung des Art. 60 Satz 1 NV auf dessen Ent-

stehungsgeschichte zurück, so ergibt sich…“. 
21

  NdsStGH, openJur 2014, 18377, Rn. 109, 113, 116. 
22

  NdsStGH, openJur 2014, 18377, Rn. 116, 118 und 122. 
23

  NdsStGH, openJur 2014, 18377, Rn. 126ff. Insbesondere die An-

ordnung der Untersuchungsmaßnahmen und die Anwendung unmit-

telbaren Zwangs gegenüber den Patienten ist besonders grund-

rechtssensibel und muss deshalb durch Angehörige des Öffentlichen 

Dienstes erfolgen. Im Ergebnis muss bei beliehenen privaten Kran-

kenhaus- und Psychiatrieträgern eine unmittelbare Weisung und 

begleitende Aufsicht vor Ort durch die staatliche Fachaufsicht erfol-

gen (Leitsatz 5 des Urteils). 

3. Systematische Auslegung 

 

Rechtssätze und Normen weisen eine eigene Systematik, 
einen systematischen, in sich geschlossenen Aufbau auf. 

Einzelne Vorschriften eines Gesetzes oder einer Verfas-

sung können oftmals nur in Abgleich und durch paralle-

les Lesen der umliegenden Bestimmungen interpretiert 

und verstanden werden.24 Dies gilt beispielsweise für 

anfängliche Begriffsbestimmungen in den Eingangsbe-

stimmungen eines Gesetzes25, für Abschnitte eines Ge-

setzes und deren amtliche Überschriften.26 

Doch nicht nur innerhalb eines Gesetzes können Vor-

schriften und Rechtsbegriffe in einen systematischen 
Zusammenhang gebracht werden, sondern auch zwi-

schen mehreren Gesetzen, die in einem systematischen 

Zusammenhang stehen. Zum Beispiel stellte das Landes-

verfassungsgericht Schleswig-Holsteins in einer Ent-

scheidung über die Nichtzulassung einer Gruppierung als 

Partei zur Landtagswahl nicht nur auf die formellen Vo-

raussetzungen des § 24 Abs. 2 Landeswahlgesetz 

Schleswig-Holstein ab (Name der Partei, drei Mitglieder 

im Parteivorstand, handschriftliche Unterschrift unter 

der Beteiligungsanzeige). Vielmehr fordere § 24 Abs. 2 
Landeswahlgesetz Schleswig-Holstein auch die Erfüllung 

der materiellen Voraussetzungen des Parteibegriffs, der 

sich aus Art. 21 Abs. 1 S. 1 GG und § 2 Abs. 1 Parteige-

setz ergibt.27 Insofern konkretisiert das Landesverfas-

sungsgericht eine landesrechtliche Wahlrechtsnorm, 

indem es einen systematischen Zusammenhang zu den 

Ausprägungen des Demokratieprinzips im Grundgesetz 

und zur einheitlich geltenden Legaldefinition der Partei 

gemäß des Bundesrechts herstellt. Erst nachdem das 

Landeswahlgesetz nicht mehr isoliert betrachtet, son-
dern in sein rechtliches System eingebettet wird, eröff-

net sich der ganze Normgehalt. 

Müssen also Normen insbesondere mit ranghöheren 

Normen in eine systematische Betrachtung gestellt wer-

den, kann dies durchaus zu einer Uminterpretation einer 

Norm im verfassungsrechtlichen Lichte führen.28 Die 

                                                           
24

  Vgl. Reimer 2016, Rn. 311; Zippelius 2012, S. 43; Mike Wienbracke, 

Juristische Methodenlehre, Heidelberg 2013, Rn. 154-160. 
25

  Diese legaldefinierten Begriffe werden dann stringent in der An-

wendung aller Vorschriften der selben Norm herangezogen.  
26

  Beispielsweise angewandt in NdsStGH, openJur 2014, 18377, Rn. 

112. 
27

  LVerfG SH, Beschluss 2/17 vom 15. März 2017, Rn. 27ff. 
28

  Zur Reichweite und zu den Grenzen verfassungskonformer Ausle-

gung Reimer 2016, Rn. 632; Oliver Sauer, Wortlautgrenze der verfas-

sungskonformen Auslegung?, Freiburg 2006, S. 1ff; Felix Bassier, Zur 

Herleitung der verfassungskonformen Auslegung, BRJ 2016, S. 108-

114, 109f; Andreas Voßkuhle, Theorie und Praxis der verfassungskon-

formen Auslegung von Gesetzen durch Fachgerichte, AöR 125 (2000), 

S. 177-201. 
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„verfassungskonforme Auslegung“ gilt damit ebenso als 

Teil der systematischen Auslegung.29 Auch die verfas-

sungskonforme Auslegung wird von der Landesverfas-
sungsgerichtsbarkeit angewandt; so etwa durch den 

Verfassungsgerichtshof Nordrhein-Westfalen, der die 

Aufgabenbeschreibung der verfassten Studierenden-

schaft des damaligen § 71 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 Universitäts-

gesetz NRW von einer allgemeinpolitischen Aufgabe auf 

die begrenzten Belange der Studierendenschaft an der 

Hochschule zurückstufte und einschränkte. Dadurch 

wurde § 71 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 UG NRW verfassungskon-

form ausgelegt im Lichte des Art. 4 Abs. 1 LVerf NRW 

i.V.m. Art. 2 Abs. 1 GG, wonach die Zwangsmitglied-
schaft in öffentlich-rechtlichen Verbänden nur zu legiti-

men Verbandszwecken zulässig ist. Ein politisches Man-

dat der verfassten Studierendenschaft, das über die 

Belange der Studierenden als soziale Gruppe hinausgeht, 

läge außerhalb eines verfassungsrechtlich zulässigen 

Verbandszweckes.30  

 

4. Teleologische Auslegung 

 

Schließlich richtet sich die teleologische Auslegung von 
Normen nach der Frage des Zwecks einer Norm, wobei 

Zweck einer Norm verschiedene Aspekte meinen kann. 

Hierzu können etwa das Steuerungsziel des Normset-

zers, politische Absichten und andere Leitlinien gezählt 

werden.31 Damit wendet sich die teleologische Normin-

terpretation ab vom reinen Wortlaut und hin zu Zweck-

vorstellungen, deren Begründung jedoch unspezifisch 

und im schlimmsten Fall arbiträr vom Norminterpreten 

herangezogen wird. Denn knüpft sich der hinter einer 

Norm liegende Zweck nicht an Wortlaut, Systematik und 
Genetik der Norm, woher kommt dann der interpretier-

te Zweck und woran lässt er sich eindeutig festhalten? 

Im juristisch ungenauesten Falle handelt es sich also um 

Mutmaßungen über den Willen des Gesetzgebers.32  

Trotz der Kritik an der teleologischen Auslegung, wird 

diese Methode auch von den Landesverfassungsgerich-

ten genutzt, wenn eine Auslegung nach Wortlaut, Sys-

tematik und Entwicklungsgeschichte nicht weiterhilft. So 

etwa das Landesverfassungsgericht Brandenburg, dass 

im Jahr 2001 den Art. 76 Abs. 2 BgbLVerf auslegen muss-

                                                           
29

  Vgl. Olaf Muthorst, Grundlagen der Rechtswissenschaft, München 

2011, § 7, Rn. 14, 22. 
30

  VerfGH NRW, Urteil 2/98 vom 25. Januar 2000, = NVwZ-RR 2000, 

S. 594-598, 596. 
31

  Vgl. Reimer 2016, Rn. 359; Wienbracke 2013, Rn. 199ff; Zippelius 

2012, S. 41. 
32

  Vgl. Reimer 2016, Rn. 360 und 363; Dirk Looschelders/Wolfgang 

Roth, Juristische Methodik im Prozeß der Rechtsanwendung, Berlin 

1996, S. 161. 

te. Dieser verbietet Volksinitiativen, die den Landes-

haushalt betreffen und es musste geklärt werden, zu 

welchem Zweck und mit welcher Reichweite die Bud-
gethoheit des Landtages gegenüber haushaltswirksamen 

Volksinitiativen Verbotswirkungen auslöst.33  

 

III. Der Einfluss anderer Rechtsprechung auf die Ent-

scheidungsfindung der Landesverfassungsgerichtsbar-

keit 

 

Die klassischen Auslegungsmethoden bleiben jedoch nur 

Anhaltspunkte für die Arbeit und Interpretation von 

Verfassung und Gesetzen. Sich allein mit diesen Techni-
ken zu begnügen, reichte nicht aus, um das methodische 

Vorgehen der Landesverfassungsgerichtsbarkeit zu be-

schreiben. Die Entscheidungsfindung der Landesverfas-

sungsgerichte ist viel mehrauch davon beeinflusst, wie 

andere Verfassungsgerichte im deutschen Bundesstaat 

Entscheidungen trafen und wie die Landesverfassungs-

gerichte zudem auch selbst in der Vergangenheit urteil-

ten. 

 

1. Der Entscheidungsabgleich mit anderen Landesver-

fassungsgerichten 

 

Das Staatsorganisationsrecht, die Grundrechtskataloge, 

aber auch verwaltungsrechtliche Fachgebiete wie das 

Kommunal(finanz)recht sind zwar zu großen Teilen34 der 

jeweiligen Landeshoheit und der Landesverfassung zur 

Hand gereicht, was eine autonome Landesverfassungs-

rechtsprechung ermöglicht. Gleichwohl kann in der Lan-

desverfassungsrechtsprechung ein starkes Element des 

Rechtsvergleichs mit der Rechtsprechung der anderen 
Landesverfassungsgerichte erkannt werden.  

Trotz eigenständiger Normen des Landesrechts, die eben 

auch unabhängig von Einschätzungen der Verfassungs-

gerichte anderer Hoheitsträger ausgelegt werden kön-

nen, wird vielfach zur Stärkung des eigenen landesver-

fassungsgerichtlichen Arguments35 auf die Entscheidun-

                                                           
33

  VfGBbg, Urteil 57/00 vom 20.September 2001 = LKV 2002, S. 77-

83, 79; NVwZ 2002, S. 598; weiterhin Heinrich Amadeus Wolff/Daniel 

Mundil, Demokratie unter Finanzierungsvorbehalt?, in: Die Verfas-

sungsgerichte der Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 

Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen (Hrsg.), 20 Jahre Verfas-

sungsgerichtsbarkeit in den neuen Ländern, Berlin 2014, S. 137-165, 

151.   
34

  Bundesverfassungsrechtlich ist das Staatsorganisationsrecht je-

doch deutlich von Art. 28 Abs. 1 GG vorbestimmt und die Grund-

rechtsgeltung im Landesverfassungsrecht wird von Art. 31 sowie Art. 

142 GG geprägt. 
35

  HessStGH, Urteil P.St. 2319, = BeckRS 2013, 17478 = openJur 2013, 

38942, Rn. 119f mit Verweis auf den Verfassungsgerichtshof 
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gen anderer Landesverfassungsgerichte verwiesen. 

Ebenso wird dies in Fällen genutzt, wenn ein anderes 

Landesverfassungsgericht in der Vergangenheit einen 
deutlich ähnlich gelagerten Fall in einer rechtlich ver-

gleichbaren Situation entschieden hat.36  

Besonders im Staatsorganisationsrecht bietet sich eine 

Heranziehung anderer Landesverfassungsgerichtsent-

scheidungen zur Stützung der eigenen Argumente be-

gründeter Weise an, da die Verteilung von Rechten und 

Pflichten zwischen den Landesstaatsorganen (Landtag, 

Landesregierung, Rechte der Landtagsabgeordneten 

usw.) sehr vergleichbar ist und zudem im Lichte des Art. 

28 Abs. 1 S. 1 GG denselben Staatsstrukturprinzipen 
folgen muss. Insofern ist es argumentativ nachvollzieh-

bar, sich auf einschlägige vorhandene Entscheidungen 

aus „benachbartem“ Landesverfassungsrecht für eigene 

zu entscheidende Konstellationen im Landesverfas-

sungsrecht zu stützen. Dies gilt auch für die Auslegung 

von Grundrechten nach den Landesverfassungen.37 

Jedoch ist auch der gegenteilige Fall bekannt, in dem ein 

Landesverfassungsgericht sich explizit nicht einer Ein-

schätzung eines anderen Landesverfassungsgerichts 

anschließt, weil die verfassungsrechtliche Einschätzung 
des anderen Gerichts nicht auf die eigene verfassungs-

rechtliche Lage übertragen werden kann.38 Auch in die-

sem Fall stützt die bewusste Abweichung von anderer 

Rechtsprechung das eigene Argument. 

 

2. Die Orientierung an der eigenen Rechtsprechung 

 

Aus Gründen der Rechtssicherheit, der Verlässlichkeit 

und der Kontinuität des Rechts verweisen viele Ent-

scheidungen der Landesverfassungsgerichte auf eigene 
frühere Entscheidungen und führen ihre Rechtspre-

chungslinien fort.39 Der argumentative Rückgriff auf die 

eigene Rechtsprechungslinie dient einerseits einer Auf-

wandsersparnis, da vergleichbare und bereits entschie-

dene Rechtsfragen nicht erneut en detail begründet 

werden müssen. Andererseits enthält diese Vorgehens-

                                                                                                      
Nordrhein-Westfalens und Rn. 129ff mit Verweis auf die Landesver-

fassungsrechtsprechung aus Bayern, Berlin und Baden-Württemberg. 
36

  HessStGH, openJur 2013, 38942, Rn. 110f, der die Voraussetzung 

der Antragsbefugnis, die Verletzung eigener Rechte, im hessischen (!) 

Landesverfassungsprozessrecht mit einer Entscheidung des Sächsi-

schen Verfassungsgerichtshofes begründet. 
37

  VerfGH BW, Urteil 1 VB 16/15, = NVwZ 2017, 403 (Ls.) = BeckRS 

2016, 54632, Rn. 59f zur Auslegung der Wissenschaftsfreiheit durch 

andere Landesverfassungsgerichte. 
38

  VfGBbg, LKV 2002, S. 80. 
39

  HessStGH, openJur 2013, 38942, Rn. 117 u. 122; VerfGH BW, 

BeckRS 2016, 54632, Rn. 59 (zur Wissenschaftsfreiheit nach der 

eigenen Landesverfassung); ThürVerfGH, Urteil 61/16 vom 9. Juni 

2017, = NJOZ 2017, S. 1115-1137, 1123. 

weise auch ein rechtsstaatliches Element, nämlich jenes 

der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes der 

Normadressaten. Durch eine Fortführung einer einge-
schlagenen Rechtsprechungslinie entsteht Verlässlich-

keit in der weiteren Auslegung und Anwendung des 

Landes(verfassungs)rechts.40 Die Erwartbarkeit an eine 

bestimmte Auslegung und Anwendung des geltenden 

Rechts sowohl auf Seiten der Hoheitsträger als auch auf 

Seiten der Bürger ist eine Folge. 

 

3. Der unbestreitbare Einfluss der Bundesverfassungs-

rechtsprechung 

 

Aufgrund der Strukturvorgaben des Art. 28 Abs. 1 S. 1 

GG für das Staatsorganisationsrecht der Länder sowie 

aufgrund der Vorrangstellung der Grundrechte des 

Grundgesetzes im deutschen Staatsrecht tritt eine Ori-

entierung mit den Auslegungsergebnissen des Bundes-

verfassungsgerichts hervor. Die Anlehnung an bundes-

verfassungsgerichtliche Grundrechtsdogmatiken lässt 

sich klar an den Grundrechtskatalogen nach der deut-

schen Wiedervereinigung ablesen.41 Insofern überrascht 

es nicht, wenn die Landesverfassungsgerichte bei der 
Auslegung der Grundrechtsgehalte der Landesverfas-

sung in breiter Form an die Dogmatik des Grundgesetzes 

und des Bundesverfassungsgerichts anknüpfen und sie 

für die Landesgrundrechte handhabbar machen.42 

Es zeigt sich demnach, dass die Landesverfassungsrecht-

sprechung nicht nur die kanonischen Auslegungsmetho-

den der juristischen Praxis verwendet, um das innere 

und äußere System der Normen auszulegen. Vielmehr 

müssen die eigene Rechtsprechungslinie sowie die 

Rechtsprechung anderer Landesverfassungsgerichte und 
besonders des Bundesverfassungsgerichts als Einfluss-

faktoren auf die Entscheidungsfindung und auf die Aus-

legung einzelner (verfassungs)rechtlicher Normen er-

kannt werden. 

                                                           
40

  Vgl. etwa die gefestigte und wiederholt angewandte Recht-

sprechung des Thüringer Verfassungsgerichtshofes zu den Anforde-

rungen an kommunale Gebietsreformen und das vom Gerichtshof 

entwickelte Drei-Stufen-Prüfungsmodell, ThürVerfG, NJOZ 2017, S. 

1123, welches sich in einer Rechtsprechungslinie der Jahre 1996, 

2002 und 2017 fortführte. 
41

  Vgl. Michael Sachs, Verfassungsrecht II. Grundrechte, 3. Aufl., 

Heidelberg 2017, S. 19. 
42

  Vgl. VerfGH BW, BeckRS 2016, 54632, Rn. 60 (Wissenschaftsfrei-

heit); VerfGH BW, Urteil 1 VB 15/16, = BeckRS 2018, 8543, Rn. 9f 

(Privatschulen); BayVerfGH, Urteil 8-VII/12 vom 15. Mai 2014, = 

ZUM-RD 2014, S. 404-430, 417 = NJW 2014, S. 3215 (öffentlich-

rechtlicher Rundfunk); ThürVerfGH, Urteil 10/96 vom 19. Juni 1998, = 

LKV 1999, S. 21-26, 21f (öffentlich-rechtlicher Rundfunk); HessStGH, 

Urteil P.St. 2545 vom 10. Mai 2017 = NZA 2017, 727, Ls. 2 u. 3 (Streik-

recht). 
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IV. Die Beratung als Verfahren der Entscheidungsfin-

dung 

 

Neben Methodenanwendung und der Berücksichtigung 

anderer verfassungsrechtlicher Rechtsprechung hat im 

konkreten Fall und im Innenleben der Landesverfas-

sungsgerichte die Beratung der mitwirkenden Landes-

verfassungsrichterinnen und -richter einen maßgebli-

chen Einfluss auf die Entscheidungsfindung. Da der Bera-

tungsprozess als solcher gesetzlich der Geheimhaltung 

unterliegt, soll hier zumindest eine Annäherung versucht 

werden. 

 

1. Die verfahrensrechtliche Ausgestaltung der Beratung 

beim Landesverfassungsgericht 

 

Zunächst lässt sich den einschlägigen allgemeinen Ver-

fahrensvorschriften der Landesverfassungsgerichte ent-

nehmen, dass die Landesverfassungsgerichte in „gehei-

mer Beratung“ und im Grundsatz nach einer mündlichen 

Verhandlung ihre Entscheidung treffen.43 Nähere Be-

stimmungen über den Gang und die Ausgestaltung die-

ser Beratungsprozesse sind den Landesverfassungsge-
richtsgesetzen kaum zu entnehmen. Teilweise wird fest-

geschrieben, dass Entscheidungen nur von jenen Mit-

gliedern der Landesverfassungsgerichte mitgetroffen 

werden dürfen, die auch der gesamten Verhandlung 

ununterbrochen beigewohnt haben.44 Andernfalls finden 

sich auch vereinzelt Bestimmungen über den Gang der 

Abstimmung über die Entscheidung. So beschreibt § 27 

Abs. 2 LVerfGG MV das Abstimmungsprozedere wie 

folgt: „Die zur Entscheidung berufenen Mitglieder des 

Landesverfassungsgerichts stimmen nach dem Lebensal-
ter ab; der Jüngere stimmt vor dem Älteren. Wenn ein 

Berichterstatter bestellt ist, stimmt er zuerst; nach ihm 

stimmt gegebenenfalls der Mitberichterstatter. Zuletzt 

stimmt der Vorsitzende.“ Weitere Vorgaben über den 

eigentlichen Beratungs- und Entscheidungsfindungspro-

zess finden sich in den gesetzlichen Vorgaben nicht. 

Vielmehr wird durch weitere Vorschriften das Bera-

                                                           
43

  Bspw. § 24 Abs. 1 ThürVerfGHG: „Der Verfassungsgerichtshof 

entscheidet in geheimer Beratung nach seiner freien, aus dem Inhalt 

der Verhandlung und dem Ergebnis der Beweisaufnahme geschöpf-

ten Überzeugung. Die Entscheidung ist schriftlich abzufassen, zu 

begründen und von den Richtern, die bei ihr mitgewirkt haben, zu 

unterzeichnen.“; § 28 Abs. 1 LVerfGG LSA; § 24 VGHG NRW; § 28 Abs. 

1 i.V.m. § 27 Abs. 1 LVerfGG MV; § 18 Abs. 1 VGHG Rlp; § 19 Abs. 3 

LVerfGG Hmb; § 29 Abs. 1 VerfGHG Berlin. 
44

  Bspw. § 19 Abs. 1 LVerfGG Hmb. Weiterhin Jörn Ketelhut, Staats-

gerichtshof der Freien Hansestadt Bremen, in: Werner Reutter 

(Hrsg.), Landesverfassungsgerichte, Wiesbaden 2017, S. 129-148, 

141. 

tungsgeheimnis zusätzlich betont, beispielsweise § 29 

LVerfGG LSA: „Alle mitwirkenden Mitglieder und Vertre-

ter sind verpflichtet, über den Hergang der Beratung 
und die Abstimmung Stillschweigen gegenüber jeder-

mann zu bewahren.“45 

 

2. Die Rolle des Berichterstatters 

 

Gleichwohl lässt sich den Geschäftsordnungen der Lan-

desverfassungsgerichte näheres zum Beratungsvorgang, 

der wesentlich von der Vorarbeit des berichterstatten-

den Richters46 geprägt ist47, entnehmen.48 Die eingehen-

den Verfahren bei den Landesverfassungsgerichten wer-
den vom Präsidenten des Gerichts zur „fortlaufenden 

Berichterstattung“ an die einzelnen Mitglieder verteilt49; 

oftmals wird dabei in alphabetischer Reihenfolge vorge-

gangen. Es kann auch ein zweiter Mitberichterstatter 

bestellt werden.50 Die wesentliche Aufgabe des Berich-

terstatters ist es, für das entsprechende Verfahren ein 

schriftliches Votum, gegebenenfalls mit vollständiger 

schriftlicher Begründung und Materialien vorzuberei-

ten.51 In besonderen Fällen, etwa der Regierungsanklage 

wegen Verstoßes gegen die Landesverfassung, können 
dem Berichterstatter umfangreiche Vorermittlungen 

übertragen werden.52 Zur Vorbereitung der schriftlichen 

Voten können auch wissenschaftliche Mitarbeiter her-

angezogen werden.53 Der Entscheidungsvorschlag, den 

der Berichterstatter auszuarbeiten hat, ist dabei nicht 

nur ein potentieller Tenor, sondern „ein schriftliches 

Gutachten […], das eine Darstellung der Sach- und 

Rechtslage und einen Entscheidungsvorschlag enthält.“54 

Jedoch kann in einfachen und unproblematischen Fällen 

auf ein umfangreiches Gutachten verzichtet werden.55 
Hat der Berichterstatter die Vorarbeiten abgeschlossen, 

den Verfassungsrechtsstreit begutachtet und einen Ent-

scheidungsvorschlag erstellt, dann hat er alle Schriftstü-

                                                           
45

  Ähnlich § 27 Abs. 4 LVerfGG MV. 
46

  Vgl. Oliver W. Lembcke, Thüringer Verfassungsgerichtshof, in: 

Werner Reutter (Hrsg.), Landesverfassungsgerichte, Wiesbaden 

2017, S. 389-417, 397. 
47

  Vgl. Winfried Kluth, Das Landesverfassungsrecht von Sachsen-

Anhalt im Spiegel der Rechtsprechung des Landesverfassungsge-

richts, Halle 2007, S. 15. 
48

  Die gesetzliche Verankerung des zur Beweiserhebung beauftrag-

ten Richters (Berichterstatter) in § 17 Abs. 1 VGHG Rlp ist soweit 

ersichtlich eine Ausnahme. 
49

  Bspw. § 10 Abs. 1 GO BbgVerfG; § 12 Abs. 3 GO ThürVerfGH. 
50

  Bspw. § 14 GO VerfGH NRW. 
51

  Bspw. § 18 Abs. 2 GO ThürVerfGH; § 8 Abs. 1 GO VerfGH Berlin. 
52

  Vgl. § 14 Abs. 3 GO VerfGH BW i.V.m. Art. 57 LVerf BW. 
53

  Bspw. § 2 Abs. 1 GO LVerfG LSA. 
54

  § 2 Abs. 4 GO LVerfG LSA. 
55

  Bspw. § 2 Abs. 4 GO LVerfG LSA; § 14 Abs. 2 S. 2 GO VerfGH BW. 
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cke und Materialien an den Vorsitzenden des Landesver-

fassungsgerichts zu übergeben.56 Dieser leitet sodann 

die Unterlagen an die beteiligten Mitglieder des Landes-
verfassungsgerichts weiter, wobei zwischen der Vertei-

lung der Unterlagen und der dann stattfindenden Bera-

tung des Landesverfassungsgerichts mindestens ein bis 

zwei Wochen liegen müssen.57  

Der tatsächliche Beratungsvorgang der Landesverfas-

sungsgerichte findet demzufolge auf der Grundlage der 

Vorarbeiten des berichterstattenden Richters statt.58 Bei 

aller gebotenen Vorsicht lassen sich demzufolge durch-

aus die Forschungserkenntnisse, die über die Berichter-

statter am Bundesverfassungsgericht gemacht wurden, 
auf die Berichterstatter an den Landesverfassungsge-

richten übertragen. Diesen Erkenntnissen zufolge ist der 

Einfluss des einzelnen Berichterstatters auf die gesamte 

Entscheidungsfindung des Gerichts nicht unerheblich, 

wenn zumeist nicht gar maßgeblich, denn er legt den 

übrigen Richtern einen ausgearbeiteten Entscheidungs-

vorschlag samt Begründung vor und verfasst diesen an-

hand eigener juristischer Vorstellungen, wie die Ent-

scheidung aussehen sollte. Die Ausarbeitung des Votums 

liegt eigenverantwortlich beim Berichterstatter, der 
demzufolge intensiver in den betreffenden Sachverhalt 

und dessen Rechtsfragen eingearbeitet ist, was einer 

Expertenfunktion gegenüber den anderen Richtern 

gleichkommt.59 Auch die schriftliche Formulierung des 

Votums selbst wirkt sich bedeutsam auf die Beratung im 

Verfassungsgericht aus, denn sie ist die Beratungsgrund-

lage; der Berichterstatter wählt aus den ihm vorliegen-

den Informationen des Rechtsstreits die Schwerpunkte 

aus.60 Die besondere Rolle des Berichterstatters liegt 

weiterhin auch darin begründet, dass er im Anschluss an 
die Beratung des Plenums der Verfassungsrichter auch 

damit beauftragt wird, die abschließende Entscheidung 

schriftlich zu formulieren61 Gleichwohl bedeutet dies 

nicht, dass die Beratung stets dem Berichterstatter und 

seinem Entscheidungsvorschlag folgt. Vielmehr ist es 

ganz üblich, dass das vorgefertigte Votum die Beratung 

nie so verlässt, wie es in die Beratung hineingegeben 

wurde und dass der Berichterstatter juristischen Ge-

                                                           
56

  Bspw. § 18 Abs. 2 GO ThürVerfGH. 
57

  Bspw. § 11 GO BbgVerfG; § 18 Abs. 2 und 3 GO ThürVerfGH; § 15 

Abs. 2 GO VerfGH BW; § 3 Abs. 2 GO LVerfG LSA. 
58

  Vgl. Werner Reutter, Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin, in: 

Werner Reutter (Hrsg.), Landesverfassungsgerichte, Wiesbaden 

2017, S. 77-104, 92. 
59

  Vgl. Uwe Kranenpohl, Herr des Verfahrens oder nur Einer unter 

Acht?, in: Zeitschrift für Rechtssoziologie 30 (2009), S. 135-163, 139. 
60

  Vgl. Kranenpohl, Zeitschrift für Rechtssoziologie 30 (2009), S. 141. 
61

  Bspw. § 10 Abs. 1 S. 3 GO VerfGH Berlin; Kranenpohl, Zeitschrift 

für Rechtssoziologie 30 (2009), S. 142. 

genwind von den übrigen Richtern erhält.62 So kann et-

wa die Berücksichtigung der Folgen einer verfassungsge-

richtlichen Entscheidung einen erheblichen Beratungs-
aufwand erzeugen.63 Dafür spricht letztlich auch die 

vorgesehene Möglichkeit zur Abgabe von Sondervoten, 

die bewusst der Gerichtsmehrheit in der Beratung nicht 

folgt und die Gründe hierfür schriftlich in der Entschei-

dung darlegen darf.64 

Sowohl in der Ausarbeitung der Entscheidungsvorschlä-

ge der Berichterstatter als auch in der kollegialen Bera-

tung der Richterinnen und Richter der Landesverfas-

sungsgerichte sind es letztlich wiederum die oben ge-

nannten juristischen Methoden und die Recht-
sprechungen anderer Verfassungsgerichte, die in die 

Argumentation und die endgültige Entscheidungsfin-

dung einfließen. Es wird besonders die Aufgabe des Be-

richterstatters sein, bisherige Rechtsprechungen des 

eigenen und der anderen Verfassungsgerichte im neuen 

Verfahren zu berücksichtigen und die infrage stehenden 

(Verfassungs)normen nach dem Methodenkanon auszu-

legen. Die dynamische Beratung im Anschluss wird diese 

vorgelegte Auslegung und Argumentation prüfen und 

bei Unschlüssigkeit verwerfen oder überarbeiten. 
 

V. Fazit 

 

Diese aufwändigen Entscheidungsfindungsprozesse der 

Verfassungsgerichtsbarkeit sind ein Grund dafür, dass es 

gelingt, „differenzierende und hinsichtlich der Material-

sammlung und -auswertung in der fachlichen und allge-

meinen Öffentlichkeit kaum angegriffene Entscheidun-

gen zu treffen – die zugleich aufgrund der Argumentati-

onstechnik des Gerichts auch bei neu zu verarbeitenden 
Entwicklungen Pfadtreue (eine relative Kontinuität der 

Rechtsprechung) darstellen – und auch verdeutlichen, 

dass und wie Tatsacheninformationen und Wissen sowie 

die verschiedenen Interessen in die Entscheidung einge-

flossen sind.“65 

 

 

                                                           
62

  Vgl. Kranenpohl, Zeitschrift für Rechtssoziologie 30 (2009), S. 156f. 
63

  Vgl. Udo Steiner, Der Richter als Ersatzgesetzgeber, NJW 2001, S. 

2919-2924, 2922. 
64

  Bspw. § 18 GO BbgVerfG; § 20 GO ThürVerfGH; § 18 GO VerfGH 

NRW; § 5a GO LVerfG LSA; § 13 GO VerfGH Berlin; auf die Sondervo-

ten kann an dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden. 
65

  Wolfgang Hoffmann-Riem, Innovation und Recht – Recht und 

Innovation, Tübingen 2016, S. 340. 
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Analyse der Landesverfassungsgerichtsbar-
keit in vergleichender Absicht.  
Ein Beitrag zur Typologisierung und Quantifi-
zierung 
 

von Oliver W. Lembcke,  

und Michael Güpner, beide Erfurt* 

 

I. Einleitung 

 

Die Landesverfassungsgerichtsbarkeit hat seit jeher im 

Schatten des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) ge-

standen. Dieser Befund trifft zweifelsohne auf den Dis-

kurs innerhalb der Rechtswissenschaft zu, bei der man 

aufgrund der dominanten Stellung des Karlsruher Ge-

richts gelegentlich auch schon mal von der „Entthronung 

der Staatsrechtswissenschaft“ gesprochen hat, die für 

die Staatsrechtslehre günstigstenfalls nur noch die Rolle 

des Höflings übrig lasse.1 Dazu taugt die Politikwissen-

schaft – jedenfalls in diesem Themenfeld – weniger; 

aber auch sie lässt, seit sie sich vermehrt für Fragen der 

Verfassungsgerichtsbarkeit  interessiert, eine gewisse 

Fixierung auf das BVerfG erkennen. Für die Landesver-

fassungsgerichte (LVerfG) blieb hingegen in dem einen 

wie in dem anderen Fall wenig Beachtung übrig. Das hat 

sich in den letzten Jahren etwas geändert, und zwar in 

dem Maße, indem die Verfassungsgerichtshöfe auf Lan-

desebene als verfassungspolitische Akteure in den Blick 

genommen worden sind, angestoßen u.a. durch die Rol-

le der ostdeutschen LVerfG bei dem Wiederaufbau der 

Rechtsstaatlichkeit in den neuen Bundesländern.2 Dabei 

ist eine Reihe von grundlegenden Befunden zutage ge-

fördert worden, so etwa zu den Leitideen und Interessen 

                                                           
* Dr. Oliver W. Lembcke vertritt die Professur für Vergleichende 

Regierungslehre an der Staatswissenschaftlichen Fakultät der Univer-

sität Erfurt. 

Michael Güpner ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für 

Politische Bildung, insbesondere für das politische System Deutsch-

lands an der Staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität Erfurt. 
1
 Bernhard Schlink, Der Staat 28 (1989), 161, 163. 

2
 Die Verfassungsgerichte der Länder Brandenburg, Mecklenburg-

Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen (Hrsg.), 20 

Jahre Verfassungsgerichtsbarkeit in den neuen Ländern, Berlin 2014; 

Michael Edinger, Verfassungsgebung in der ostdeutschen 

Transformation. Eine vergleichende Analyse zu Thüringen und 

Brandenburg, Jena 2000; Werner Reutter (Hrsg.), 

Landesverfassungsgerichte, Wiesbaden 2017. 

im Vorfeld der Institutionalisierung als auch zu den Kon-

flikten und Machtkonfigurationen im Prozess der Ein-

richtung, und zwar sowohl mit Blick auf die frühe Bun-

desrepublik3 als auch auf den Osten der Nachwende-

zeit.4  

 

Thematisiert worden sind überdies die Zusammenhänge 

von Form und Funktion der LVerfG5 sowie die – aus Sicht 

der Politikwissenschaft besonders relevante – Frage 

nach der Kontroll- und Gestaltungsmacht dieser neu 

geschaffenen Akteure. In ihren Studien kommt Flick zu 

dem Ergebnis, dass die LVerfG aufgrund ihrer durchweg 

umfassenden Kompetenzausstattung das „Potenzial 

haben, als gewichtige Akteure in der Landespolitik zu 

fungieren“6, ohne sich dabei – vergleichbar dem BVerfG7 

– auf die Rolle eines Vetospielers beschränken zu müs-

sen.8 Ob und in welcher Weise von diesem Potenzial 

tatsächlich Gebrauch gemacht wird, lässt sich überdies 

einer Reihe von Einzeluntersuchungen entnehmen;9 in 

vergleichender Hinsicht beschränkt sich eine systemati-

sche Untersuchung jedoch vor allem auf eine detaillierte 

Erfassung der Zuständigkeiten und Kompetenzen (siehe 

unter IV.). Welche LVerfG sich aber tatsächlich zu „star-

ken“ Institutionen entwickelt bzw. welche von ihnen sich 

trotz umfassender Kompetenzen eher zurückgehalten 

                                                           
3
 Wilfried Fiedler, Die Entstehung der 

Landesverfassungsgerichtsbarkeit nach dem Zweiten Weltkrieg, in:  

Starck, Christian/Stern, Klaus (Hrsg.), 

Landesverfassungsgerichtsbarkeit. Teilband I: Geschichte, 

Organisation, Rechtsvergleichung, Baden-Baden 1983, 103, 104.  
4
 Markus Heimann, Die Entstehung der Verfassungsgerichtsbarkeit in 

den neuen Ländern und in Berlin, München 2001. 
5
 Bestandsaufnahme jüngst bei Werner Reutter (Hrsg.) 2017, 

Landesverfassungsgerichte. 
6
 Martina Flick, Organstreitverfahren vor den Landesverfassungsge-

richten. Eine politikwissenschaftliche Untersuchung, Bern 2011, 286.; 

dies., ZfVP 2009, 283; dies., ZParl 2011, 587. 
7 

Zur Diskussion über die verschiedenen Rollen des BVerfG siehe u.a. 

Oliver W. Lembcke, Hüter der Verfassung. Eine 

institutionentheoretische Studie zur Autorität des 

Bundesverfassungsgerichts, Tübingen 2007 und Christian Boulanger, 

Hüten, richten, gründen: Rollen der Verfassungsgerichte in der 

Demokratisierung Deutschlands und Ungarns, Berlin 2013. Speziell 

zur Rolle des Vetospielers: Sascha Kneip, PVS 2011, 220. 
8
 Flick 2011, Organstreitverfahren vor den 

Landesverfassungsgerichten, 23ff. 
9
 Exemplarisch: Klaus Frey, Fünf Jahrzehnte Verfassungsrecht-

sprechung in Rheinland-Pfalz, in: Meyer, Klaus- Friedrich (Hrsg.), 50 

Jahre Verfassungs- und Verwaltungsrechtsprechung in Rheinland-

Pfalz. Eine Chronik. Teil 1, Frankfurt a.M. u.a. 1997, 355; Kurt Reb-

mann, JöR 20 (1971), 169. 
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haben, sind nach wie vor weitgehend offene Fragen. 

Daher besteht das Hauptanliegen dieses Beitrags, ein 

Analyseraster vorzuschlagen, das Antworten auf diese 

Fragen erlaubt, veranschaulicht anhand eines Vergleichs 

von zwei ausgewählten Fallbeispielen (siehe unter V.).  

 

Vorab gilt es jedoch, das Augenmerk auf die Methode 

des Vergleichs selbst zu richten. Die deutsche Födera-

lismusforschung kann ja nicht zuletzt deswegen auf ei-

nen reichhaltigen Bestand an Ergebnissen zurückblicken, 

weil ihr mit den elf bzw. sechszehn Bundesländern na-

hezu ideale Bedingungen der vergleichenden Analyse zur 

Verfügung stehen. Allerdings bedarf es stets aufs Neue 

der Vergewisserung über die Grundlagen des For-

schungsdesigns: Fällt der Vergleich der LVerfG in die 

Kategorie „Most Similar Systems Design“ (MSSD) oder 

„Most Different Systems Design“ (MDSD)? Hilfreich für 

die Entscheidung wäre eine Typologie der LVerfG, die 

auf robusten, anerkannten Kriterien beruht. Aber daran 

hapert es in diesem Themenfeld, zumal sich die vom 

Praxisdiskurs des Verwaltungsrechts inspirierte10 Unter-

scheidung zwischen dem süddeutschen und dem nord-

deutschen Modell spätestens mit der Etablierung der 

ostdeutschen LVerfG erledigt hat und es der mit dieser 

Referenz insinuierten Leitdifferenz zwischen dem (nord-

deutschen) Staatsgerichtshof und dem (süddeutschen) 

Verfassungsgerichtshof ohnehin nicht nur an Diskrimi-

nierungskraft, sondern auch an Stimmigkeit mangelt. 

Aus diesem Grund sind hier die bestehenden Ansätze 

einer solchen Typologie, ausgehend von einer näheren 

Bestimmung des Modells der „deutschen Verfassungs-

gerichtsbarkeit“ (siehe unter II.), kritisch daraufhin zu 

würdigen, welche Kriterien sich als Grundlage einer Ty-

pologie zur Messung der realen Stärke von LVerfG eig-

nen (siehe unter III.). 

 

II. Grundmodelle 

 

In der Literatur zur Verfassungsgerichtsbarkeit hat sich 

die basale Unterscheidung etabliert, die das „Trennmo-

dell“, festgemacht am ältesten Verfassungsgericht Euro-

pas, dem österreichischen Verfassungsgericht, von dem 

                                                           
10

 Thorsten Ingo Schmidt, VwGO-Fallrepetitorium: Grundlagen – 

Examenswissen – Referendariatspraxis, Heidelberg 2007, 1.  

„Einheitsmodell“ abhebt, für das der US Supreme Court 

beispielhaft steht.11 Beide Modelle besitzen über die 

verschiedenen Formen der Zuständigkeit zur Streitent-

scheidung zwischen Staatsorganen hinaus Kennzeichen 

eines Staatsgerichtshofs, zudem Kompetenzen der Nor-

menkontrolle, wodurch sie überdies die Funktion eines 

Verfassungsgerichts – als gerichtlicher „Hüter der Ver-

fassung“ – ausüben. Allerdings ist das österreichische 

Verfassungsgericht ein für diese Zwecke eigens einge-

richtetes „Fachgericht“, mithin eine organisatorisch ei-

genständige Institution, die zudem das Monopol der 

Normverwerfung im Falle der Verfassungswidrigkeit 

besitzt (zentralisierte Normenkontrolle), während der 

Supreme Court in erster Linie das oberste Bundesgericht 

der USA darstellt, das sämtliche Materien der Recht-

sprechung, darunter eben auch die der Verfassungs-

rechtsprechung, in einer Institution – gewissermaßen als 

Superrevisionsinstanz – vereint, aber im Unterschied zur 

Verfassungsfachgerichtsbarkeit nicht über das Monopol 

zur Normverwerfung im Falle der Verfassungswidrig-

keitsfeststellung verfügt; eine solche Kompetenz besitzt 

im Kern jedes amerikanische Gericht (diffuse Normen-

kontrolle)12.  

 

Vor dem Hintergrund dieser grundlegenden Verschie-

denheit werden bereits die Grenzen des amerikanischen 

Modells im Kontext der Besatzungszeit deutlich, die 

aufgrund der andersartigen Rechtskultur und deren 

Auswirkungen auf das Gerichtswesen, die sich u.a. an 

dem Zusammenhang zwischen Präjudizien und diffuser 

Normenkontrolle zeigen, keine einfache Übersetzung 

des US Supreme Court als Referenzgericht erwarten 

lassen. Es ist jedoch zurecht darauf aufmerksam ge-

macht worden, dass die deutsche Verfassungsgerichts-

barkeit auch nicht ohne weiteres dem österreichischen 

Modell zugeordnet werden könne. Dagegen spreche laut 

Böckenförde der Umstand, dass das BVerfG den „ande-

                                                           
11

 Ernst-Wolfgang Böckenförde, Verfassungsgerichtsbarkeit. 

Strukturfragen, Organisation, Legitimation, in: ders., Staat, Nation, 

Europa. Studien zur Verfassungslehre, Verfassungstheorie und 

Rechtsphilosophie, Frankfurt a.M. 1999, 157, 171; Alexander von 

Brünneck, Verfassungsgerichtsbarkeit in den westlichen 

Demokratien. Ein systematischer Verfassungsvergleich, Baden-Baden 

1992, 28; Klaus Stern 1983, Einführung, in: Starck/Stern, 1, 12.  
12 

 Sascha Kneip, Verfassungsgerichte als demokratische Akteure, 

Baden-Baden 2009, 144. 
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ren Zweigen der Gerichtsbarkeit […] überlegen“13 sei; 

mithin also keine Heterarchie auf der Ebene der obers-

ten Gerichtsbarkeit herrsche, sondern aufgrund des 

Vorrangs der Verfassung eine Hierarchie zugunsten des 

BVerfG, worauf das Gericht von Beginn an selbst mit 

Nachdruck hingewiesen hat.14 Diese Hierarchie gilt letzt-

lich auch im Verhältnis zwischen dem BVerfG und den 

LVerfG, weshalb Haack zutreffend von einer „Polarität 

von bundesrechtlicher Bindung und landesinterner 

Höchstrangigkeit“ spricht,15 durch die das Bund-Länder-

Verhältnis im Bereich der deutschen Verfassungsge-

richtsbarkeit charakterisiert sei. Daher lassen sich die 

LVerfG zwar als Ausdruck des „deutschen Modells“ be-

greifen, aber der Hinweis auf die „Polarität“ legt nahe, 

dass diese Zuordnung nicht ausreicht, weil es die jeweils 

eigenen Ausformungen nicht hinreichend erfasst. Aus 

diesem Grund sind zwei Perspektiven vorgeschlagen 

worden, mit denen sich die Spezifika der LVerfG erfassen 

lassen sollen.  

 

III. Typologieansätze 

 

Die erste Perspektive bezieht sich auf den Einfluss Drit-

ter auf die Entscheidung, Einrichtung und Ausgestaltung 

der LVerfG und meint damit den Einfluss der Besat-

zungsmächte respektive den Einfluss der alten Bundes-

länder auf den Institutionalisierungsprozess der Verfas-

sungsgerichtsbarkeit (Besatzungs- und Beratungsmo-

dell).16 Die zweite Perspektive betont hingegen stärker 

die temporale Struktur dieses Prozesses und unterschei-

det dabei im Wesentlichen drei Phasen: die Phase der 

Einrichtung vor dem Inkrafttreten des Grundgesetzes 

sowie die Phase der Nachwendezeit und die Zwischen-

zeit (Sequenzmodell). Jede Phase, so die These, hat ihre 

eigene Referenz, die zur Orientierung des Institutionali-

sierungsprozesses maßgeblich ist.17  

Es liegt auf der Hand, dass beide Perspektiven eng zu-

sammenhängen. So ist das Beratungsmodell identisch 

                                                           
13

 Böckenförde 1999, Verfassungsgerichtsbarkeit, 173. 
14 

Lembcke 2007, Hüter der Verfassung, 91; zur DenkschriQ des 

Gerichts: Die Stellung des BVerfG, JöR NF6 (1957), 144. 
15

 Stefan Haack, NWVBl 2010, 216, 220.  
16

 Fiedler 1983, Die Entstehung der Landesverfassungsgerichtsbarkeit 

nach dem Zweiten Weltkrieg, in: Starck/Stern, 103, 107. 
17

 Heimann 2001, Die Entstehung der Verfassungsgerichtsbarkeit in 

den neuen Ländern und in Berlin, 1. 

mit der dritten Phase des Sequenzmodells. Dieser Um-

stand gibt Anlass, die zugrundeliegenden Leitideen der 

beiden Perspektiven etwas schärfer zu fassen und stär-

ker voneinander zu unterscheiden: In beiden Fällen geht 

es um Referenzen. Beim Besatzungsmodell steht jedoch 

die Frage nach der Implementation der Vorgabe in Form 

des jeweiligen Vorbilds im Vordergrund, während in der 

Zeit danach sich die Perspektive verschiebt auf die mög-

liche Diffusion von Modellen durch institutionelles Ler-

nen und Imitation.  

 

1. Implementation 

 

Mit dem Aufbau der Verfassungsgerichtsbarkeit in den 

Westsektoren haben die Alliierten, insbesondere die 

Amerikaner, die Idee einer „embedded democracy“ ver-

bunden, die nicht nur von dem politischen Wechselspiel 

von Mehrheit und Minderheit lebt, sondern in der das 

Individuum und dessen Rechte ebenso geschützt sind 

wie der liberale Kern rechtsstaatlicher Verfahren und 

Institutionen. Daher war die Verfassungsgerichtsbarkeit 

auf Länderebene früh schon verknüpft mit dem Ziel der 

föderativen Machtdiffusion und der institutionellen Ge-

waltenteilung18, beides Ausrichtungen, die an die deut-

schen Traditionen bundesstaatlicher Gliederung an-

schließen konnten,19 zugleich aber auch den politischen 

Raum eröffneten die eigenen „Muster“ institutioneller 

Errungenschaften zu importieren – mit Aussicht auf Re-

sonanz von deutscher Seite: „Der Hinweis etwa auf die 

Verfassungsgerichtsbarkeit in den Vereinigten Staaten, 

aber auch der Schweiz und anderer Länder brachte das 

Bemühen zum Ausdruck, mit der Einrichtung einer Lan-

desverfassungsgerichtsbarkeit eine sinnvolle und selbst-

verständliche Institution bewährter westlicher Verfas-

sungstradition zu übernehmen.“20  

Unterhalb dieses relativ breiten Konsenses lässt sich 

nicht immer mit der notwendigen Klarheit herausfiltern, 

                                                           
18

 Manfred Baldus, Landesverfassungsrecht und 

Bundesverfassungsrecht, in: Die Verfassungsgerichte der Länder 

Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt 

und Thüringen (Hrsg.), 20 Jahre Verfassungsgerichtsbarkeit in den 

neuen Ländern, Berlin 2014, 19, 47. 
19

 Fiedler 1983, Die Entstehung der Landesverfassungsgerichtsbarkeit 

nach dem Zweiten Weltkrieg, in: Starck/Stern, 103, 123. 
20

 Fiedler 1983, Die Entstehung der Landesverfassungsgerichtsbarkeit 

nach dem Zweiten Weltkrieg, in: Starck/Stern, 103, 117. 
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auf wessen Initiative und mit welcher Agenda die jewei-

lige Regelung innerhalb des Institutionalisierungsprozes-

ses erfolgt ist,21 denn keineswegs  lagen die administra-

tiven Konkretisierungen der jeweiligen Zielvorstellungen 

stets auf einer Linie zwischen Landesregierungen und 

Militärregierung;22 und die alliierte Seite hat es verstan-

den, ihre – zum Teil sehr detaillierten – Interessen be-

züglich der Verfassungsgerichtsbarkeit auch durchzuset-

zen;23 das galt in Sonderheit für die Amerikaner, wie u.a. 

die Beispiele aus Bremen und Bayern zeigen: 

(1) In Bremen ging es nach der Übernahme der Besat-

zung von den Briten um eine schnelle Einrichtung der 

LVerfG,24 wobei Ausmaß und Charakter der Initiativen 

Zweifel hervorgerufen haben, ob es sich bei der Ent-

scheidung für ein Landesverfassungsgericht noch um 

eine eigenständige Entscheidung des Stadtstaates han-

dele: „So wurde die erste Entscheidung des BayVerfGH 

zum Anlass genommen, den Bremer Senator Spitta an 

die Errichtung des StGH zu erinnern. Wenig später regte 

die Militärregierung gegenüber Spitta an, in Bremen 

einen Verfassungsgerichtshof ins Leben zu rufen, wie er 

in den meisten süddeutschen Ländern bereits bestehe 

[...]. In kurzen Abständen wurde danach nach dem Stand 

des Gesetzgebungsverfahrens gefragt. Diese und ver-

gleichbare Vorgänge in den Ländern belegen nicht nur 

das besondere Interesse an der Errichtung von Verfas-

sungsgerichten, sondern auch die aktive Mitgestaltung 

in den einzelnen Verfahrensabschnitten.“25 

(2) Auch in Bayern hatten die Initiativen der Militärregie-

rung in re Verfassungsgerichtsbarkeit einen stark 

interventionistischen Charakter. Das zeigte sich u.a. in 

dem Bestreben, das Instrument der Verfassungsbe-

schwerde auszuweiten und die Professionalisierung der 

                                                           
21

 
 
Siehe hierzu am Beispiel Bremens: Claudia Koch, Die Landeverfas-

sungsgerichtsbarkeit der Freien Hansestadt Bremen – Gesichte, 

Zuständigkeit, Verfahren, in: Schriften zum öffentlichen Recht 338 

(1981); Alfred Rinken, Staatsgerichtshof, in: Kröning, Volker et.al. 

(Hrsg.), Handbuch der Bremischen Verfassung, Baden-Baden 1991, 

484; Andreas Voßkuhle, JöR 59 (2011), 215.  
22

 Fiedler 1983, Die Entstehung der Landesverfassungsgerichtsbarkeit 

nach dem Zweiten Weltkrieg, in: Starck/Stern, 103, 149. 
23

 Marcel Kau, ZRph 2007, 107, 116. 
24

 Jörn Ketelhut 2017, Verfassungsgerichtsbarkeit im Zwei-Städte-

Staat. Der Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt Bremen, in: 

Reutter, 129, 133. 
25

 Fiedler 1983, Die Entstehung der Landesverfassungsgerichtsbarkeit 

nach dem Zweiten Weltkrieg, in: Starck/Stern, 103, 153. 

Richterschaft durch Hauptamtlichkeit zu sichern.26 Diese 

– und weitere Veränderungen – gingen allesamt auf den 

Wunsch zurück, eine starke Verfassungsgerichtsbarkeit 

nach Vorbild des US Supreme Court zu errichten,27 des-

sen Rückgrat qualifizierte und unabhängige Richter sein 

sollten.28 Vor diesem Hintergrund verwundert der Um-

stand, dass anders als in zahlreichen anderen Bundes-

ländern, die bei der Wahl der Landesverfassungsrichter 

ein Zweidrittelerfordernis kennen, in Bayern die absolu-

te Mehrheit, d.h. die in parlamentarischen Regierungs-

systemen gängige Regierungsmehrheit zur Wahl der 

Verfassungsrichter genügt. 

 

Mag man diesen letzten Aspekt noch angesichts des 

Mehrheitserfordernisses im US Senat zur Bestätigung 

des vom Präsidenten vorgeschlagenen Kandidaten für 

das Amt eines Supreme Court Justice als Bestandteil und 

Tradition der Mehrheitsdemokratie in den Vereinigten 

Staaten verstehen, so wird man doch kaum jene Ele-

mente übersehen können, die es erschweren, von einem 

musterbildenden Einfluss der Militärregierungen zu 

sprechen. Das trifft insbesondere auf das Prinzip der 

Hauptamtlichkeit zu, das nicht nur keine Nachahmung 

fand,29 sondern vielmehr auf weitgehende Abwehr stieß, 

zumal in Verbindung mit dem Hinweis auf die richterli-

che Unabhängigkeit, „als deren Negativvorbild der 

Staatsgerichtshoff für das Deutsche Reich galt.“30 Ganz 

ähnlich verhielt es sich mit dem Eintreten für das Laien-

element, das als verfassungspolitisches Element partei-

übergreifende Unterstützung fand und daher, wie etwa 

in Bremen „entgegen den ursprünglichen Wünschen der 

                                                           
26

 Fiedler 1983, Die Entstehung der Landesverfassungsgerichtsbarkeit 

nach dem Zweiten Weltkrieg, in: Starck/Stern, 103, 144. 
27

 Kristina Fiedler, Verfassungsgerichtsbarkeit im Bundestaat, in: 

Europäische Hochschulschriften. Reihe II Rechtswissenschaft, 

Frankfurt a.M. u.a. 2006, 54.  
28

 Die Unabhängigkeit der Richter war ebenso in Hessen Thema 

(Sigrid Koch-Baumgarten 2017, Der Staatsgerichtshof in Hessen 

zwischen unitarischem Bundesstaat, Mehrebenensystem und 

Landespolitik, in:  Reutter, 175, 178); und die Qualifikation der 

Richterschaft wurde auch in Bremen kontrovers verhandelt (Fiedler 

1983, Die Entstehung der Landesverfassungsgerichtsbarkeit nach 

dem Zweiten Weltkrieg, in: Starck/Stern, 103, 146). 
29

 In Bayern ist in Art. 8 VfGHG zumindest ein Vorrang der 

Amtsausübung am Landesverfassungsgerichtshof gegenüber einer 

möglichen konkurrierenden richterlichen Tätigkeit festgeschrieben. 
30

 Fiedler 1983, Die Entstehung der Landesverfassungsgerichtsbarkeit 

nach dem Zweiten Weltkrieg, in: Starck/Stern, 103, 132, vgl. auch 

ebd., 153. 
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Amerikaner“, durchgesetzt werden sollte und konnte.31 

Diese Beispiele in wesentlichen Fragen der Organisation 

der LVerfG zeigen, dass im Ergebnis der Einfluss der Be-

satzungsmächte nicht zu einer „Kopie“ der Referenzge-

richte führte und am Beispiel der „qualifizierten Richter“ 

(hauptamtliche Volljuristen) tatsächlich gering war: Die 

Richterschaft der LVerfG besteht aus ehrenamtlich Täti-

gen; viele von ihnen sind überdies juristische Laien – nur 

zwei Verfassungsgerichte kennen kein Laienelement 

(Schleswig-Holstein und Bayern)32. Zusammengenom-

men geben sie den LVerfG ein gänzlich anderes organi-

satorisches Gepräge. Der Unterschied zum US Supreme 

Court und zum österreichischen Verfassungsgericht, den 

beiden Grundtypen, könnte in dieser Hinsicht größer 

kaum sein; und diese Einschätzung betrifft auch das 

Verhältnis zwischen den LVerfG und dem BVerfG bzw. 

die „Polarität von bundesrechtlicher Bindung und lan-

desinterner Höchstrangigkeit“33, in der sich die LVerfG 

befinden, die aufgrund ihrer Zusammensetzung „bür-

gernäher“ und „politischer“ sein sollen als das höchste 

deutsche Gericht, sich aber daher weniger auf die Legi-

timität des Amtes qua richterlicher Expertise zurückzie-

hen können.  

 

2. Diffusion und Imitation 

 

Ein genauerer Blick auf die Entstehungszeit der LVerfG 

(inspiriert von dem Sequenzmodell) offenbart überdies 

nicht nur Polarität zum BVerfG, sondern auch Pluralität 

durch andere Faktoren – neben den 

Implementationsinteressen der Besatzungsmächte –, die 

Einfluss auf die Ausgestaltung der LVerfG genommen 

haben. So hat es Imitationsstrategien gegeben, wie im 

Falle der Hessischen Landesregierung, die sich beim 

Entwurf des LVerfG an Bayern orientiert hat,34 ohne 

jedoch dabei die konzeptionelle Eigenständigkeit aufzu-

                                                           
31

 So der Abgeordnete Bohm in der Verfassungsdeputation, Sitzung 

am 12. Sept. 1947, Prot., S. 197/8, zitiert nach: Fiedler 1983, Die 

Entstehung der Landesverfassungsgerichtsbarkeit nach dem Zweiten 

Weltkrieg, in: Starck/Stern, 103, 129. 
32 

Reutter 2017, Landesverfassungsgerichte in der Bundesrepublik 

Deutschland, in: Reutter, 1, 8. 
33

 Stefan Haack, NWVBl 2010, 216, 220. 
34

 Fiedler 1983, Die Entstehung der Landesverfassungsgerichtsbarkeit 

nach dem Zweiten Weltkrieg, in: Starck/Stern, 103, 146. 

geben.35 Eine Art vergleichende „Best Practice“-Analyse 

der Entwürfe und Ergebnisse der Gesetzesvorhaben 

anderer Bundesländer ist in Niedersachsen durchgeführt 

worden, um auf diese Weise eine materialreiche Grund-

lage zur Einrichtung des eigenen Gerichtshofs zu schaf-

fen.36 Überdies hat es eine Reihe von institutionellen 

Innovationen gegeben, die teilweise in Auseinanderset-

zung mit der Rechtsprechung des BVerfG entstanden 

sind; das Hamburger Verfassungsgericht ist dafür ein 

Beispiel aus der Bonner Republik.37 Die Best Practice-

Analyse und Auswertung der Erfahrungen, die man mit 

den LVerfG in den alten Bundesländern gemacht hatte 

sowie die Auseinandersetzung mit dem BVerfG und des-

sen Rechtsprechung nebst eigenen innovativen Impul-

sen kennzeichnen dann vor allem den Prozess der Insti-

tutionalisierung der LVerfG in der Nachwendezeit.38  

 

3. Elemente einer Typologie 

 

Aufgrund der bestehenden Binnenpluralität innerhalb 

der deutschen LVerfG nimmt es kaum wunder, dass sich 

die deutsche Verfassungsgerichtsbarkeit en gros nur 

schwer in wenige, klar voneinander abgrenzbare Typen 

einteilen lässt. Es erscheint daher als sinnvoll zwischen 

den Kompetenztypen und den Organisationstypen zu 

unterscheiden, wobei sich mit Blick auf die Organisation 

(A) kaum mehr als eine Art Standard herausfiltern lässt, 

der die LVerfG kennzeichnet.39 „Dieses Standardmodell“ 

umfasst die folgenden Elemente:  

• Eine Richterschaft von insgesamt neun Richtern 

(8 von 16), 

                                                           
35

 Sigrid Koch-Baumgarten 2017, Der Staatsgerichtshof in Hessen 

zwischen unitarischem Bundesstaat, Mehrebenensystem und 

Landespolitik, in: Reutter, 175, 190. 
36

 Fiedler 1983, Die Entstehung der Landesverfassungsgerichtsbarkeit 

nach dem Zweiten Weltkrieg, in: Starck/ Stern, 103, 142. 
37

 Ausführlich hierzu Julia von Blumenthal 2017, Das Hamburgische 

Verfassungsgericht. Schiedsrichter zwischen Senat, Bürgerschaft und 

Volk, in: Reutter, 149, 157. 
38

 Siehe ausführlich Heimann 2001, Die Entstehung der 

Verfassungsgerichtsbarkeit in den neuen Ländern und in Berlin; vgl. 

zur Rolle des BVerfG für die einzelnen LVerfG z.B. Stefan 

Ewert/Michael Hein 2017, Das Landesverfassungsgericht 

Mecklenburg-Vorpommern, in: Reutter, 199, 208; Oliver W. Lembcke 

2017, Thüringer Verfassungsgerichtshof, in: Reutter, 389, 390; 

Wolfgang Renzsch/Karen Schlüter, Das Landesverfassungsgericht von 

Sachsen-Anhalt, in: Reutter, 347, 349.  
39

 Als Basis hierfür diente eine Häufigkeitsauszählung der einzelnen, 

die Organisation der LVerfG betreffenden Regelungen. 
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• ein Einheitsgericht ohne „Zwillingssenat“ (16 von 

16),  

• keine Mitgliedschaft kraft Amtes (13 von 16),  

• Stellvertreterschaft für ordentliche Mitglieder 

(12 von 16),  

• eine Mindestanzahl an Mitgliedern mit Befähi-

gung zum Richteramt (16 von 16) 

• die Möglichkeit von Laienrichtern (14 von 16),  

• keine Geschlechterquoten (12 von 16),  

• die Möglichkeit einer unbegrenzten Wiederwahl, 

verbunden mit einer Amtszeit zwischen fünf und 

neun Jahren (8 von 16), 

• die Richterwahl durch eine erforderliche Zwei-

drittelmehrheit im Landtag (11 von 16), 

• Wählbarkeitsvoraussetzungen gleich einer Land-

tagskandidatur (10 von 16).  

 

Dieser Standard findet sich quasi in reiner Form bei den 

Verfassungsgerichtshöfen in Hessen, Sachsen und Thü-

ringen sowie mit Abstrichen auch im Saarland.40 Erhebli-

che Abweichungen treten vor allem in Bayern und Bre-

men auf (z.B. keine Stellvertreterschaft, keine Zweidrit-

tel-Mehrheitserfordernisse, Größe der Richterschaft – in 

Bayern 38 Richter!); außerdem in Baden-Württemberg 

und Nordrhein-Westfalen (z.B. abweichende Wählbar-

keitsvoraussetzungen, Wahl bereits mit einfacher Mehr-

heit möglich). Ein ähnliches Muster der Organisation ist 

in den Fällen der übrigen ostdeutschen LVerfG (Sachsen-

Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg) 

einschließlich jenem in Berlin erkennbar; hier bestehen 

die zentralen Diskrepanzen u.a. in dem Ausschluss einer 

Wiederwahl, z.T. langen Amtszeiten (MVP: zwölf Jahre, 

BBG: zehn Jahre) und – mit Ausnahme von Mecklenburg-

Vorpommern – in weniger strikten Wählbarkeitsvoraus-

setzungen.41 In Hamburg, Schleswig-Holstein, Nieder-

sachsen und Rheinland-Pfalz fallen die Unterschiede 

zum Standardmodell weniger drastisch aus. Der Haupt-

                                                           
40

 In Hessen und dem Saarland unterscheidet sich die Zahl der 

Richter, mit 8 bzw. 11 Richtern vom Standardmodell. In Sachsen 

besteht eine Wählbarkeitsvoraussetzung zum Bundestag. In 

Thüringen besteht seit 2014 nur noch die Möglichkeit auf einmalige 

Wiederwahl, bei gleichzeitiger Erhöhung der Amtszeit auf sieben 

Jahre. Im Saarland existiert zudem eine Geschlechterquotierung.    
41

 In Schleswig-Holstein besteht bei einer Amtszeit von sechs Jahren, 

die Möglichkeit auf einmalige Wiederwahl. Möglichkeit auf 

Laienbeteiligung besteht hier nicht. 

unterschied besteht hier in dem Wiederwahlmodus, der 

eine einmalige Wiederwahl bei Amtszeiten von sechs 

bzw. sieben Jahren zulässt.42 

 

Hinsichtlich der Kompetenzen (B) lässt sich ebenfalls ein 

Standard erkennen, der aus den folgenden Zuständigkei-

ten besteht: Organstreitverfahren, abstrakte Normen-

kontrolle, konkrete Normenkontrolle, Wahlprüfungsver-

fahren, Verfahren der direkten Demokratie sowie die 

kommunale Verfassungsbeschwerde (mit Ausnahme der 

Stadtstaaten). Auf dieser allgemeinen Grundlage lassen 

sich drei Typen unterscheiden (siehe Tabelle 1), nämlich 

(i) der Typus Schiedsrichter, einer primär auf die Konflik-

te innerhalb der Staatsorgane ausgerichtete Verfas-

sungskontrolle, die im Vergleich mit den anderen LVerfG 

ansonsten relativ sparsam mit Zuständigkeiten ausge-

stattet ist und der überdies das Verfahren der Verfas-

sungsbeschwerde fehlt. Diesen Typus könnte man auch 

als das norddeutsche Modell bezeichnen, denn es um-

fasst die Bundesländer Bremen, Hamburg, Niedersach-

sen, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen, wobei 

das bevölkerungsstärkste Bundesland mit der geplanten 

Einführung der Verfassungsbeschwerde alsbald aus die-

ser Phalanx ausbrechen wird.43 Einen Gegensatz zu die-

sem Typus bildet jener, der seinen regionalen Schwer-

punkt im Süd-Westen der Republik hat, allerdings neben 

Bayern, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Saarland 

auch Sachsen umfasst. Er akzentuiert stärker als die an-

deren Typen das Instrument der Normenkontrolle und 

lässt sich daher als Typus Hüter der Verfassung bezeich-

nen, da er ähnlich wie auch das BVerfG die Idee einer 

umfassenden Verfassungskontrolle der Politik zum Aus-

druck bringt. Zwischen diesen beiden Typen finden sich 

vor allem die LVerfG aus den neuen Bundesländern – 

mithin regional das ostdeutsche Modell, allerdings ohne 

Sachsen, dafür aber einschließlich Berlin und auch Hes-

sen. Diese LVerfG sehen eine Verfassungsbeschwerde 

sehr wohl vor, besitzen dafür aber beispielsweise keine 

Kompetenzen gegenüber dem verfassungsändernden 

                                                           
42

 In Hamburg ist zudem ausschließlich eine einfache Mehrheit bei 

der Wahl zum Verfassungsrichter notwendig; in Rheinland-Pfalz wird 

ein Teil der Richter kraft Amtes bestimmt.   
43

 Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen, 

Zuständigkeit des Verfassungsgerichtshof, 

http://www.vgh.nrw.de/zustaendigkeit/index.php, Stand: 09.08.18 
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Gesetzgeber und sind hinsichtlich ihrer Kompetenzen 

bzgl. der Amts- und Mandatsanklage (Regierung, Parla-

ment und Rechnungshof) mit wenigen Ausnahmen stark 

beschränkt, weshalb sich dieser Typus als balancierte 

Verfassungskontrolle charakterisieren lässt.  

 

 

IV. Kompetenzindex 

 

Unter den wenigen Studien, die sich empirisch-

vergleichend mit der Stärke der LVerfG beschäftigen, 

stechen jene von Flick hervor. Sie entwickelt einen Kom-

petenzindex auf der Grundlage einer kritischen Durch-

sicht verschiedener Indizes von Lijphart, Alivizatos, da 

Costa und Brunner, wobei sie sich selbst vor allem an die 

beiden letztgenannten Autoren anlehnt:44  

 

(i) Lijphart hat im Rahmen seiner Kartographie von 36 

verschiedenen demokratischen Regimen in Mehrheits- 

und Konsensdemokratien Verfassungsgerichte danach 

unterschieden, ob diese über das Instrument der Nor-

menkontrolle verfügen (institutionelle Dimension) und 

in welcher Weise (stark, mittel, schwach) dieses Instru-

ment von den Richtern (nach Expertenmeinung) einge-

                                                           
44

 Martina Flick, Landesverfassungsgerichtsbarkeit, in: M. Freitag, 

Markus/ Vatter, Ardian (Hrsg.), Die Demokratien der deutschen 

Bundesländer. Politische Institutionen im Vergleich, Opladen 2008, 

237, 245. 

setzt wird (Akteursdimension), woraus sich zusammen-

gesetzt ein vierstufiger Index ergibt mit einem Wertebe-

reich von 1 (keine Normenkontrolle) bis 4 (starke Nor-

menkontrolle).45  

 

 

 

(ii) Auf einer ähnlichen Verbindung zwischen institutio-

neller Vorgabe und gerichtlichem Verhalten beruht die 

vergleichende Studie Alivizatos,46 die 18 OECD-Staaten 

umfasst. Im Unterschied zu Lijphart differenziert 

Alizizatos auf der institutionellen Dimension zwischen 

zentralisierter und dezentralisierter (diffuser) Normen-

kontrolle und auf der Dimension des Akteurs zwischen 

„politisiertem“ (lies: aktivem) und „nicht politisiertem“ 

(lies: zurückhaltendem) Einsatz des richterlichen Prü-

fungsrechts (auf Grundlage eigener Einschätzung). Da-

raus entsteht wiederum ein vierstufiger Index, bei dem 

niedrige Werte eine geringe Politisierung bei diffuser 

Normenkontrolle anzeigen, hingegen hohe Werte ein 

zentralisiertes Prüfungsrecht nebst starker Politisierung.  

                                                           
45

 Arend Lijphart, Patterns of Democracy: Government Forms and 

Performance in Thirty-Six Countries, New Haven/London 2012.   
46

 Nicos C. Alivizatos, Judges as Veto-Player, in: Döring, Herbert 

(Hrsg.), Parliaments and Majority Rule in Western Europe, Frankfurt 

a.M. 1995, 566, 575. 

Tabelle 1: Typologie der LVerfG nach Kompetenzen 

 

Typologie 

Typ I 
 

„Schiedsrichter“ 

Typ II 

„Ausbalancierte Ver-

fassungskontrolle“ 

Typ III 

„Hüter  

der Verfassung“ 

 HH, NI, NRW, SH, HB 
 

BB, ST, TH, MV, BE, HE BY, RP, SL, BW, SN 

Kompetenz- 

standard 
√ √ √ 

Individualverfassungs- 

beschwerde 
X √ √ 

Verfassungs- 

änderung 
X X √ 

Amts- und 

Mandatsprüfung* 
(X) (X) (√) 

*Bei den Amts- und Mandatsprüfungen kommt es teilweise zu kleineren Abweichungen innerhalb der Typen. 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 



Lembcke/Güpner – Analyse der Landesverfassungsgerichtsbarkeit                                                                  AUFSATZTEIL 

 

 
 
 
ZLVR – 3/2018 Sonderausgabe Landesverfassungsgerichte und Landesgrundrechte  101 

(iii) Im Vergleich dazu richtet sich die Analyse von da 

Costa auf die Kompetenzen ausgewählter Gerichte47 und 

beschränkt sich dabei auf die institutionelle Ausgestal-

tung mit u.a. folgenden Fragen: Ist die Verfassungsrecht-

sprechung in einem eigenen Verfassungsgericht institu-

tionalisiert (oder wird sie funktional und inzidenter aus-

geübt)? Ist die Normenkontrolle apriori oder aposteriori, 

konkret oder abstrakt? Bezieht sich das Prüfungsrecht 

nur auf Gesetze? Oder auch auf Verordnungen, interna-

tionale Verträge etc.? Welche Verbindlichkeit kommt 

diesen Entscheidungen zu? Und gilt die Feststellung der 

Verfassungswidrigkeit ex tunc oder ex nunc etc.?  

(iv) Brunner
48 hingegen richtet sein Augenmerk auf den 

individuellen Rechtsschutz durch verfassungsgerichtliche 

Rechtsprechung und nimmt daher die Zugangsmöglich-

keiten des Einzelnen in rechtsvergleichender Absicht in 

den Blick. 

Flick vermeidet die Verbindung aus zwei unterschiedli-

chen Dimensionen – Institution und Performanz –, die 

den Indizes von Lijphart und Alizivatos zugrundeliegt49 

und ist stattdessen bestrebt, die beiden Perspektiven 

von da Costa und Brunner miteinander zu kombinieren, 

indem sie erstens die jeweiligen Zuständigkeiten bzw. 

Verfahrensarten pro LVerfG auszählt,50 zweitens die 

Zugangsmöglichkeiten des individuellen Rechtsschutzes 

erfasst,51 drittens die Teilmessung auf der Grundlage 

einer Z-Standardisierung zusammenfasst und daraus das 

arithmetische Mittel bildet. Herauskommt ein Ranking, 

das Bayern und Sachsen an der Spitze sieht, Nordrhein-

Westfalen und Niedersachsen hingegen am Tabellenen-

de.52 Allerdings, so Flick, würden sämtliche LVerfG im 

                                                           
47

 Jose Manuel Cardoso Da Costa, EuGRZ 1988, 236. 
48

 Georg Brunner, JöR 2012, 191.  
49

 Eine solche Konzeption ist bereits von Ganghof gegenüber Lijphart 

kritisiert worden; siehe Steffen Ganghof, PVS 2002, 406. 
50

 Flick 2008, Landesverfassungsgerichtsbarkeit, 237, 251. Der Range 

für die Verfahrensarten reicht von 7 bis 11 und fällt damit nach 

Auffassung der Autorin recht „einheitlich“ aus (ebd., 251).  
51

 „In der Summe verfügen Hessen, Rheinland-Pfalz und Thüringen 

über je drei allgemein zugängliche Verfahrensarten, die 

Verfassungsgerichte von Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen 

bieten dem einzelnen Bürger dagegen keinen Verfahrenszugang. Alle 

anderen Länder sehen ein bis zwei Verfahrensarten vor, die durch 

den Einzelnen initiiert werden können“ (Flick 2008, 

Landesverfassungsgerichtsbarkeit, 237, 252). 
52

 Flick 2008, Landesverfassungsgerichtsbarkeit, 237, 252. Der 

Sonderfall Schleswig-Holstein, das Land hat erst 2008 ein 

eigenständiges LVerfG eingerichtet, soll hier außerhalb der 

Betrachtung bleiben. 

internationalen Vergleich immer noch reüssieren; „kei-

nes der Verfassungsgerichte [könnte] als wirklich 

schwach angesehen werden“, weil dafür die Kompe-

tenzausstattung insgesamt zu umfassend ist.53 

 

V. Stärkeindex 

 

Dem Kompetenzindex mangelt es jedoch nicht nur an 

Diskriminierungskraft; er beschränkt sich zudem auf die 

institutionelle Dimension und kann deswegen keine 

Aussagen über die tatsächliche Stärke von Verfassungs-

gerichten treffen. Aus diesem Grund soll hier ein Ansatz 

vorgestellt werden, der die reale Stärke verfassungsge-

richtlicher Entscheidung vermittels eines Indexes zu 

erfassen versucht,54 und zwar gegenüber dem politi-

schen Hauptakteur in einem parlamentarischen Regie-

rungssystem, der Regierung, gestützt von ihrer/n Mehr-

heitsfraktion(en). Gegenstand der Messung ist die Ein-

schränkung des parlamentarischen Handlungsraums 

durch die verfassungsgerichtlichen Entscheidungen; 

dabei gilt für den Index allgemein: Je höher die Werte, 

desto stärker die verfassungsgerichtliche Entscheidung – 

d.h. desto stärker wird der parlamentarische Output 

durch die Vorgaben des Verfassungsgerichts determi-

niert. Der Stärkeindex setzt sich dabei aus verschiedenen 

Elementen einer verfassungsgerichtlichen Entscheidung 

zusammen, nämlich aus der Entscheidung, d.h. dem 

verbindlichen Tenor, der Reichweite und zeitlichen Wir-

kung sowie der Anweisung: 

• Entscheidung: meint den Urteilstenor und die 

darin enthaltene Feststellung, ob die Klagen und 

                                                           
53

 Die mangelnde Varianz zeigt sich auch mit Blick auf die Messung 

des Zusammenhangs zwischen verfassungsgerichtlicher 

Kompetenzausstattung und Verfassungsrigidität (Flick 2008, 

Landesverfassungsgerichtsbarkeit, 237, 254) sowie zwischen der 

Kompetenzausstattung und der Verfahrenshäufigkeit (ebd., S.255), 

zumal in beiden Fällen der Zusammenhang ohne Bayern 

nichtssagend ist. 
54 

Für die bundesdeutsche Verfassungsgerichtsbarkeit siehe Oliver W. 

Lembcke, The German Federal Constitutional Court: Authority 

transformed into power?, in: Kálmán Posca (Hrsg): Judicial 

Constraints on Legislation in Central Europe: Methodological Frame-

work and Empirical Results, London & New York 2018 [i.E.], zur An-

wendung auf die Landesverfassungsgerichtsbarkeit: Oliver W. 

Lembcke, Thüringer Verfassungsgerichtshof, in: Reutter, 389, 412. 

Speziell zur Konzeption des Stärkeindex siehe: Kálmán Posca/ Gábor 

Dobos/ Attila Gyulai, German Law Journal 2017, 1558. 
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Anträge abgelehnt oder zurückgewiesen wer-

den. Die Entscheidung gibt überdies über die Art  

 

 

der verbindlichen Vorgabe Auskunft (Appell, 

formale oder materielle Verfassungswidrigkeit 

etc.).55 

• Reichweite: richtet sich nach dem Umfang der 

Verfassungswidrigkeit. Wird ein ganzes Gesetz 

für verfassungswidrig erklärt (total), nur einzelne 

Normen des Gesetzes, diese aber komplett oder 

nur Teile eines Rechtssatzes (partiell)? 

• Wirkung: bezieht sich auf die (normative) Zeit-

struktur. Gilt die Verfassungswidrigkeit mit Er-

lass der verfassungsgerichtlichen Entscheidung 

(ex nunc) erst zukünQig (pro futuro) oder 

rückwirkend von Anfang an (ex tunc). 

• Anweisung: setzt sich aus den Aufforderungen 

zusammen, die über die Feststellung der Verfas-

sungswidrigkeit hinaus auf ein aktives Handeln 

des Gesetzgebers gerichtet sind. 

Jedem Element ist ein Wertebereich zugewiesen; und 

die jeweiligen Werte pro Element addieren sich zu einer 

Summe auf, die auf einer Skala von 0 bis 10 abgebildet 

werden kann; nur im Falle einer abstrakten Auslegung 

der Verfassung entfällt eine solche Addition, weil hier 

Reichweite, Wirkung und Anweisung entfallen. Die nach-

                                                           
55

 Die Verbindlichkeit des Tenors kann ihren Niederschlag in 

mehreren Feststellungen (rulings) finden. Aus diesem Grund 

differiert typischerweise die Zahl der Fälle (cases) von jener der 

„rulings“, die als Untersuchungseinheit den Gegenstand dieser 

Analyse ausmachen.  

folgende Tabelle (Tabelle 2) bietet eine Übersicht über 

die verschiedenen Schichten des Indexes inklusive der 

jeweiligen Wertebereiche pro Element. 

 

Aufgrund seiner Zielrichtung erfasst der Index nur solche 

Verfahren, die geeignet sind, den Handlungsspielraum 

der Regierung einzuengen. Verfassungsbeschwerden 

etwa, die sich typischerweise gegen eine gerichtliche 

Entscheidung richten, bleiben daher außerhalb der Be-

trachtung. Ebenso wenig spielen jene Entscheidungen 

eine Rolle, in denen das Gericht keine inhaltliche Stel-

lung bezogen hat, sondern die Klage abgewiesen hat 

(refusal); wird die Klage hingegen zurückgewiesen 

(rejection), geht diese Entscheidung in die Berechnung 

des Index ein.  

 

VI. Vergleich Thüringen und Brandenburg 

 

Auf der Grundlage des Stärkeindexes sowie der Typolo-

gie nach den Kompetenzen der LVerfG werden im fol-

genden zwei Verfassungsgerichte näher betrachtet, die 

sich in ihrem institutionellen Design, d.h. sowohl in ihrer 

kompetenziellen Ausstattung als auch in ihrem organisa-

torischen Aufbau stark ähneln (Most-Similar Case-

Design), und zwar in der Erwartung, dass sich die Per-

formanz der beiden Gerichte, gemessen am Stärkeindex 

ebenfalls ähneln wird; Tabelle 3 enthält die wesentli-

chen Parameter des Vergleichs. 

 

Tabelle 2: Stärke verfassungsgerichtlicher Entscheidungen (Index) 

Entschei-

dung 

Verfas-

sungskonfo

rmität [0] 

Appell an 

Gesetzge-

ber 0,5 

Formale 

VerfW [1] 

Verfassung

skonf. Aus-

legung [2] 

Materielle 

VerfW [6] 

Abstrakte 

Auslegung 

der Verf. 

[10] 

Reichweite Teil des Rechtssatzes [0] Norm(en) des Gesetzes 

[0.5] 

Gesetz insgesamt [1] 

Wirkung pro futuro [0] ex nunc [0.5] ex tunc [1] 

Anweisung Keine Anweisung 

[0] 

Unverbindliche 

Hinweise [1] 

Hinweise 

in Leitsätzen [1.5] 

Verbindliche An-

weisung [2] 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Entgegen der Ausgangshypothese sind die Unterschiede 

in der Stärke verfassungsgerichtlicher Entscheidungen 

nicht unerheblich; die Indexwerte liegen rund einen 

ganzen Punkt auseinander (BBG: 1.6, THÜ: 2.6). Die 

Stärke des Thüringer Verfassungsgerichtshofs ist über-

dies auch nicht als niedrig einzustufen (angesichts des 

Maximalwertes von 10), sondern ergibt sich aus der 

üblichen hohen Anzahl an Zurückweisungen.56  

Auffällig und erklärungsbedürftig ist die Differenz der 

untersuchten Entscheidungseinheiten (rulings), aller-

dings lässt sich weder für die Stärke der Entscheidungen 

noch für deren Zahl ein kontinuierlicher Trend ausma-

chen, sofern man die Ergebnisse nach Jahren kontrol-

liert, vielmehr werden dann die Schwankungen im Zeit-

verlauf deutlich, und zwar für beide Verfassungsge-

richtshöfe: So hat der Thüringer Verfassungsgerichtshof 

2015 mit 8,0 sein vorläufiges Maximum erreicht, lag 

                                                           
56

 Siehe hierzu den Vergleich im osteuropäischen Maßstab bei Posca 

(Hrsg) 2018: Judicial Constraints on Legislation in Central Europe: 

Methodological Framework and Empirical Results. 

jedoch 2013 bei null (wie auch 1999, 2001-2002, 2006-

2007, 2012) und 2017 bei 1,75; ähnlich in Brandenburg, 

wo das Verfassungsgericht 2011 sein Maximum mit 8,25 

erreichte, nur um dann 2014 bei null zu landen (wie 

auch 2007 und 2001).57  

Auch die Bedeutung der Verfahrensarten variiert in bei-

den Untersuchungsfällen erheblich (Tabelle 4). In beiden 

Fällen stellt die Kommunale Verfassungsbeschwerde 

eine wichtige Fallgruppe dar, sie wird jedoch im Thürin-

ger Fall deutlich regierungskritischer judiziert als in 

Brandenburg (BBG: 1.4, THÜ: 2.8), wo  sie mit Dreiviertel 

der „rulings“ jedoch quantitativ dominiert. Der erfolglo-

se Protest gegen die Gebietsreform in Brandenburg er-

klärt somit zu einem nicht unerheblichen Anteil die Dif-

ferenz der beiden Gerichte.58 Denn mit Blick auf die an-

deren Verfahren ist das Brandenburger Verfassungsge-

richt keineswegs „regierungsfreundlicher“: Das gilt ins-

besondere für die Volksbegehren, die in Thüringen unter 

Rekurs auf das Bayerische Verfassungsgericht abge-

schmettert worden sind,59 während die Brandenburger 

Verfassungsrichter hier der Regierung den einen oder 

anderen Grund zum Nachdenken geliefert haben dürf-

ten. Geringer, wenn auch nicht marginal, sind die Unter-

schiede bei der abstrakten Normenkontrolle, den Wahl-

prüfungsverfahren und beim Organstreit. 

 

                                                           
57

 Hier wie im Folgenden basieren die Werte auf eigenen 

Berechnungen. 
58

 Werden die durch die Gebietsreform induzierten Kommunalen 

Verfassungsbeschwerden (2003-2006) aus der Rechnung 

herausgenommen, sinkt in Brandenburg die Fallzahl deutlich ab (90 

statt 196 „rulings“) und die durchschnittliche Indexstärke steigt 

erheblich an (2,9 statt 1,6). 
59

 Lembcke, Thüringer Verfassungsgerichtshof, in: Reutter, 389, 415. 

Tabelle 4: Stärkeindex nach Verfahrensarten  

 

Abstrakte  

Normen- 

kontrolle 

Kommunale 

Verfassungs- 

beschwerde 

Konkrete  

Normen-

kontrolle 

Organ- 

streit 

Wahl- 

prüfung 

Volks- 

begehren 

BBG 3.6 1.4 8.0 0.8 4.0 3.3 

N = 196 17 147 2 26 1 3 

THÜ 2.9 2.8 8.5 1.4 2.7 0.0 

N= 57 18 21 2 9 3 4 

Quelle: Eigene Berechnung. 

Tabelle 3: Parameter des Stärkeindex im Vergleich 

Kriterium
1
  Thüringen Brandenburg 

Fälle (ohne 

Refusal) 

 45 171 

Rulings  57 196 

Durchschnittlicher 

Indexwert 

 2.6 1.6 

Maximum  9.5 10 

Quelle: Eigene Berechnung; Anm. 1: Neben dem Minimum 

entspricht auch der Median einem Wert von 0, was auf die hohe 

Zahl von Zurückweisungen zurückzuführen ist, welche mit einem 

Indexwert von 0 in die Berechnung eingehen, vgl. Tabelle 2. Die 

Standardabweichung liegt im Fall Thüringens bei 3,6 in 

Brandenburg bei 2,9. 
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Eine Analyse der Entscheidungstypen kann ebenfalls 

einen Beitrag zur Aufklärung der Unterschiede leisten: 

Die größte Gruppe innerhalb der Entscheidungstypen 

stellen die Zurückweisungen dar. In Brandenburg sind es 

rund Zweidrittel (67,4%), in Thüringen immerhin noch 

knapp über die Hälfte (51,7%). Auch dieser Unterschied 

hängt mit der Protestwelle gegen die Gebietsreform in 

Brandenburg zusammen. Daneben macht auch die Zahl 

an Entscheidungen, die eine substantielle Verfassungs-

widrigkeit seitens des Gesetzgebers erkennen, einen 

relevanten Unterschied zwischen Thüringen und Bran-

denburg aus, liegt sie doch beim Thüringer Verfassungs-

gericht um rund 12 Prozentpunkte über dem Wert in 

Brandenburg (THÜ: 27,6%, BBG: 15,8%). Demgegenüber 

fallen die anderen Entscheidungstypen zur Erklärung der 

Differenz der Stärke verfassungsgerichtlicher Entschei-

dungen nicht weiter ins Gewicht. 

 

VII. Zusammenfassung 

 

Der vorliegende Aufsatz verfolgt ein doppeltes Anliegen. 

Er strebt erstens nach einer Typologie der LVerfG auf der 

Grundlage von transparenten und robusten Kriterien, 

die einen methodisch angeleiteten Vergleich befördern 

können; er möchte zweitens in vergleichender Absicht 

einen Beitrag zur Beschreibung und Erklärung der Stärke 

von LVerfG leisten. Die Diskussion der Grundmodelle 

und die kritische Durchsicht der verschiedenen Ansätze 

zur Typologie hat die Schwierigkeiten offenbart, die ein 

Versuch mit sich bringt, die LVerfG zu typologisieren. 

Aus diesem Grund wird eine Unterscheidung zwischen 

der organisatorischen und der kompetenziellen Dimen-

sion vorgeschlagen. Die zweite Dimension erlaubt es 

zumindest, drei Typen innerhalb der LVerfG voneinander 

zu unterscheiden, den Typus des Schiedsrichters, des 

Hüters der Verfassung und jenen der balancierten Ver-

fassungskontrolle. Darauf aufbauend hat sich der Auf-

satz mit der Frage nach der realen Stärke verfassungsge-

richtlicher Entscheidungen befasst. Die bisherigen An-

sätze sind hierfür zu stark auf die institutionellen Vorga-

ben fixiert und können daher weder die tatsächliche 

Performanz noch die Performanzdifferenzen erfassen, 

die zwischen vermeintlich „gleich stark“ ausgestatteten 

Verfassungsgerichtshöfen auftreten. Auch die Prozesse 

der Selbstermächtigung von formal schwächer ausge-

richteten Verfassungsgerichten können aus dieser Warte 

nicht berücksichtigt werden. Daher wird im Rahmen des 

vorliegenden Beitrags die Analyse solcher Phänomene 

vermittels des Stärkeindexes vorgeschlagen, der über-

dies präzisiert, in welcher Weise und wem gegenüber 

die Stärke verfassungsgerichtlicher Entscheidungen 

überhaupt wirkt bzw. wirken soll.  

Auf der Grundlage dieses Indexes ist am Beispiel der 

beiden Verfassungsgerichtshöfe aus Thüringen und 

Brandenburg eine vergleichende Analyse durchgeführt 

worden. Diese gibt Auskunft über die Stärke verfas-

sungsgerichtlicher Entscheidungen gegenüber der Regie-

rung, d.h. dem Zusammenwirken von Regierung und 

Mehrheitsfraktion(en) im parlamentarischen Regie-

rungssystem. Die Auswahl ist angeleitet durch die Typo-

logie der LVerfG, wonach die beiden Gerichte zum Typus 

der balancierten Verfassungskontrolle gehören – und 

daher die Hypothese nahelegen, dass ihre Performanz 

ein ähnliches Profil zeigen müsste. Das hat sich jedoch 

nicht bestätigt. Allgemein betrachtet, zeigt der Thüringer 

Verfassungsgerichtshof eine deutlich stärkere Einwir-

kung auf den Handlungsspielraum der Regierung als sein 

Pendent in Brandenburg. Aber auch mit Blick auf die 

einzelnen Verfahrens- und Entscheidungstypen zeigten 

sich eine Reihe von relevanten Unterschieden, von de-

nen viele darauf hindeuten, dass die Unterschiede in der 

Performanz vor allem exogen induziert worden sind, 

nämlich als Folge der Gebietsreform in Brandenburg aus 

dem Jahr 2003. 
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Verfassungskrise in Thüringen abgewendet – 
ein kurzer Bericht. 
 

von Lukas C. Gundling, Erfurt* 

 

Der Thüringer Verfassungsgerichtshof entging nur knapp 

der Handlungsunfähigkeit. Der Bericht schildert knapp 

die Geschehnisse um den Wechsel an der Spitze des Thü-

ringer Verfassungsgerichtshofs. 

 

Am 24. Mai 2018 überschrieb Martin Debes von der 

„Thüringer Allgemeinen“ einen Beitrag mit dem provo-

kativen Titel: „Dauerstreit um Gerichtspräsidenten: 

Droht eine Thüringer Verfassungskrise?“1 In dieser Zeit 

war schon davon auszugehen, dass just das vorliegende 

Sonderheft zur Landesverfassungsgerichtsbarkeit von 

einer das Gericht in Thüringen betreffenden Krise zu 

berichten hat. Doch am 21. Juni 2018 – in der letzten 

Sitzung vor der Sommerpause – wählte der Thüringer 

Landtag Dr. Stefan Kaufmann, Präsident des Thüringer 

Oberlandesgerichts in Jena, zum Präsidenten und been-

dete damit eine dreimonatige Vakanz des Präsidenten-

amtes beim Thüringer Verfassungsgerichtshof.2 Damit 

wurde der Verfassungsgerichtshof vor den Handlungsun-

fähigkeit bewahrt.3  

Dennoch ist dieser Vorgang von einer Brisanz, die Lan-

desverfassungsrechtler nicht ignorieren dürfen. Auch 

nach der Erledigung des konkreten Falls, müssen sich 

Wissenschaft und Politik fragen, ob die aktuellen Rege-

lungen zur Neubesetzung des Präsidentenamtes der 

politischen Realität gerecht werden oder nicht einer 

Anpassung bedürfen. 

 

                                                           
* Lukas C. Gundling berichtet als in Thüringen ansässiges Mitglied der 

Erfurter Gesellschaft für deutsches Landesrecht. 
1
 Siehe https://www.thueringer-

allgemeine.de/web/zgt/leben/detail/-/specific/Dauerstreit-um-

Gerichtspraesidenten-Droht-eine-Thueringer-Verfassungskrise-

776710507 (zuletzt abgerufen am 17. August 2018). 
2
 Ludwig Bundscherer: Kompromiss in Thüringen: Kaufmann ist neuer 

Präsident des Verfassungsgerichts, Beitrag vom 21. Juni 2018 auf 

mdr.de (siehe 

https://www.mdr.de/nachrichten/politik/regional/wahl-praesident-

verfassungsgericht-thueringen-100.html; zuletzt abgerufen am 17. 

August 2018). 
3
 ThürVerfGH, Beschluss vom 11. April 2018, VerfGH 8/18, S. 3, 

schränkt die ordnungsgemäße Besetzung auf ihren 

vorrübergehenden Charakter ein. 

Wie kam es zu der brisanten Situation? 

 

Am 21. März 2018 trat der Präsident des Thüringer Ver-

fassungsgerichtshof Prof. Dr. Manfred Aschke in den 

Ruhestand ein. Aschke war im Mai 2014 in dieses Amt 

gewählt worden4 und hätte nach der damaligen Rechts-

lage eine Amtszeit von fünf Jahre dem Gericht vorge-

standen. Dies jedoch nur, wenn er nicht bereits im März 

2018 das 68. Lebensjahr vollendet hätte.5 § 4 Abs. 1 

ThürVerfGHG formuliert unmissverständlich: „Mitglied 

des Verfassungsgerichtshofs kann nur sein, wer das 35., 

aber noch nicht das 68. Lebensjahr vollendet hat und 

zum Thüringer Landtag wählbar ist.“ Folglich scheidet 

jedes Mitglied, ebenso der Präsident, mit seinem 68. 

Geburtstag aus dem Gerichtshof aus – so auch Manfred 

Aschke. Sein Ausscheiden war somit vorhersehbar, sein 

Geburtstag ein nicht verrückbares, genau bestimmbares 

Datum.6 Eine kommissarische Selbstvertretung in der 

Überganszeit war durch den Wortlaut ausgeschlossen. 

Eine Fortführung der Amtsgeschäfte, wie in § 3 Abs. 2 

ThürVerfGHG vorgesehen, kann in einem solchen Fall 

nicht zur Anwendung kommen.7 

 

Für den 20. März 2018, also den Tag vor Aschkes Ge-

burtstag stand auch zunächst – neben der Wahl eines 

Mitgliedes – die Wahl eines neuen Präsidenten des Thü-

ringer Verfassungsgerichtshofes auf der Tagesordnung. 

„Wahl und gegebenenfalls Ernennung und Vereidigung 

des Präsidenten sowie weiterer (stellvertretender) Mit-

glieder des Thüringer Verfassungsgerichtshofs.“8 Zu die-

ser Wahl des Präsidenten kam es aber nicht. Stattdessen 

wurde lediglich Prof. Dr. Manfred Baldus als Mitglied des 

Verfassungsgerichtshofs wiedergewählt.9 Er konnte auf-

                                                           
4
 Manfred Aschke zum Präsidenten des Thüringer 

Verfassungsgerichts gewählt, Beitrag vom 22. Mai 2014 auf thürin-

ger-allgemeine.de (siehe https://erfurt.thueringer-

allgemeine.de/web/erfurt/startseite/detail/-/specific/Manfred-

Aschke-zum-Praesidenten-des-Thueringer-Verfassungsgerichts-

gewaehlt-590711176; zuletzt abgerufen am 17. August 2018). 
5
 § 3 Abs. 1 a.F. ThürVerfGH. Heute beträgt die Amtszeit der Mitglie-

der und des Präsidenten sieben Jahre (Stefan Kaufmann, Jahrgang 

1953, wird allerdings aus Altersgründen gemäß dem Gesetz vor Ab-

lauf dieser sieben Jahre ausscheiden). 
6
 Dazu auch schon BVerwG, Urt. v. 25. Juli 1985 – 3 C 4/85, 1. Orien-

tierungssatz. 
7
 ThürVerfGH, Beschl. v. 21. April 2010 – VerfGH 40/08, S. 5. 

8
 LT-Plenarprotokoll, 6. WP, 112. Sitzung, S. 1. 

9
 LT-Plenarprotokoll, 6. WP, 112. Sitzung, S. 13ff. 
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grund eines vom CDU, SPD, Grüne und der Linken getra-

genen Wahlvorschlages10 und einer Übergangsbestim-

mung, seine dritte Amtszeit antreten.11  

Der Thüringer Landtag versäumte es also im März, die 

ihm gesetzlich zugewiesene Aufgabe der Präsidenten-

wahl gemäß § 3 Abs. 3 S. 3 ThürVerfGHG fristgemäß zu 

erfüllen.12 

 

Warum konnte im Landtag kein Präsident gewählt 

werden? 

 

Die Regierungskoalition aus den Parteien Die Linke, SPD 

und Bündnis 90/Grüne (Rot-Rot-Grün) verfügt im Thü-

ringer Landtag über keine Zweidrittelmehrheit. § 3 Abs. 

1 ThürVerfGHG sieht allerdings vor, dass ein Mitglied 

und damit auch der Präsident, bei der Wahl im Landtag 

mindestens zwei Drittel der Stimmen der Mitglieder des 

Landtages auf sich vereinen muss, d.h. nicht nur der 

anwesenden sondern aller gewählten Mitglieder.13  

 

Aufgrund der exklusiven Haltung von Rot-Rot-Grün ge-

genüber der AfD-Fraktion, müssen Wahlvorschläge für 

Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs auch von der 

CDU-Fraktion mitgetragen werden.14 Das man sich über 

Kandidaten einigen muss, ist in Thüringen indes nicht 

neu – die Aushandlungen fanden bisher hauptsächlich 

zwischen zwei Parteien statt, nämlich zumeist zwischen 

CDU und SPD.15 Dabei hatte die CDU lange Zeit die bes-

sere Ausgangssituation in diesen Aushandlungsprozes-

sen; von der Wiedervereinigung 1990, bis zum letzten 

Regierungswechsel 2014, stellte sie den Ministerpräsi-

denten in Thüringen.  

                                                           
10

 LT-Drs. 6/5434. 
11

 § 54 ThürVerfGHG bestimmt, dass Mitglieder des Verfassungsge-

richtshofs, die vor der Gesetzesänderung (vom 8. August 2014 (GVBl. 

S. 469)) Mitglied des Verfassungsgerichtshofs in ihrer zweiten Amts-

zeit waren, einmalig wiedergewählt werden können. Neben ihm 

profitierten bspw. die Mitglieder Schwan oder Bayer. 
12

 ThürVerfGH, Beschl. v. 11. April 2018, VerfGH 3/17, S. 4. 
13

 Die Mehrheiten sind von Land zu Land sehr unterschiedlich. Eine 

Übersicht für die deutschen Länder findet sich bei Werner Reutter, in 

ders., Landesverfassungsgerichte, 2017, S. 8.  
14

 So war auch Baldus zunächst 2008 als Kandidat der SPD zum Mit-

glied gewählt. 2012 wurde seine Kandidatur von CDU und SPD getra-

gen (Oliver W. Lembcke, in Reutter, Landesverfassungsgerichte, 2017, 

S. 418), 2018 dann von allen Fraktionen außer der AfD (LT-Drs. 

6/5434).  
15

 Lembcke, in Reutter, Landesverfassungsgerichte, 2017, S. 395. 

Schon vor dem 20. März 2018 war absehbar, dass sich 

die Regierungskoalition und die CDU nicht bis zum Aus-

scheiden Aschkes auf einen Kandidaten für die Nachfol-

ge einigen können.16 Viele Namen wurden gehandelt. 

Selbst innerhalb der Regierungskoalition. Zunächst wa-

ren das Verfassungsgerichtmitglied Jens Petermann von 

der Fraktion der Linken favorisiert, die SPD nominierte 

den Präsidenten des Thüringer Oberverwaltungsgerichts 

Klaus Hinkel und die Grünen die Verfassungsrichterin 

Elke Heßelmann. In den Kreisen der CDU wurde der 

Bundesverwaltungsrichter Dr. Klaus-Dieter von der Wei-

den gehandelt, der ebenfalls bereits Mitglied des Thü-

ringer Verfassungsgerichtshofes und zuvor Ministerial-

beamter in von der CDU geführten Häusern war. Die 

CDU bestand auf Grundlage älterer Absprachen auf ein 

Vorschlagsrecht oder zumindest eine externe Findungs-

kommission, die Regierungskoalition einigte sich hinge-

gen auf die Weimarer Verwaltungsgerichtspräsidentin 

Elke Heßelmann als ihre Kandidatin. Es war somit zu-

nächst keine Lösung in Sicht.17 

 

Darauf folgte eine Zeit vieler Verhandlungen. Bis Mai 

hatten sich die Fraktionen bereits neun Mal getroffen. 

Debes warf das Wort „Verfassungskrise“ in der Zeitung 

„Thüringer Allgemeine“ auf und aus den Kreisen der 

CDU wurde ein neuer Name laut: Stefan Kaufmann.18 

Der Präsident des Thüringer Oberlandesgerichts absol-

vierte zuvor hochrangige Laufbahnstationen beim Thü-

ringer Justizministerium19 und war selbst eine Zeit lang 

CDU-Mitglied.20 Die SPD lenkte auf Kaufmann ein, Linke 

                                                           
16

 Martin Debes: Personalfragen: Poker ums Verfassungsgericht, 

Beitrag vom 20. Februar 2018 auf thüringer-allgemeine.de (siehe 

https://www.thueringer-allgemeine.de/web/zgt/politik/detail/-

/specific/Personalfragen-Poker-ums-Verfassungsgericht-1318116930; 

zuletzt am 18. August 2018); ders.: Thüringer Verfassungsgericht 

ohne Chef?, Beitrag vom 10. März 2018 (siehe 

https://www.thueringer-allgemeine.de/web/zgt/politik/detail/-

/specific/Thueringer-Verfassungsgericht-ohne-Chef-944226155; 

zuletzt abgerufen am 18. August 2018). 
17

 Siehe dazu Debes, Thüringer Verfassungsgericht ohne Chef?, Bei-

trag vom 10. März 2018 (URL oben). 
18

 Debes: „Dauerstreit um Gerichtspräsidenten: Droht eine Thüringer 

Verfassungskrise?“, Beitrag vom 24. Mai 2018 (URL oben). 
19

 Pressemitteilung des Thüringer Landtages vom 21. Juni 2018 

(http://www.thueringer-landtag.de/landtag/aktuelles/pressemitteil 

ungen/data/105453/index.aspx; zuletzt abgerufen am 18. August 

2018) 
20

 Kaufmann ist neuer Präsident des Thüringer 

Verfassungsgerichtshofes, Beitrag vom 21. Juni 2018 auf thüringer-
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und Grüne blieben zunächst bei Heßelmann.21 Es schien 

ganz augenscheinlich hinter den Kulissen ein reger Ver-

handlungsbetrieb zu herrschen. 

 

Was passierte zwischenzeitlich am Verfassungsge-

richtshof? 

 

Der Verfassungsgerichtshof kam weiter seiner Aufgabe 

nach. So fand am 12. Juni 2018 die mündliche Verhand-

lung im abstrakten Normenkontrollverfahren der Frakti-

on der AfD statt, bei der unter anderem die Verfas-

sungsmäßigkeit der Absenkung des Wahlalters bei 

Kommunalwahlen verhandelt wurde.22 Bereits im April 

verkündete der Gerichtshof zwei Beschlüsse.23 Dennoch 

gibt es ein pikantes Detail, das aus der Vakanz am Ver-

fassungsgerichtshof resultierte: Klaus-Dieter von der 

Weiden – zunächst von der CDU als Präsident des Ge-

richtshofs favorisiert – vertrat den ausgeschiedenen 

Aschke in dessen ehemaliger Funktion als Präsident. Von 

der Weiden übernahm am Gerichtshof die Befugnisse 

des Präsidenten.24  

 

Nicht ganz unberechtigt durfte man fragen: Könnte die 

Verzögerung der Präsidentenwahl im Landtag aus Sicht 

der CDU gar wünschenswert sein? Einer ihrer Favoriten 

besetzte nun – wenn auch nur kommissarisch – das Prä-

sidentenamt. Könnte dies, solange sich der Landtag nicht 

mit Zweidrittelmehrheit auf einen Kandidaten einigt, 

quasi auf Dauer gestellt werden? Ein Erschleichen des 

Präsidentenamts durch Blockade? 

 

Diese Möglichkeit hat der Verfassungsgerichtshof be-

reits 2010, während einer ersten, kurzen Phase der Va-

kanz, ausgeschlossen. Eine Nichtbesetzung sei nur inso-

weit unproblematisch, solange sie nur vorrübergehend 

                                                                                                      
allgemeine.de (https://www.thueringer-

allgemeine.de/web/zgt/politik/detail/-/specific/Kaufmann-ist-neuer-

Praesident-des-Thueringer-Verfassungsgerichtshofes-86381922; 

zuletzt abgerufen am 18. August 2018). 
21

 Debes: „Dauerstreit um Gerichtspräsidenten: Droht eine Thüringer 

Verfassungskrise?“, Beitrag vom 24. Mai 2018 (URL oben). 
22

 Medieninformation 5/2018 des ThürVerfGH zum Verfahren VerfGH 

24/17 vom 14. Mai 2018. 
23

 Am 11. April 2018 ergingen Beschlüsse in den Verfahren VerfGH 

8/18 und 3/17. 
24

 ThürVerfGH, Beschl. v. 11. April 2018, VerfGH 8/18, S. 3. 

wirkt.25 Diese Ansicht bekräftigte der Gerichtshof in sei-

nen Beschlüssen im April 2018.26 Das ist schon deshalb 

zutreffend, da Inhaber oberster Staatsorgane sich re-

gelmäßig wiederkehrend der demokratischen Verant-

wortung stellen müssen und neuer demokratischer Legi-

timation bedürfen.27 Auch das Platzieren von Stefan 

Kaufmann sprach gegen ein solches Begehren der CDU. 

 

Ungeklärt blieb in diesem Kontext, was unter vorrüber-

gehend zu fassen ist. Die Rechtsprechung ist hierzu nicht 

eindeutig. Mitunter wurde vom BGH vertreten, etwas 

mehr als sieben Monate sei noch vorrübergehend.28 Das 

BVerwG stimmte indes der Auffassung zu, mehr als drei 

Monate Vakanz sei nicht mehr vorrübergehend.29 Be-

reits 1985 entscheid das BVerwG: „Anders als bei einer 

krankheitsbedingten Verhinderung – auch von längerer 

Dauer –, deren Beginn und Ende nicht vorhersehbar 

sind, ist der Eintritt einer Vakanz aber in der Regel vor-

hersehbar und ihre Dauer grundsätzlich beeinflußbar. 

Dies gilt uneingeschränkt im Falle des Eintritts eines 

Vorsitzenden Richters in den Ruhestand bei Erreichen 

der Altersgrenze.“30 Deshalb sei eine solche Vakanz un-

verzüglich zu beheben.31 Folgt man dem BVerwG, so 

liegt es nahe, dass unverzüglich – bei monatlichen Ple-

narsitzungen des Landtags – kaum mehr als drei Monate 

sein können. 

 

Und dann ging es doch. 

 

Die Sommerpause des Thüringer Landtages rückte be-

drohlich nahe; schon drei Monate war das Präsidenten-

amt nicht ordnungsgemäß besetzt. Das mag die Drohku-

lisse eines handlungsunfähigen Verfassungsgerichtsho-

fes verstärkt haben. Am Ende gaben zunächst die Grü-

nen und kurz vor der entscheidenden Plenarsitzung auch 

                                                           
25

 ThürVerfGH, Beschl. v. 21. April 2010 – VerfGH 40/08, S. 5. Es 

verweist dabei auf SaarVerfGH, Urt. v. 14. Juli 1987 - Lv 4/86 und 

dessen Billigung durch BVerfGE 82, 286. 
26

 ThürVerfGH, Beschl. v. 11. April 2018, VerfGH 8/18, S. 3 und 

ThürVerfGH, Beschl. v. 11. April 2018, VerfGH 3/17, S. 4 
27

 LVerfG M-V, Urt. v. 26. Juni 2008 – 4/07, juris Rn. 57. 
28

 BGH, Urt. v. 12. März 2015 – VII ZR 173/13, juris Rn. 37. 
29

 BVerwG, Beschl. v. 11. Juli 2001 – BVerwG 1 DB 20.01, Rn. 19. 
30

 BVerwG, Urt. v. 25. Juli 1985 – 3 C 4/85, 1. Orientierungssatz. 
31

 BVerwG, Urt. v. 25. Juli 1985 – 3 C 4/85, juris, Rn. 15. 
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die Fraktion der Linken nach.32 Der Wahlvorschlag Kauf-

manns wurde schließlich, wie bereits der Vorschlag für 

die Wahl des Mitgliedes Baldus im März, von allen Frak-

tionen außer der AfD mitgetragen.33 Kaufmann erhielt 

72 Ja-Stimmen und elf Nein-Stimmen bei fünf Enthal-

tungen und wurde damit von der erforderlichen Mehr-

heit von zwei Dritteln der Mitglieder des Landtags zum 

Präsidenten des Thüringer Verfassungsgerichtshofs ge-

wählt.34 

 

Schlüsse 

 

Für eine Dauer von drei Monaten war das dritthöchste 

öffentliche Amt im Freistaat Thüringen unbesetzt, mithin 

ein Verfassungsorgan ohne als solche legitimierte Spitze. 

Eine Situation in der dem Verfassungsgerichtshof die 

Handlungsunfähigkeit drohte und dies in einer Zeit lau-

fender Verfahren, die auch das Interesse der Öffentlich-

keit auf sich zogen.  

 

Augenscheinlich ist das aktuelle ThürVerfGHG für einen 

solchen Fall des Ausscheidens nicht ausreichend ausge-

stattet. Jedoch auch schon beim regulären Ausscheiden 

eines Mitglieds kann es zur Blockade im Landtag kom-

men. Denkbar wäre daher eine Orientierung des Gesetz-

gebers an § 7a BVerfGG.35 Möchte man mit einer Alters-

grenze die Funktionsfähigkeit des Gerichtshofs wahren, 

dann erscheint eine Regelung, die die Fortführung der 

Geschäfte durch den Richter, der die Altersgrenze er-

reicht hat, wenig zweckmäßig, gerade dann, wenn eine 

regelmäßig schnelle Auflösung der Blockade im Landtag 

nicht garantiert werden kann.  

 

Die Amtszeit des neuen Präsidenten Kaufmann ist un-

umstößlich durch die Altersgrenze zeitlich stark be-

grenzt. Das mag sich positiv auf seine Eigenschaft als 

Kompromisskandidat ausgewirkt haben. Seine Amtszeit 

                                                           
32

 Bundscherer: Kompromiss in Thüringen: Kaufmann ist neuer 

Präsident des Verfassungsgerichts, Beitrag vom 21. Juni 2018 auf 

mdr.de (URL oben). 
33

 LT-Drs. 6/5853. 
34

 LT-Plenarprotokoll, 6. WP, 122. Sitzung, S. 106ff. 
35

 Hierzu ist auch die Entstehungsgeschichte interessant, siehe bspw. 

Franz Klein, in Maunz/Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge BVerfGG, 53. 

EL 2018, § 7a, Rn. 1ff. 

endet jedenfalls bereits am 30. Dezember 2021.36 Der 

Gesetzgeber sollte sich zeitnah dahingehend Gedanken 

machen, will er nicht erneut eine Verfassungskrise im 

Freistaat Thüringen riskieren. 

 

                                                           
36

 Laut Handbuch der Justiz 2010/2011: Die Träger und Organe der 

rechtsprechenden Gewalt in der Bundesrepublik Deutschland, Hei-

delberg 2010, S. 428 wurde Kaufmann am 30. Dezember 1953 gebo-

ren. 
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Prielmayerstraße 5 

80335 München 

Präsident: Peter Küspert 

Rechtsgrundlage: Gesetz über den Bayerischen Verfassungsgerichtshof vom 10. Mai 1990 (GVBl. 1990, S. 122, 231; GVBl. 2018, 

S. 118) 

Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin 
Elßholzstr. 30-33  

10781 Berlin 

Präsidentin: Sabine Schudoma 

Rechtsgrundlage: Gesetz über den Verfassungsgerichtshof vom 8. November 1990 (GVBl. 1990, S. 2246; GVBl. 2016, S. 221) 

Verfassungsgericht des Landes Brandenburg 
Jägerallee 9-12  

14469 Potsdam 

Präsident: Jes Albert Möller 

Rechtsgrundlage: Gesetz über das Verfassungsgericht des Landes Brandenburg vom 22. November 1996 (GVBl. I 1996, S. 343; 

GVBl. I 2013, Nr. 23) 

Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt Bremen 
Am Wall 198  

28195 Bremen 

Präsidentin: Ilsemarie Meyer 

Rechtsgrundlage: Gesetz über den Staatsgerichtshof vom 18. Juni 1996 (Brem.GBl. 1996, S. 179; Brem.GBl. 2011, S. 251) 

Hamburgisches Verfassungsgericht 
Sievekingpl. 2 

20355 Hamburg 

Präsident: Friedrich-Joachim Mehmel 

Rechtsgrundlage: Gesetz über das Hamburgische Verfassungsgericht vom 23. März 1982 (HmbGVBl. 1982, S. 53; HmbGVBl. 

2017, S. 319) 

Staatsgerichtshof des Landes Hessen 
Luisenstraße 9-11  

65185 Wiesbaden 

Präsident: Roman Poseck 

Rechtsgrundlage: Gesetz über den Staatsgerichtshof (StGHG) vom 19. Januar 2001 (GVBl. 2001, S. 78; GVBl. 2015, S. 158) 

Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern 
Domstr. 7  

17489 Greifswald 

Präsident: Burkhard Thiele 

Rechtsgrundlage: Gesetz über das Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern vom 19. Juli 1994 (GVOBl. M-V 1994, S. 

734; GVOBl. M-V 2010, S. 22) 

 

Niedersächsischer Staatsgerichtshof 
Herminenstraße 31 

31675 Bückeburg 

Präsident: Herwig van Nieuwland 

Rechtsgrundlage: Gesetz über den Staatsgerichtshof vom 1. Juli 1996 (Nds. GVBl. 1996, S. 342; Nds. GVBl. 2016, S. 238) 
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Verfassungsgerichtshof Nordrhein-Westfalen 
Aegidiikirchplatz 5  

48143 Münster 

Präsidentin: Ricarda Brandts 

Rechtsgrundlage: Gesetz über den Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Dezember 1989 (GV. NW. 

1989 S. 708; GV. NW. 2018, S. 400) 

Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz 
Deinhardpassage 1  

56068 Koblenz 

Präsident: Lars Brocker 

Rechtsgrundlage: Landesgesetz über den Verfassungsgerichtshof vom 23. Juli 1949 (GVBl. 1949, S. 285; GVBl. 2015, S. 165) 

Verfassungsgerichtshof des Saarlandes 
Franz-Josef-Röder-Str. 15  

66119 Saarbrücken 

Präsident: Roland Rixecker 

Rechtsgrundlage: Gesetz Nr. 645 über den Verfassungsgerichtshof vom 17. Juli 1958; Bekanntmachung vom 6. Februar 2001 

(Amtsbl. 2001, S. 582; Amtsbl. I 2014, S. 358) 

Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen 
Harkortstr. 9  

04107 Leipzig 

Präsidentin: Birgit Munz 

Rechtsgrundlage: Sächsisches Verfassungsgerichtshofsgesetz vom 18. Februar 1993 (SächsGVBl. 1993, S. 177, 495; SächsGVBl. 

2017, S. 598) 

Landesverfassungsgericht Sachsen-Anhalt 
Willy-Lohmann-Str. 29  

06844 Dessau-Roßlau  

Präsident: Lothar Franzkowiak 

Rechtsgrundlage: Gesetz über das Landesverfassungsgericht vom 23. August 1993 (GVBl. LSA 1993, S. 441; GVBl. LSA 2018, S. 

162) 

Schleswig-Holsteinisches Landesverfassungsgericht 
Brockdorff-Rantzau-Str. 13  

24837 Schleswig 

Präsident: Bernhard Flor 

Rechtsgrundlage: Gesetz über das Schleswig-Holsteinische Landesverfassungsgericht vom 10. Januar 2008 (GVOBl. 2008, S. 25; 

GVOBl. 2018, S. 231) 

Thüringer Verfassungsgerichtshof 
Jenaer Straße 2a 

99425 Weimar 

Präsident: Stefan Kaufmann 

Rechtsgrundlage: Gesetz über den Thüringer Verfassungsgerichtshof vom 28. Juni 1994 (GVBl. 1994, S. 781; GVBl. 2014, S. 469) 
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